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Hunger - die Krankheit von Millionen 
Zum Weltgesundheitstag am 7. April 1963 

DR. ELISABETH S C H W A R Z H A U P T 
Bundesministerin für Gesundheitswesen 

In diesem Jahr kommt dem Weltgesundheitstag am 7. April 
besondere Bedeutung zu. Am 1. Januar 1963 ist das „Welter­
nährungsprogramm" (World Food Program, WFP) angelaufen, 
das gemeinsam von der Ernährungs- und Landwirtschafts­
organisation (FAO) und dem Generalsekretariat der Verein­
ten Nationen durchgeführt wird. Im Rahmen dieses Pro­
gramms sollen hilfsbedürftigen Ländern innerhalb von drei 
Jahren Nahrungsmittel im Werte von 100 Millionen Dollar 
zugeführt werden. Der Bundesminister für Ernährung, Land­
wirtschaft und Forsten, Werner Schwarz, hat im Februarheft 
dieser Zeitschrift ausführlich darüber berichtet. 
Auch die Weltgesundheitsorganisation der Vereinten Natio­
nen (WHO) wird sich an dieser umfassenden Kampagne ge­
gen den Hunger in der Welt und seine furchtbaren Folgen mit 
allen ihr gegebenen Möglichkeiten und Mitteln beteiligen. 
Sie hat den diesjährigen Weltgesundheitstag unter das Motto 
gestellt: „Hunger — die Krankheit von Millionen". 
Mehr als die Hälfte der Weltbevölkerung leidet an Hunger. 
Über 1,5 Milliarden Menschen sind Opfer der Unterernährung 
und können sich nicht selbst helfen. Sie müssen nicht nur 
mit hochwertigen Lebensmitteln versorgt werden, sondern 
brauchen in gleicher Dringlichkeit ärztliche und technische 
Hilfe, damit sie von den Krankheiten des Hungers geheilt 
werden und in der Zukunft die Möglichkeit finden, ihre Er­
nährung quantitativ und qualitativ in ausreichendem Maße 
aus dem eigenen Lande sichern zu können. 
Der Weltgesundheitstag geht also jeden einzelnen von uns in 
doppeltem Sinne an. Er will auf das Leid durch den Hunger 
in der Welt aufmerksam machen, er will uns aber auch in 
eigener Sache ansprechen. Den für die Durchführung des 
Weltgesundheitstages Verantwortlichen ist es nicht allein 
darum zu tun, daß die Millionen Hungernden in der Welt mit 
dem täglichen Brot versorgt und gesättigt, sondern daß sie 
auch dazu erzogen werden, sich gesundheitlich richtig zu er­
nähren. Das letzte betrifft jedoch nicht nur sie, sondern uns 
alle. Auch wir in den Wohlstandsländern müssen uns zu einer 
der Gesundheit dienlichen Ernährung erziehen lassen; denn 
falsche und übermäßige Ernährung können ebenso zu Krank­
heiten führen wie der Hunger. 
Die Ärzte sind der Ansicht, daß die in unseren Tagen er­
schreckende Zunahme des Herzinfarkts und der Arterio­
sklerose, die Häufung von Diabetes, Gicht und anderer Stoff­
wechselkrankheiten nicht zuletzt in einem wesentlichen Zu­
sammenhang mit unserer Falsch- und Überernährung stehen. 
Wir müssen aus dieser Erkenntnis die Folgerungen ziehen 
und die möglichen Ursachen dieser Zivilisationskrankheiten 
beseitigen. 
Helfen und erziehen also — das sind die beiden wichtigsten 
Aufgaben des Weltgesundheitstages über den 7. April hinaus. 
Sie zu erfüllen, verlangt laufende Anstrengungen auf dem 
einen wie dem anderen Gebiet. Und je mehr jeder einzelne 
bereit ist, sich für die Lösung der mannigfach auftretenden 
Probleme mit Aufgeschlossenheit und Verantwortungsbe­
wußtsein einzusetzen, desto mehr und wirksamer hilft er 
auf der einen Seite den Hungernden, auf der anderen aber 
auch uns allen und nicht zuletzt sich selbst. 
Die Arbeit der Weltgesundheitsorganisation wird sich nicht 
darin erschöpfen, den Hunger in der Welt zu stillen und die 
Folgen der Mangelernährung von Millionen Menschen zu 
mildern und zu beseitigen. Sie kann und darf nicht so eng 
begrenzt sein, weil mit dem Geben der Nahrung in die be­
dürftigen Länder neue Probleme auftauchen. 

Um nur ein Beispiel zu nennen. Es ist erschreckend zu erfah­
ren, daß die Zahnkaries bei den Menschen in den Wohlstands­
ländern eine bis 100 Prozent gehende Verbreitung gefunden 
hat. Auch das dürfte mit höchster Wahrscheinlichkeit auf die 
falsche Ernährungsweise in diesen Ländern zurückzuführen 
sein. Bei denjenigen Völkern und isoliert lebenden Bevölke­
rungsgruppen, die unsere verfeinerten Nahrungsmittel bisher 
überhaupt nicht oder nicht regelmäßig verzehrten, ist die 
Zahnkaries überaus selten anzutreffen. 
Es gehört also auch zu den wichtigen Aufgaben der Weltge­
sundheitsorganisation, darauf zu achten, daß mit unseren 
Lebensmitteln nicht unsere gesundheitlichen Zivilisations­
schäden in den Ländern mit Mangelernährung eingeführt 
werden, daß die Hilfe, die wir ihnen geben, nicht früher oder 
später zu einem erheblichen Nachteil für sie wird. Da dieses 
Problem rechtzeitig erkannt worden ist, wird es hoffentlich 
auch nicht zu den hier angedeuteten schädlichen Auswirkun­
gen kommen. 
Es beweist jedoch die Notwendigkeit, daß mit dem täglichen 
Brot, mit dem wir den Hunger der Millionen beseitigen wol­
len, Fachleute aus allen Gebieten in die Entwicklungsländer 
entsandt werden •— Wissenschaftler, Mediziner und Tierärzte, 
Vertreter technischer Berufe und Angehörige der Verwaltung, 
Fachleute aus der Ernährungs- und Landwirtschaft. Sie alle 
sind unentbehrlich im Kampf gegen den Hunger — die 
Krankheit von Millionen. 
Die Bundesregierung hat ihre Bereitschaft zur internationalen 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Gesundheitswesens im 
Jahre 1962 durch umfangreiche Leistungen bewiesen. 
Außer dem regulären Beitrag der Bundesrepublik für die 
Weltgesundheitsorganisation der Vereinten Nationen in einer 
Höhe von über 6 Mill. DM hat das Bundesgesundheitsmini­
sterium für das Malariaausrottungs-Programm der Weltge­
sundheitsorganisation einen freiwilligen Beitrag von insge­
samt 1,9 Mill. DM geleistet. Das Ministerium geht davon aus, 
daß das Programm auf dem Gebiet der technischen Hilfe zur 
Ausrottung weitverbreiteter Krankheiten in den Entwick­
lungsländern eine besondere ethische, soziale und politische 
Bedeutung hat. 
Im Rahmen der technischen Hilfe sind dem Bundesministe­
rium für Gesundheitswesen aus dem Entwicklungsfonds der 
Bundesregierung für technische Hilfe für das Jahr 1962 Be­
träge in Höhe von 17 Mill. DM bereit gestellt worden, und 
zwar für lang- und kurzfristige Projekte. Mit diesen Mitteln 
sind insgesamt 90 Entwicklungsvorhaben auf dem Gebiet des 
Gesundheitswesens in 45 Ländern Afrikas, Asiens sowie 
Mittel- und Südamerikas durchgeführt oder begonnen wor­
den. 
Darunter befinden sich 14 vollständige Einrichtungen für 
Krankenhäuser oder für Spezialabteilungen in Krankenhäu­
sern, 7 fahrbare vollständige Krankenbehandlungsstationen 
und 49 fahrbare Spezialeinheiten wie Ambulanz, Schirmbild­
anlagen, Zahnstationen, außerdem eine Blutbank, eine Ko­
baltbestrahlungsanlage sowie die Mittel für deutsches medi­
zinisches Personal und ärztliche Berater. 
Dieser Beitrag für die Weltgesundheitsorganisation und für 
die Entwicklungsländer seitens der Bundesrepublik wird 
auch für das Jahr 1963 nicht geringer sein. 
Die Hilfe des Staates aber bleibt nur ein Teilwerk, wenn er 
nicht der Mithilfe aller seiner Bürger sicher ist. Und auch aus 
diesem Grunde ist der Weltgesundheitstag am 7. April 1963 
von besonderer Bedeutung. 
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Kein Winterschlaf am East River 
Probleme und Tagungen der Vereinten Nationen am Jahresbeginn 

DR. MAX BEER, N E W YORK 

Sonderberichterstatter der Deutschen Gesellschaft für die Vereinten Nationen 

Aus dem Inhalt: Erfolg der Kongoaktion und Abwicklung der 
Kubakrise — Wenig Aussichten in Palästina — Kein Fort­
schritt in den Abrüstungsgesprächen — Erneute Kolonial­
debatten — Finanzierung des Friedens — Welthandelskon­
ferenzprobleme, Wissenschaft und Technologie, wirtschaft­
liche Zusammenarbeit — Geburtenkontrolle in Entwicklungs­
ländern? — Schutz gegen Rassendiskriminierung und reli­
giöse Intoleranz. 

Einleitung 

Besucher von auswär t s , aber auch aus New York, die irgend­
wie i n diesen ersten Monaten des Jahres der Weg i n die 
internationalen G e b ä u d e am East River führt , haben das 
Gefühl , i n eine ausgestorbene Stadt einzutreten, wie man sie 
hier und da in ehemalig b lühenden , jetzt seelenlosen Gold­
gräber reg ionen des alten Amerika findet. 
Die g roßen Salons, die wei t läuf igen Korridore, die riesige 
Versammlungshalle sind leer, i n einigen kleineren Konferenz­
sä len scheinen zwar einige Diplomaten oder Sachvers tänd ige 
versammelt zu sein, aber man sieht sie kaum, sie verschwin­
den i n dem sonst von keinerlei Leben erfül l ten gewaltigen 
Bau. Auch i n den Pressesä len , ja sogar i n den Bars herrschen 
Leere und Stille. Die paar Delegierten und Korrespondenten, 
die bescheidene Gruppen bilden, sprechen kaum von den 
Problemen der Vereinten Nationen, interessieren sich kaum 
für die Sachve r s t änd igenbe ra tungen , kommentieren vorwie­
gend die Vorgänge i n der ä u ß e r e n Welt und beklagen dabei, 
daß sie i n dem vereinsamten Nationenpalast keinen Wider­
hal l finden. Der Besucher zuckt die Achseln. Nach dem langen 
und ü b e r w ä l t i g e n d e n Geräusch der Versammlungstagung 
haben die Vereinten Nationen scheinbar Ferien oder sind 
dem Winterschlaf verfallen. 
Die nachstehenden Aus füh rungen sollen dieser in jedem Jahr 
von neuem umgehenden Legende entgegentreten, nach einem 
Überbl ick ü b e r die wesentlichen politischen Probleme, die 
zum Tei l brennende Ak tua l i t ä t verloren haben, zum Tei l we i ­
ter beunruhigen, eine wenn auch nicht vol l s tändige Zusammen­
fassung der zahlreichen wirtschaftlichen und anderen Pro­
bleme und Tagungen bieten, die, wenn sie trotz aller auch in 
ihnen s p ü r b a r e n Gegensä tze doch ernsthaft und auch frucht­
bar das Werk der Weltorganisation v o r w ä r t s treiben, den in 
dem l ä rmenden , streitbaren, hemmungslosen Trubel der 
Versammlung etwas wesenlos gewordenen Beschlüssen erst 
wieder i n sachlicher Arbei t Leben einflößen und sie zu 
verwirkl ichen suchen. 

I . Politische Probleme 

1. Kongo 

Die Berichtsperiode sah eine der gefähr l ichsten Zuspitzungen 
der Kongoaktion der Vereinten Nationen und hierauf — ihren 
Erfolg. 
Die Verschärfung, die zu ernstesten Besorgnissen Anlaß ge­
ben durfte, bestand darin, daß die Truppen der U N zu ausge­
sprochenen Kampfhandlungen i m Katanga überg ingen , die m i t 
Angrif fen der Katangagendarmerie und Errichtung von 
Sperrblocks gerechtfertigt wurden, zum Vormarsch auf 
Jadotville führ ten , der angeblich infolge von Zusammenbruch 

der Verbindungen zwischen New Y o rk und der Mi l i tä r le i tung 
i n Elisabethville ohne Instruktionen vorgenommen, dann aber 
an höchster Stelle der U N gebill igt wurde, hierauf zur E i n ­
nahme eines zweiten wichtigen Bergwerkzentrums, K o l -
wezi, wo der K a t a n g a p r ä s i d e n t Tschombe m i t Ze r s tö rungen 
gedroht hatte, und endlich zur Kapi tula t ion Tschombes führ te . 
Gene ra l s ek re t ä r U Thant konnte mittei len, daß die Mi l i t ä r ­
aktion — die vielfach sehr scharf kr i t i s ier t worden war — 
jetzt dem Ende entgegengehe, daß man jetzt i n die Periode 
des Wiederaufbaus eintrete, aber, abgesehen von einer bevor­
stehenden Herabsetzung der Truppen von 19 000 auf 13 000, 
militärische Überwachung noch notwendig sei, wie ü b e r h a u p t 
noch eine Fü l l e schwieriger Probleme zu lösen sind. Unruhen 
nicht nur i m Katanga, sondern auch i n Kasai und anderen 
Regionen sind i n der Tat wei terhin zu befürchten, wie auch 
die Au to r i t ä t der Zentralregierung, die ja nur m i t Hi l fe der 
Truppen der U N halbwegs gesichert werden konnte, noch als 
schwankend gelten m u ß , S t a m m e s k ä m p f e drohen und vor 
allem die Finanzlage des Landes völlig ze r rü t t e t ist. 
Der Kongo w i r d jedenfalls noch lange das Sorgenkind der 
Vereinten Nationen sein, blieb ihnen auch die zeitweilig m i t 
Recht befürchte te Niederlage und damit ein nicht wieder 
gutzumachender Prestigeverlust erspart. Daß schließlich nach 
zweieinhalb Jahren die Befriedung des neuen Staates, dem 
zu schnell die Se lbs tändigke i t und die Mitgliedschaft i n den 
U N trotz Fehlens aller wesentlichen Voraussetzungen zuge­
bi l l ig t worden waren, immerhin in hohem Maße erzielt werden 
konnte, liegt na tür l i ch zum guten Tei l daran, daß es sich in 
der letzten Phase der Kongoaktion — der bisher letzten — 
um das seltene P h ä n o m e n einer grundsätzlichen Überein­
stimmung unter den entscheidenden Faktoren handelte: Die 
Vereinigten Staaten, die, solange die politische Einheit und 
territoriale In t eg r i t ä t des Kongo nicht hergestellt war, kom­
munistisches Eindringen m i t a l l seinen Folgen für Afr ika 
befürchte ten, waren der V o r k ä m p f e r und aktive Helfer der 
A k t i o n der Vereinten Nationen geworden; die Sowjets, die 
stets Tschombe b e k ä m p f t hatten, s tö r t en die A k t i o n nicht; die 
afrikanischen und asiatischen Neutralisten standen hinter 
dem Gene ra l s ek re t ä r ; und schließlich halfen ihm diesmal auch 
die Belgier und ihre den Katanga beherrschende Union 
Minière, deren Einrichtungen schwer bedroht gewesen w ä r e n , 
wenn nicht ein schneller mil i tär ischer Erfolg sie gerettet 
hä t te . So wurde es möglich, ohne die in U Thants u r s p r ü n g ­
lichem Plan vorbereiteten Wirtschaftssanktionen gegen K a ­
tanga zu organisieren, rein militärisch, vor läuf ig jedenfalls, 
das Problem des Separatismus zu lösen. 

Das große politische und juristische Problem der Intervention 
der UN in die inneren Angelegenheiten, i n den Bürge rk r i eg 
eines souveränen Mitgliedstaates mag allerdings weiterhin 
berechtigte Sorge bereiten. Immerh in l äß t sich sagen, daß die 
Intervention der U N den ve rhängn i svo l l en Fehler korrigierte, 
den sie mi t der leichtfertigen Aufnahme des anarchischen 
neuen Staates begangen hatten. 

2. Kuba 

W i r d der Kongo noch geraume Zeit die UN in Anspruch neh­
men, so scheint die andere gefährl iche Krise, welche i m letz­
ten Herbst die Weltorganisation auf das äußers te beunruhigte, 
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übe r ih r die Wolken des Atomkrieges zusammenraffte, ihrem 
Gesichtskreis entschwunden zu sein. Nach langen Verhand­
lungen zwischen Amerikanern und Sowjetrussen und z w i ­
schen beiden und dem Genera l sek re t ä r , i n denen der Ver­
such unternommen wurde, eine „Abwicklung" der Kubakrise 
i m Sicherheitsrat formell vorzunehmen, m u ß t e n sich die 
Beteiligten damit begnügen , sie schriftlich „abzuwickeln" . A n ­
fang Februar richteten der amerikanische Chefdelegierte 
Adlai Stevenson und der erste stellvertretende sowjetische 
Außenmin i s t e r Vassily Kuznetsow einen gemeinsamen Brief 
an U Thant, i n dem sie e rk l ä r t en , daß es „infolge des Grades 
des zwischen ihren Regierungen erzielten E invers t ändn i s ses 
übe r die Regelung der Krise und des A u s m a ß e s des i n seiner 
Durchführung erreichten Fortschrittes nicht notwendig ist, 
d a ß dieses Thema wei terhin i m gegenwär t igen Zeitpunkt die 
Aufmerksamkeit des Sicherheitsrates i n Anspruch nimmt" . 
Das Schreiben sprach ferner die Hoffnung aus, daß die i m 
Zusammenhang m i t der karibischen Krise ergriffene Ak t ion 
zu einer Regelung anderer Differenzen zwischen den Ver­
einigten Staaten und der Sowjetunion und zu einer allge­
meinen Verminderung der Spannungen, die weitere Kriegs­
drohung verursachen könn ten , füh ren werde. 
Gleichzeitig richtete der Delegierte Kubas Carlos Lechuga 
einen Br ie f an den Genera l sek re t ä r , i n dem es hieß, daß die m i t 
Hi l fe U Thants geführ ten Verhandlungen nicht zu einer dau­
ernden Garantie des Friedens i m karibischen Gebiet geführ t 
h ä t t e n und d a ß sie kein für Kuba annehmbares Ergebnis 
hatten, da die Vereinigten Staaten ihre Aggressions- und 
Interventionspolit ik nicht aufgeben und nicht Castros „fünf 
Punkte" berücksicht igen. 
G e n e r a l s e k r e t ä r U Thant antwortete den W o r t f ü h r e r n der 
Vereinigten Staaten und der Sowjetunion m i t der Versiche­
rung, d a ß er ihre Hoffnung auf Entspannung teile und dar­
auf vertraue, daß alle beteiligten Regierungen von Hand­
lungen Abstand nehmen, die irgendwie die Lage i m K a r i b i ­
schen Meer verschär fen könn ten . Dieser letzte Wunsch wurde 
auch i n einer A n t w o r t U Thants auf das Schreiben des 
kubanischen Botschafters, i n dem er von dessen Stellung­
nahme Kenntnis nahm, ausgesprochen. Der gesamte Brief­
wechsel ging als Dokument dem Sicherheitsrat zu, womi t für 
diesen jetzt der Fal l erledigt ist. I m Augenblick hat es auch 
nicht den Anschein, als ob die neuen Auseinandersetzungen 
zwischen den Vereinigten Staaten und der Sowjetunion ü b e r 
das Verbleiben sowjetischer Soldaten und Techniker in 
Kuba oder die Unruhe i n den Vereinigten Staaten und 
lateinamerikanischen L ä n d e r n ü b e r von Kuba ausgehende 
kommunistische Subversion i n absehbarer Zeit die U N 
beschäft igen werden. 
Allerdings tauchte der Kubakonf l ik t i n den U N v o r ü b e r g e ­
hend i m Zusammenhang m i t dem Sonderfonds für Wirt­
schaftsentwicklung auf, der seinerzeit unter seinen zahlrei­
chen Programmen auch ein Projekt für die Errichtung einer 
landwirtschaftlichen Versuchsstation i n Santiago de las Vegas 
in der Havannaprovinz gebilligt hatte, das aber von den 
Vereinigten Staaten bekämpf t worden war. Eine kubanische 
Beschwerde bei U Thant ü b e r die Verschleppung des Pro­
jektes hatte zur Folge, daß der Direktor des Sonderfonds, 
der Amerikaner Paul Hoffmann, der üb r igens in diesen 
Tagen u. a. Bonn besuchte, die etappenweise Inangriffnahme 
ankündig te , und U Thant sie bil l igte und dabei Hoffmann als 
pflichtgetreuen internationalen Beamten pries, w ä h r e n d die 
amerikanische Delegation, die von neuem das Projekt be­
kämpf te , sich damit begnügen m u ß t e , daß „kein amerika­
nischer Dollar" für dasselbe verwandt w ü r d e , was nicht h i n ­
dert, d a ß die Vereinigten Staaten für den Sonderfonds den 
Hauptbeitrag liefern . . . 

3. Palästina 

Inzwischen nahm die bereits sehr geschwächte I l lusion, den 
arabisch-israelischen Konf l i k t ü b e r die arabischen P a l ä s t i n a ­

flüchtl inge langsam einer halbwegs rationalen Lösung ent­
gegenzuführen , ein Ende. Die Schiedskommission für Palästi­
na, die sich aus Vertretern der Vereinigten Staaten, Frank­
reichs und der T ü r k e i zusammensetzt und eine Formel für 
die Durch füh rung der Ver sammlungsen t sch l i eßung des Jahres 
1948 — Entschädigung oder Rückkehr der F lüch t l inge i n das 
israelische Gebiet — suchte, hatte den P r ä s i d e n t e n der Carne­
giestiftung Dr. Joseph Johnson m i t der Untersuchung des 
Problems und Ausarbeitung von Vorschlägen betraut. Ein 
sehr wohlmeinender, aber auch sehr komplizierter Plan 
Johnsons, der eine A r t stufenweisen Plebiszits unter den 
Flücht l ingen und bestimmte Verpflichtungen Israels und der 
vier arabischen Nachbarstaaten — der Gas t l ände r der F lüch t ­
linge — vorsah, fand nicht den Beifal l der beteiligten Re­
gierungen. Die mehr als leidenschaftlichen Ausb rüche der 
Araber i m Verlauf der letzten Versammlungstagung l ießen 
überd ies keinen Zweifel d a r ü b e r bestehen, daß die Zeit nicht 
für eine Lösung reif ist: Die Araber bestehen nicht nur auf 
une ingesch ränk te r R ü c k k e h r i n das „arabische Pa läs t ina" , 
das un rech tmäß ig von den Zionisten kolonisiert und besetzt 
sei, und Israel, das jede massive R ü c k w a n d e r u n g als Unter­
höh lung des Bestandes des Staates entschieden ablehnt, hat 
unter diesen U m s t ä n d e n keine Neigung, kompromißha f t e s 
Entgegenkommen zu zeigen, das ja ha r tnäck ig als unzurei­
chend und nicht mi t dem politischen Zie l der arabischen 
Flücht l ingspol i t ik vereinbar abgelehnt w i r d . 
Unter diesen U m s t ä n d e n künd ig t e i n einer Sitzung der 
Schiedskommission am 31. Januar Dr. Johnson seinen Rück­
tritt an, den die Kommission, ohne die Ernennung eines Nach­
folgers ins Auge zu fassen, mi t Bedauern annehmen m u ß t e . 

4. Westneuguinea 

Ein anderes politisches Problem, dem die Organisation oder 
jedenfalls der G e n e r a l s e k r e t ä r Aufmerksamkeit schenken 
mußte , war die Durch füh rung des von der Generalversamm­
lung gebilligten holländisch-indonesischen Abkommens ü b e r 
Westneuguinea. Seit dem 31. Dezember 1962 flattert neben 
der Fahne der Vereinten Nationen die indonesische Fahne 
anstelle der n ieder länd ischen ü b e r dem V e r w a l t u n g s g e b ä u d e 
des Vertreters der UN, Dr. Dja la l Abdoh. Eine Reihe von 
M a ß n a h m e n für die Ü b e r n a h m e der Verwal tung durch Indo­
nesien am 1. M a i 1963 wurden seitdem ergriffen, nachdem ein 
indonesischer Versuch sie vorzuverlegen, an der Haltung 
U Thants gescheitert war, der m i t Recht betonte, daß A b ­
ä n d e r u n g e n in dem Abkommen die Einwi l l igung aller Teile, 
also auch die der Niederlande und der Generalversammlung, 
erfordern. E in Zuges t ändn i s an Indonesien ist jedoch dar in 
zu erblicken, daß bereits m i t der Einschaltung indonesischen 
Personals begonnen w i r d . W ä h r e n d einer .Asienreise, die 
U Thants Kabinettschef, den U n t e r g e n e r a l s e k r e t ä r Narasim-
han, nach Westneuguinea und Djakarta führ te , wurden die 
weiteren Modal i t ä ten e rö r te r t . 

5. Abrüstung 

Entgegen den Erwartungen und Hoffnungen, von denen die 
letzte Tagung der Generalversammlung widerhallte, hat die 
Behandlung des A b r ü s t u n g s p r o b l e m s bis zum Zeitpunkt, an 
dem dieser Bericht ve r f aß t w i r d , namentlich i n bezug auf das 
Atomtestproblem, keine Fortschritte gemacht. Zwar wurde 
die neue Tagung der Abrüs tungskommiss ion u m zwei Wochen 
verschoben, u m den als ve rhe ißungsvo l l beurteilten direkten 
amerikanisch-sowjetischen Verhandlungen, an denen dann 
spä t e r die Br i ten teilnahmen, eine Chance zu geben. Sie 
fanden zunächst i n New York, dann i n Washington, hier­
auf wieder i n New York statt, f üh r t en zu optimistischen 
Ä u ß e r u n g e n U Thants, m u ß t e n dann aber als ergebnislos 
eingestellt und wieder der Genfer Konferenz übe r l a s sen wer­
den, i n der bis zum Augenblick Gegensä tze zwischen A m e ­
rikanern und Russen andauern, die vor allem der Zahl der 
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jähr l ich auf automatischem Wege vorzunehmenden Kontrol le 
der Innehaltung eines Testverbots galten. 
Die Unruhe und Besorgnis, die dieses s tändige Versagen auch 
nur elementarer E i n i g u n g s b e m ü h u n g e n hervorrief, fand ihren 
Ausdruck auf der Genfer Konferenz für Wissenschaft und 
Technik, der ein spä t e re r Abschnitt dieses Berichtes gewidmet 
ist: Übe r 100 Teilnehmer richteten einen feierlichen Appell 
an die Abrüs tungskommiss ion , i n dem diese dringend er­
sucht wurde, schnell zu einer Einigung ü b e r die Einstellung 
der Kernwaffenversuche zu gelangen, so bald wie möglich 
die „a l lgemeine und völl ige A b r ü s t u n g " unter wirksamer 
internationaler Kontrol le he rbe izuführen und damit die für 
wirtschaftliche und soziale Entwicklung benöt ig ten Mit te l 
frei zu machen. 

6. Wiederaufnahme des antikolonialen Ansturmes 

Die Siebzehnerkommission der UN, in der sich i m Vorjahre 
der Hauptansturm gegen die Über re s t e kolonialer Herrschaft 
vollzog — ihre Aufgabe ist es, die V e r s a m m l u n g s e r k l ä r u n g a 

vom Jahre 1960 ü b e r beschleunigte und bedingungslose U n ­
abhäng igke i t aller n ich tse lbs tändigen Gebiete und Völker 
durchzuführen —, t rat am 20. Februar wieder zusammen, 
nachdem sie auf Grund eines Versammlungsbeschlusses in 
eine Vierundzwanzigerkommission umgewandelt worden war: 
zu den bisherigen Mitgliedern, Äthiopien, Australien, G r o ß ­
britannien, Indien, I talien, Jugoslawien, Kambodscha, Mada­
gaskar, Ma l i , Polen, Sowjetunion, Syrien, Tanganyika, T u ­
nesien, Uruguay, Venezuela und die Vereinigten Staaten, 
waren hinzugekommen Bulgarien, Chile, D ä n e m a r k , die 
El fenbe inküs te , I rak, I ran und Sierra Leone. I h r Mandat 
verlangt, daß sie weiterhin die geeignetsten Wege und Mi t t e l 
für die schleunige und totale Anwendung der U n a b h ä n g i g ­
ke i t s e rk l ä rung auf alle bisher noch nicht u n a b h ä n g i g ge­
wordenen Gebiete erforscht, spezifische Maßnahmen für die 
völlige Anwendung der E r k l ä r u n g vorschlägt , der Versamm­
lung h i e rübe r spä tes tens auf der nächs ten ordentlichen Ta­
gung Bericht erstattet und •— dieser Passus ist für die neue 
Dokt r in der Antikolonial is ten bezeichnend — den Sicher­
heitsrat ü b e r alle Entwicklungen in den nichtse lbs tändigen 
Gebieten unterrichtet, die den internationalen Frieden und 
die Sicherheit bedrohen k ö n n e n (d. h. gegebenenfalls Sank­
tionen ins Auge zu fassen). 
Die feierliche Rede, mi t der G e n e r a l s e k r e t ä r V Thant die 
Tagung der Kommission eröffnete, entsprach durchaus der die 
afrikanisch-asiatischen Antikolonialisten beherrschenden 
Menta l i t ä t , und sie bi l l igte es auch, daß die Kommission in 
sich immer mehr die Funktionen anderer Organe der Ver­
einten Nationen, die sich m i t Kolonialproblemen befassen, 
vereinigt und praktisch ü b e r n i m m t . Zum Vorsitzenden wurde 
der Vertreter Malis Sori Culibaly, bisher Vizevorsitzender der 
Siebzehnerkommission, gewähl t . Die Debatten sollen das 
ganze Jahr hindurch andauern, werden damit neue Leiden­
schaften entfesseln und die a l l jähr l ichen bitteren K ä m p f e 
in der Versammlung einleiten. 

7. Finanzierung der friedenserhaltenden Aktionen 

A m 30. Januar trat die von der Generalversammlung einge­
setzte, aus 21 Mitgl iedern bestehende „Arbe i t sg ruppe für die 
P r ü f u n g der administrativen und b u d g e t ä r e n Verfahren der 
U N " , d. h. zur P r ü f u n g der Finanzierungsmethoden für die 
friedenserhaltenden Akt ionen der Organisation, zu einer 
nichtöffentl ichen Tagung zusammen, die gegenwär t ig noch 
andauert. Ihre Aufgabe ist es i n erster Linie , besondere 
Methoden für solche erhebliche Kosten verursachende A k t i o ­
nen wie die i m Kongo und i m Nahen Osten ausfindig zu 
machen, eine besondere Staffelung der Beitragspflichten 
vorzunehmen, die ja auf Grund des Gutachtens des Inter­
nationalen Gerichtshofes und der i hm zustimmenden Ver­
sammlungsen t sch l i eßung als obligatorisch gelten müssen , 

sowie das Problem der rücks tänd igen Bei t räge i m Zusammen­
hang m i t diesen Akt ionen unter Berücksicht igung der w i r t ­
schaftlichen Lage der Staaten zu untersuchen. E in Bericht 
soll spä tes tens am 31. März vorliegen, u m der für dieses 
Thema für Mi t te M a i geplanten Sondertagung der General­
versammlung zuzugehen. Eine Aufstellung des Sekretariats 
zeigt, d a ß am 31. Dezember 1962 für das Kongokonto 
76 209 612 Dollar ausstanden, für die Streitkraft i m Nahen 
Osten 27 647 638 und vom Kapitalsbetriebsfonds und dem 
regu lä ren Budget 17 764 606 Dollar. 
Wenn man sich der schwierigen Debatten in der Versamm­
lung vor Einholung und nach Vorliegen des Gerichtsgut­
achtens erinnert, des Widerstandes der Kommunisten, die 
keine Zahlungen für den Kongo und den Nahen Osten 
leisten wollen, Frankreichs, das Be i t r äge für den Kongo ab­
lehnt, zahlreicher auf äuße r s t e Herabsetzung ihrer Beitrags­
pflicht bestehender anderer Nationen, so kann man sich 
nicht ü b e r die Schwierigkeiten wundern, die i n den seit drei 
Wochen dauernden Debatten der Gruppe entstanden und die 
man, falls nicht i m Laufe des März eine Lösung gefunden w i r d , 
i n der Sondertagung der Versammlung wiederfinden w i r d . 
Werden die Vereinigten Staaten, die, wie sie es wissen 
ließen, gegenwär t ig einen Plan ausarbeiten, diese Lösung 
n ä h e r b r i n g e n ? W ä h r e n d w i r diesen Bericht abfassen, hat sich 
i n Erwartung dieses Planes die Gruppe u m eine Woche ver­
tagt; es finden F ü h l u n g n a h m e n statt. Die besonnenen Ele­
mente befürchten mi t Recht ohne eine Lösung nicht allein 
infolge der noch andauernden Verpflichtungen i m Kongo 
eine akute Krise, sondern auch eine uner t r äg l i che Impotenz 
der Vereinten Nationen i m Falle künf t ig notwendiger A k ­
tionen. 

I I . Wirtschaftliche und humanitäre Probleme 

1. Vorbereitung einer Welthandelskonferenz 

Die von der Generalversammlung eingesetzte Kommission 
für die Vorbereitung einer Konferenz für Handel und Ent­
wicklung tagte vom 22. Januar bis zum 5. Februar am Sitz 
der U N . Nach langen Debatten, i n denen sich zuweilen Ge­
gensätze zwischen den H a u p t b e f ü r w o r t e r n der Konferenz, 
den En twick lungs l ände rn und den Kommunisten füh lba r 
machten — letztere suchten westös t l ichen Handel, regionale 
Abkommen (EWG) und A b r ü s t u n g mehr oder weniger i n 
den Mi t te lpunkt zu rücken —, genehmigten die 30 Mitglieder 
mi t einigen Vorbehalten einen Zwischenbericht, der dem 
Wirtschafts- und Sozialrat zu seiner Apri l tagung in New 
York zugeht, worauf die Kommission einen neuen Bericht 
zuhanden des Rates auf seiner Genfer Mai-Juni-Tagung 
verfassen w i l l . 
Der gegenwär t ig vorliegende Text e n t h ä l t den E n t w u r f 
einer Tagesordnung für die Konferenz, der folgende Themen 
aufzähl t : 1. Erweiterung des internationalen Handels und 
ihre Bedeutung für Wirtschaftsentwicklung; 2. Internationale 
Verb rauchsgü te r - und Rohstoff p r o b l è m e ; 3. Handel mi t 
Fer t ig- und Halbfertigfabrikaten; 4. Hebung des „unsicht­
baren" Handels der En twick lungs l ände r ; 5. Auswirkungen 
regionaler Wirtschaftsgruppen; 6. Finanzierung der Erweite­
rung des internationalen Handels; 7. Vereinbarungen, M e ­
thoden und Apparate für D u r c h f ü h r u n g von M a ß n a h m e n zur 
Erweiterung des internationalen Handels. 
Die Konferenz soll vom Wirtschafts- und Sozialrat auf s p ä ­
testens Anfang 1964 einberufen werden. Die Bundesrepublik, 
die i n ihrer Eigenschaft als Mi tg l ied der Sonderorganisationen 
der U N zu der Konferenz eingeladen ist, bekundete ih r I n ­
teresse an den Vorbereitungsarbeiten durch Entsendung von 
zwei Beobachtern i n die Vorbereitungskommission, des M i t ­
gliedes der s t änd igen Beobachtermission, Dr. Guido Brunner, 
und des Regierungsrates Hans Schüßler vom Wirtschafts­
ministerium. 
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D r . R a l p h B u n c h e (rechts), 
U n t e r g e n e r a l s e k r e t ä r f ü r be­
sondere polit ische Aufgaben 
und F r i e d e n s n o b e l p r e i s t r ä ­
ger, berichtet n a c h R ü c k ­
k e h r aus d e m K o n g o G e n e ­
r a l s e k r e t ä r U T h a n t ü b e r 
den V e r l a u f der D e z e m b e r -
J a n u a r - E r e i g n i s s e I n K a ­
tanga (vgl . S. 38 u n d 56 ff.). 

2. Konferenz für Wissenschaft und Technik 

Ist es auch schwer, am Beginn der Vorbereitungsarbeiten 
die Aussichten der Welthandelskonferenz so optimistisch zu 
beurteilen, wie manche Enthusiasten am Sitz der U N es tun, 
so w i r d man doch die immerhin weitweite moralische Be­
deutung der Konferenz für Wissenschaft und Technik, die 
vom 4. bis zum 20. Februar i n Genf tagte, bereits anerkennen 
dürfen . Es ist wahr, daß sie i m Gegensatz zu der künf t igen 
Welthandelskonferenz keine Beschlüsse zu fassen hatte und 
nicht auf internationale Regierungsabkommen hinzielte. 
Auch wurden keine s t änd igen Organe gegründe t , obgleich 
solche wiederholt angeregt wurden. Das Zie l war Gedanken­
austausch, Sammlung von umfangreichem und zum größten 
Tei l wer tvol lem Material , F ö r d e r u n g einer Durchdringung 
der Entwicklungsprobleme m i t den fortgeschrittenen wissen­
schaftlichen und technologischen Errungenschaften und Er­
leuchtungen. 

Dieses Zie l wurde i n der von 1 800 Delegierten aus 87 L ä n ­
dern beschickten Konferenz m i t ihren 2 000 schriftlichen 
Be i t r ägen und zahlreichen Reden i n 12 Allgemeinen Sitzun­
gen, 80 Fachsitzungen, informellen Z u s a m m e n k ü n f t e n und 
persönl ichen Besprechungen erreicht. Dre i Nobelpre i s t räger , 
mehrere Minister, viele Botschafter und vor allem b e r ü h m t e 
Fachgelehrte nahmen an der Zusammenkunft te i l . E in A u f ­
satz des Oberregierungsrates Fel ix K l e m m vom Bundes­
wirtschaftsministerium i n Bonn hat i n der vorigen Nummer 
dieser Zeitschrift ü b e r die deutsche Beteiligung durch Denk­
schriften und Gelehrte berichtet. 

W i l l man kurz zusammenfassen, so kann man drei Haupt­
themen i n den Verhandlungen und Arbei ten unterscheiden: 
1. Natür l iche Hilfsquellen, ihre Umwandlung i n Verbrauchs­
gü te r und Betriebsmaterial und die e inschlägigen Trans­
portprobleme; 2. Menschenmaterial, seine Ausbildung und 
Verbesserung und hierbei Verkehrs- und Verbindungsmetho­
den, die physisches und geistiges Wohlergehen des Menschen 
e r h ö h e n k ö n n e n ; 3. Rationelle Mobilisierung a l l dieser Fak­

toren, d. h. die Formen nationaler und internationaler Pla­
nung und Zusammenarbeit. Vor allem bot die Konferenz 
den oft i n ihrem besonderen Fach isolierten Wissenschaftlern 
und Technikern die Möglichkeit , ih r Wi rken i n globalem 
Zusammenhang zu sehen und sich selbst zur Teilnahme an 
der wirtschaftlichen Emanzipierung der En twick lungs l ände r 
zu ermutigen. 

Eine Zusammenfassung der Verhandlungsberichte i n sechs 
bis sieben B ä n d e n w i r d allen, die an dem Entwicklungs­
prozeß i n diesen L ä n d e r n arbeiten, eine Fü l l e von Tatsachen 
und Anregungen bieten. Wenn auch, wie gesagt, keine Organe 
geschaffen wurden — weder ein s tändiges Ins t i tu t noch ein 
Clearing-House unter einem Hochkommissar, da die meisten 
Delegierten eine V e r s t ä r k u n g der bestehenden Sonderorga­
nisationen nach der wissenschaftlichen Seite vorzogen —, 
glauben diejenigen, welche die Genfer Konferenz beobachte­
ten, an ihren hervorragenden Einf luß auf die Entwicklungs­
länder . E in enthusiastischer Genfer Informationsbericht der 
U N bemerkt: „Wenn einige versucht waren anzunehmen, 
daß moderne Wissenschaft und Technik einfach die Reichen 
noch reicher macht, m u ß die Genfer Zusammenarbeit sie 
davon übe rzeug t haben, d a ß die Wissenschaftler und Tech­
niker der hochentwickelten L ä n d e r i n wachsendem Maße 
von dem Problem beherrscht werden, wie ihre Kenntnisse 
i n den Dienst des Kampfes gegen wirtschaftliche R ü c k s t ä n ­
digkeit gestellt werden k ö n n e n . . . Die Konferenz war eine 
wahrhaft historische Gelegenheit sowohl für die Wissenschaft 
als auch für die Massen, die ihrer Hi l fe bedür fen , . . . ein 
Auftakt für künftige bezeichnendere Dinge." 
Auch Skeptiker, die das Entwicklungsproblem für zu ge­
wa l t ig und kompliziert halten, als daß eine wissenschaftlich­
technologische Konferenz i hm praktisch bald gerecht werden 
könn te , und die diese einfach i n den Rahmen der atmo­
sphär i schen B e m ü h u n g e n stellen möchte , die sich unter der 
Ägide des „Entwick lungsJahrzehn t s" abspielen, werden die 
Kennzeichnung als wichtigen Auftakt durchaus unterschrei­
ben. 

V e r e i n t e Nat ionen 2/63 41 



3. Sonderfonds für Wirtschaftsentwicklung 

I n seiner Tagung vom 14. bis zum 21. Januar bewill igte der 
Verwaltungsrat des Sonderfonds 42 neue Entwicklungspro­
jekte und h ie r fü r einen Betrag von 43,6 M i l l . Dollar. Den 
g röß ten An te i l w i r d Lateinamerika haben, dem i n der Höhe 
der Finanzierung A f r i k a und hierauf die i n den U N „Asien 
und Ferner Osten" genannte Region folgen. A u ß e r d e m soll 
ein Regionales Planungsinstitut für asiatische L ä n d e r nach 
dem Vorb i ld des 1962 i n Lateinamerika geg ründe t en Ins t i t u ­
tes geschaffen werden. Der Direktor des Sonderfonds, Paul 
Hoffmann, regte i n beachtenswerten Aus füh rungen engere 
F ü h l u n g m i t den Regierungen der empfangenden L ä n d e r 
an und teilte mit , daß Vereinbarungen i m Gange seien für 
Konsultierungen, die bestmögl iche Orientierung künf t ige r 
Begehren nach M i t w i r k u n g des Fonds und damit einen w i r k ­
lichen „Durchbruch" i n der Wirtschaft der betreffenden L ä n ­
der erlauben w ü r d e n . Er e rk lä r t e , daß nach wie vor die 
Tä t igke i t des Fonds sich auf folgende Gebiete konzentrieren 
werde: gesunde Entwicklungsplanung und Durchführung , 
Bestimmung der praktischen Potenzen menschlicher und 
physischer Hilfsquellen der empfangenden Länder , V e r w i r k ­
lichung dieser Potenzen. Er stellte i n Betrachtungen zum 
wirtschaftlichen und entwicklungstechnischen Fortschritt i n 
der Welt fest, d a ß trotz einer anscheinenden „En t t äuschungs ­
welle" ü b e r fremde Hil fe das A u s m a ß dieser Hi l fe sich s t än ­
dig mehren werde und daß gleichzeitig die Tendenz anwachse, 
Entwicklungshilfe durch den Apparat der Vereinten Nationen 
zu lenken. Er verlangte dringend, daß die nächs te Konferenz 
für Anmeldung von Be i t r ägen i m Oktober dieses Jahres 
100 M i l l . Dollar für die Programme des Jahres 1964 zur Ver­
fügung stelle. 

4. Wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Eine vom Wirtschafts- und Sozialrat eingesetzte Arbeits­
gruppe für internationale wirtschaftliche Zusammenarbeit, 
bestehend aus 12 Mitgl iedern — Vertretern Äth iopiens , A u ­
straliens, Brasiliens, Frankreichs, Großbr i t ann iens , Indiens, 
Italiens, Jugoslawiens, Kolumbiens, Polens, der Sowjetunion 
und der Vereinigten Staaten —, t ra t am 7. Februar am Sitz 
der U N zusammen, u m ü b e r einen sowjetischen En twur f 
für eine E r k l ä r u n g zu dem Thema sowie A b ä n d e r u n g s a n -
t r ä g e zu beraten und dem Rat i n seiner New Yorker A p r i l ­
tagung h i e r ü b e r zu berichten. 
Der sowjetische Ant rag woll te , d a ß die E r k l ä r u n g folgende 
Forderungen enthalte: Festigung der wirtschaftlichen Be­
ziehungen unter den Staaten ungeachtet der Unterschiede 
i n ihren sozialen Systemen oder des Grades der Wirtschafts­
entwicklung; Gleichberechtigung, gegenseitiger Nutzen und 
Nichteinmischung i n innere Angelegenheiten als Richtlinien 
der Handelsbeziehungen; Annahme des Grundsatzes der 
Meis tbegüns t igung ohne diskriminatorische E insch ränkungen 
durch alle Mitgliedstaaten; F ö r d e r u n g internationaler Ver­
b r a u c h s g ü t e r - und Rohstoffabkommen m i t gleichem Nutzen 
für Einfuhr- und A u s f u h r l ä n d e r und von langfristigen Han­
de l sve r t r ägen , die gerechten Austausch von weniger ent­
wickelten L ä n d e r n erzeugten G ü t e r n erleichtern w ü r d e n ; 
wirtschaftliche und technische Hil fe von Seiten der Industr ie­
mäch te an weniger entwickelte L ä n d e r ohne deren S o u v e r ä ­
n i t ä t e insch ränkende Bindungen; Proklamierung des souve­
r ä n e n Rechtes aller Staaten, ü b e r ihre na tü r l i chen H i l f s ­
quellen i n Ü b e r e i n s t i m m u n g m i t ihrem nationalen Interesse 
zu ver fügen ; Verwertung aus ländischen öffentl ichen oder 
privaten Kapitals i n Investitionen für Entwicklung der ent­
scheidenden Wirtschaftszweige und nicht zugunsten exzessi­
ven Gewinnes der Kapitalexporteure; wissenschaftliche und 
technische Zusammenarbeit unter allen Staaten. 
Die Debatten ü b e r diesen reichlich demagogischen En twur f 
dauerten bis zum 20. Februar. I n ihrem Verlauf brachten die 
Vereinigten Staaten und andere teilnehmende L ä n d e r eine 

Reihe von A b ä n d e r u n g s a n t r ä g e n ein. Lebhafte Meinungs­
verschiedenheiten lös ten Begriffe wie „friedliche Koexistenz" 
und „ W e t t b e w e r b " aus. I n den Bericht an den Wirtschafts­
und Sozialrat wurde schließlich ein E r k l ä r u n g s t e x t einge­
schaltet, der aber kein e inmü t ig angenommenes Dokument ist, 
sondern i n dem wichtige Teile ausdrückl ich als wei te rh in 
s t r i t t ig bezeichnet wurden. 

5. Bevölkerungsprobleme 

Die Bedürfn isse der En twick lungs länder , welche i m Vorder­
grund der Arbeiten der vorstehend behandelten Tagungen 
und Konferenzen standen, beherrschten n a t u r g e m ä ß auch die 
Debatten der Bevölkerungskommiss ion , ein Organ des W i r t ­
schafts- und Sozialrates, die ihre 12. Tagung vom 4. bis zum 
15. Februar i n New York abhielt. Zwei formelle Beschlüsse 
galten von der Kommission empfohlenen Programmen für 
demographische Untersuchungen und der Einberufung der 
Zweiten Weltbevölkerungskonferenz für das Jahr 1965. Da­
r ü b e r hinaus galten die Auseinandersetzungen i n erster Lin ie 
dem Problem der Beziehung zwischen Bevö lke rung , womi t 
Fruchtbarkeit gemeint war, und den wirtschaftlich-sozialen 
Umwandlungen, wobei das Thema der Geburtenkontrolle 
wie schon w ä h r e n d der Versammlungstagung die Geister 
schied. Anregungen und Hilfeleistungen für eine solche K o n ­
trolle k ä m e n na tü r l i ch nur i n den unterentwickelten L ä n d e r n 
Asiens, Afr ikas und Lateinamerikas i n Betracht, wo die Ge­
burtenzahl doppelt so hoch ist wie i n den entwickelten 
L ä n d e r n . Die Kommission m u ß t e sich hier vornehmlich auf 
Empfehlungen ü b e r das Studium der die Fruchtbarkeit be­
einflussenden Faktoren, rationelle Registrierung und auf 
Hinweise auf die asiatische Bevölkerungskonferenz i n Indien 
i m Dezember dieses Jahres beschränken . Sie verl ieh dabei 
dem Gedanken Ausdruck, daß Bevölkerungspol i t ik nat io­
nalen Regierungen übe r l a s sen und Eingreifen der U N ver­
mieden werden sollten. Besonders nachdrücklich erhoben sich 
i m Gegensatz zu anderen Kommissionsmitgliedern die Ver­
treter der Sowjetunion und der Ukraine gegen die These, 
daß schneller Bevö lke rungszuwachs die wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung behindere. Sie e rk lä r ten , daß genau wie 
i n den Industriestaaten Industrialisierung, höheres Lebens­
niveau und größere Bi ldung auch i n den E n t w i c k l u n g s l ä n ­
dern die Geburtenzahl e inschränken w ü r d e n . 

6. Wohnungsprobleme 

Eine Kommission für Wohnungsprobleme, die vom 21. Ja­
nuar bis zum 1. Februar i n New York tagte, nahm eine Reihe 
von En t sch l i eßungen zuhanden des Wirtschafts- und Sozial­
rates an, die folgende Themen zum Gegenstand haben: 1. K o ­
ordinierung und Organisation bestehender und zu vermeh­
render internationaler Hi l fe ; 2. Finanzierung; 3. F ö r d e r u n g 
internationaler Forschungs-, Ausbildungs- und Informations­
zentren; 4. Errichtung eines internationalen Dokumentie-
rungszentrums; 5. Planung und D u r c h f ü h r u n g von bahn­
brechenden Projekten; 6. Erzieherische M a ß n a h m e n . 

7. Untersuchungen über die Lage des Wolframmarktes 

Eine Zusammenkunft der Vertreter von 28 Regierungen, 
unter ihnen Dr. Guido Brunner von der Beobachtermission 
und Oberregierungsrat von der Becke vom Wirtschaftsmini­
sterium als Vertreter der Bundesrepublik, unternahm am 
8. und 9. Januar p r ä l i m i n a r e Untersuchungen übe r die Lage 
i m Wolframmarkt, auf dem sich seit 1960 s tändige Preis­
senkungen vollzogen, was die Schl ießung einer Reihe von 
Bergwerken zur Folge hatte. Es wurde die Eintragung des 
Themas auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung der 
Kommission für Internationalen Verbrauchsgü te r - und Roh­
stoffhandel sowie die Einberufung eines besonderen Wolf­
ramkomitees für Anfang Juni beschlossen und die Internat io­
nale Studiengruppe für Ble i und Zink ersucht, diesem K o ­
mitee ihre technischen Hi l fsmit te l zur Ver fügung zu stellen. 
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I n der Zwischenzeit w i r d das Sekretariat i n Konsultat ion 
m i t interessierten Regierungen statistisches Mater ia l und eine 
Analyse der den Wolframmarkt betreffenden Probleme vor­
bereiten. 

8. Ein Blick in die afrikanische Wirtschaftskommission 

Es ist nicht möglich, hier auf die vielen anderen Wirtschafts­
problemen gewidmeten Tagungen einzugehen, die wie auch 
andere Fragen behandelnde Veranstaltungen wei t ü b e r den 
Erdbal l zerstreut sind und fast alle i n dieser oder jener 
Form i n den Beratungen des Wirtschafts- und Sozialrates 
i m F r ü h l i n g und Sommer wiederauftauchen werden. Aber 
ein schneller Blick i n die afrikanische Wirtschaftskommission, 
die kürzl ich i n Léopoldville tagte b , dü r f t e nützl ich sein, we i l 
einige Aspekte, die Europa betreffen, es verdienen, hier 
hervorgehoben zu werden. W i r finden sie i n der grund­
legenden Eröf fnungsrede , die der Leiter der Wirtschafts­
abteilung der U N , der französische U n t e r g e n e r a l s e k r e t ä r 
Philippe de Seynes, am 19. Februar hielt. Er sah den wich­
tigsten Faktor afrikanischer Handelsentwicklung i n der Ent ­
wicklung wirksamer Nachfrage in Westeuropa und ging aus­
führlich ein auf das neue Abkommen zwischen den L ä n d e r n 
des Europäischen Gemeinsamen Marktes und achtzehn afri­
kanischen Staaten. Er nannte es i n mancher Hinsicht einen 
„ b e m e r k e n s w e r t e n Ausdruck einer neuen wirtschaftlichen 
Sol idar i tä t zwischen industriellen und unterentwickelten 
L ä n d e r n , ein Instrument, m i t dem, wie es so oft i n den 
Vereinten Nationen empfohlen wurde, Handels- und Hi l f s ­
probleme innerhalb desselben Abkommens geregelt und als 
eng miteinander v e r k n ü p f t behandelt werden, eine Vereinba­
rung, die sich ü b e r eine hinreichend lange Periode erstreckt, 
u m den Teilnehmern das Mindes tmaß von Sicherheit zu ge­
w ä h r e n , das sie für ihre Planung brauchen". „Die Vere in­
barung", so fügte de Seynes hinzu, „läßt den afrikanischen 
L ä n d e r n die Freiheit, ihre Tarife zu bestimmen, u m ihre 
entstehenden Industrien zu schützen; es ist i n einem Wort 
ein umfassendes System, das w i r gerne i n der gesamten Welt 
oder wenigstens i n dem gesamten Kontinent angewandt 
sehen möchten." 

Da w i r uns, wenn auch nur flüchtig, nach Léopoldvi l le und 
i n die afrikanische Wirtschaftskommission begeben haben, 
dü r fen w i r nach dem Hinweis auf de Seynes A u s f ü h r u n g e n 
vielleicht noch ein anderes, weniger wichtiges Ereignis er­
w ä h n e n . Dre i Kommunisten der deutschen Sowjetzone such­
ten sich, wie sie es schon bei anderen Veranstaltungen in 
Af r ika taten, i n die Kommissionstagung als Beobachter — ein 
Rang, der nur Vertretern der Bundesrepublik zusteht — 
einzuschleichen, wurden jedoch von der kongolesischen Re­
gierung verhaftet und deportiert. 

9. Die Tagung des Unterausschusses zur Verhinderung von 
Diskriminierung und für Minderheitenschutz 

Die wichtigste Kundgebung der U N auf dem Gebiete ihrer 

sozialen und h u m a n i t ä r e n Aufgaben war i n der Berichts­
periode die 15. Tagung des Unterausschusses zur Verhinde­
rung von Diskr iminierung und für Minderheitenschutz. I n 
diesem Gremium hatte die Hakenkreuzepidemie vor einigen 
Jahren die ersten Protestkundgebungen und Empfehlungen 
zur Abhi l fe ausgelöst , aus denen dann schließlich die letzten 
Versammlungsentschließungen gegen Rassenhaß und religiöse 
Intoleranz hervorgingen, die für jedes dieser beiden Themen 
die Ausarbeitung sowohl einer Erklärung als auch eines Ab­
kommens verlangen. 
Es war Sache des Unterausschusses, sich dem Beginn einer 
Durchführung dieser Entsch l ießungen zu widmen. Das Er­
gebnis ihrer Beratungen war zunächst der E n t w u r f einer 
Erklärung ü b e r das erste Thema. I n i h m werden Theorien 
ü b e r Rassenunterschiede und Rassenüber l egenhe i t als wissen­
schaftlich falsch, moralisch verwerfbar, sozial ungerecht und 

gefährl ich bezeichnet und entsprechende gesetzliche M a ß ­
nahmen von den Staaten gefordert. Was das zweite Thema 
betriff t , so ersuchte der Un te raus schuß die ü b e r g e o r d n e t e 
Menschenrechtskommission, die P r ü f u n g von G r u n d s ä t z e n 
zum Problem der Religionsfreiheit und Diskriminierung, die 
ih r 1960 von dem Unte rausschuß zugingen, zu vollenden. 
Erheblichen Raum nahm i n den Debatten die E r ö r t e r u n g 
ü b e r eine Denkschrift des philippinischen Berichterstatters 
José Ingles ein, i n der G r u n d s ä t z e und Forderungen i n Durch­
füh rung des i n der Allgemeinen E r k l ä r u n g der Menschen­
rechte vom Jahre 1948 niedergelegten Rechtes eines jeden, 
jedes Land, auch das eigene, zu verlassen und dorthin zu­
rückzukehren, aufgestellt werden. Die Denkschrift p rü f t 
dieses Thema i n allen nur denkbaren Aspekten und stellt 
fest, d a ß auf Grund der von 90 Regierungen gelieferten I n ­
formationen dieses Recht keineswegs allgemein als ein ver­
fassungsmäßiges und gesetzliches Recht anerkannt w i r d . 
Die E r w ä h n u n g der Berliner Schandmauer i n der Denkschrift 
r ief heftigen Einspruch der kommunistischen Mitglieder her­
vor, die sich auch ü b e r Darlegungen zum Problem der 
Rassen- und Religionsfreiheit, namentlich von Seiten der 
Vertreter nichtgouvernementaler Organisationen, erregten. 
Z u e r w ä h n e n ist noch eine spä t e r fortzusetzende Untersu­
chung ü b e r Diskriminierung unehelicher Kinder und der 
platonische Beschluß, das Problem des Minderheitenschutzes 
auf der Tagesordnung des Unterausschusses zu belassen. 
Inzwischen setzt eine Sonderkommission die Beratungen ü b e r 
die Organisation einer großzügigen Feier des 15. Jahrestages 
der Proklamierung der Allgemeinen E r k l ä r u n g der M e n ­
schenrechte am 10. Dezember 1963 fort. 

Schlußbetrachtung-
Aus unseren A u s f ü h r u n g e n dür f t e hervorgehen, d a ß es 
jedenfalls keinen Leerlauf i n den sogenannten „ to ten" Zei t ­
läuf ten der Vereinten Nationen gibt. Und zieht man wei ter 
i n Betracht, welch riesenhafte, unsichtbare Arbei t i m Sekre­
tariat geleistet w i r d , u m die zahlreichen Untersuchungen und 
Anordnungen durchzuführen , die sich aus den Versamm­
lungsbeschlüssen ergaben, und die gegenwär t i gen Tagungen 
mi t Mater ia l zu versorgen, die künf t igen zu organisieren und 
d a r ü b e r hinaus auch politische Probleme, die i n den U N 
selbst noch nicht i n Erscheinung treten, zu beobachten, so 
w i r d man kaum die K o n t i n u i t ä t des Wirkens, u n a b h ä n g i g 
von sensationellen H ö h e p u n k t e n , i n der Weltorganisation 
bestreiten können . 
K l a r sind w i r uns allerdings auch da rübe r , d a ß aus der Be ­
schäft igung m i t den i n den Bereich der U N gehö renden 
Problemen und aus den einzelnen Tagungen i m Ver lauf 
dieser ersten beiden Monate i m Augenblick kaum andere 
Schlüsse zu ziehen sind als die Feststellung dieser nü tz l ichen 
Kont inu i t ä t . Zwei Monate sti l ler unsensationeller Arbei t 
bedeuten ebensowenig i m Leben der Weltorganisation w i e 
drei Monate wi lden Geräusches . Aber diese beiden Monate 
haben bes tä t ig t , was w i r am Schluß unseres Berichtes ü b e r 
die drei Monate sagten, näml ich d a ß wei terhin die Verein­
ten Nationen da sind. Sie sind nicht eingeschlafen und nicht 
eingefroren. Sie haben sogar bescheiden hier und da einen 
neuen Anlauf genommen, dessen Rhythmus und dessen K r a f t 
sich nun i n den nächs ten Monaten, vor allem i n der vielleicht 
entscheidenden Sonderkonferenz für die Finanzierung der 
Friedensaktionen, offenbaren können . Bereitsein ist alles, so 
meinten w i r . Die Hoffnung auf das Bereitsein der U N haben 
diese zwei Monate nicht ausgelöscht . 

(Abgeschlossen am 23. Februar 1963) 

A n m e r k u n g e n : 
a E r k l ä r u n g ü b e r die G e w ä h r u n g der U n a b h ä n g i g k e i t a n k o l o n i a l e 

L ä n d e r u n d V ö l k e r . — E n t s c h l i e ß u n g der G e n e r a l v e r s a m m l u n g 
1514 ( X V ) v o m 14. D e z e m b e r 1960. Deutsche Uberse t zung s. V E R ­

E I N T E N A T I O N E N 10. J g . (1962) Hef t 4 S. 117. 
b D i e Ze i t schr i f t w i r d i n I h r e r n ä c h s t e n A u s g a b e ü b e r diese T a ­

gung e inen B e r i c h t br ingen . 
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Das Asylrecht in der Bundesrepublik Deutschland 

DR. ROLF SCHAEFER, B O N N 
Oberregierungsrat im Bundesministerium des Innern 

Das Asylrecht ist durch verschiedene Vorgänge in der jüng­
sten Zeit, wie den Aufenthalt des ehemaligen französischen 
Ministerpräsidenten Bidault und die Tätigkeit von Emigran­
tenorganisationen in der Bundesrepublik, in das Interesse 
der Öffentlichkeit gerückt. Unabhängig von diesen aktuellen 
Ereignissen beschäftigt das Asylrecht zur Zeit internationale 
und nationale Gremien: Die Vereinten Nationen und der 
Europarat auf dem Gebiet des internationalen Rechts sowie 
der Bundestag für das nationale deutsche Recht befassen sich 
mit ihm. Aus diesem Anlaß beginnen wir eine Reihe von 
Betrachtungen über das Asylrecht im internationalen und 
nationalen Recht mit einer Darstellung des Asylrechts in der 
Bundesrepublik Deutschland. Abhandlungen über die Be­
handlung des Asylrechts in den Vereinten Nationen und im 
Europarat werden folgen. 

I . Wesen und Bedeutung des Asylrechts 
Eines der politisch bedeutsamsten Rechtsinstitute unserer 
Verfassung, das Grundrecht des Asyls, ist noch recht jung. 
Vor 1945 war dem deutschen Recht nur eine A u s p r ä g u n g des 
Asylrechts bekannt: der Schutz des politischen Verbrechers 
vor Auslieferung an einen aus ländischen Staat nach § 3 des 
Deutschen Auslieferungsgesetzes. Ausdrückl iche Best immun­
gen ü b e r das Asylrecht finden sich erst nach 1945, zuerst i n 
den Verfassungen der deutschen L ä n d e r 1 und dann i n A r ­
t ike l 16 Abs. 2 S. 2 GG. Diese Bestimmung besagt knapp und 
ohne n ä h e r e Ausdeutung: Politisch Verfolgte genießen Asyl-
recht. 
Geschichtlich betrachtet ist unter A s y l der Ort zu verstehen, 
an dem ein Verfolgter Schutz vor seinen Verfolgern genießt . 
M i t der Zeit wurde auch der Schutz vor Verfolgung selbst, 
den ein Flücht l ing an einem solchen Ort fand, als Asy l be­
zeichnet 2 . 
Aus diesem, zunächst re in faktischen Vorgang der Schutz­
g e w ä h r u n g vor Verfolgung, entwickelte sich dann das A s y l ­
recht i n einem zweifachen Sinne. Einmal als Rechtsinstitution 
des Völkerrechts und auch des staatlichen Rechts, zum an­
deren als das subjektive, das persönl iche Recht des F lüch t ­
lings, unter bestimmten U m s t ä n d e n Asyl zu beanspruchen. 
Es blieb nicht bei diesen beiden Bedeutungen. I m Völker ­
recht bedeutet das Asylrecht zunächst das auf die S o u v e r ä n i ­
t ä t des Staates geg ründe te Recht, einem Flücht l ing Schutz 
vor der Verfolgung i n einem anderen Staat g e w ä h r e n zu 
dürfen , ohne hierwegen der Völker rech tswidr igke i t geziehen 
zu werden, ohne also internationale Streitigkeiten i m recht­
lichen Raum befürchten zu m ü s s e n 3> 4 . Erst neuerdings befaßt 
sich das Völkerrecht auch m i t dem subjektiven Asylrecht, 
i n dem es die Voraussetzungen festzulegen beginnt, unter 
denen ein Flücht l ing von einem Staat Asy l begehren kann, 
und Inhal t und Grenzen des i n Anspruch genommenen A s y l ­
rechts n ä h e r umschreibt. So befaßt sich der Europarat i n 
dem En twur f eines 2. Protokolls zur E r g ä n z u n g der Men­
schenrechtskonvention m i t Bestimmungen ü b e r das Asylrecht 
sowohl i m Sinne des Staatenrechts auf A s y l g e w ä h r u n g als 
auch des subjektiven Rechts des Einzelnen auf Asylschutz 5 . 
Auch die Vereinten Nationen haben sich seit einiger Zeit 
dieses Rechtsinstituts angenommen, das heute immer mehr, 
wie auch schon i m Grundgesetz, als eines der Grund- oder 

Menschenrechte angesehen w i r d . Eine erste Bestimmung 
findet sich i n A r t . 14 der Allgemeinen E r k l ä r u n g der Men­
schenrechte der Vereinten Nationen, der besagt, d a ß jeder 
Mensch das Recht hat, i n anderen L ä n d e r n vor Verfolgung 
Asy l zu suchen und zu genießen . A u f der Ende Dezember 
beendeten 17. Tagung der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen wurde ein En twur f der Menschenrechtskommission 
der Vereinten Nationen vom 15. 3. 1960 übe r eine Asylrechts­
e r k l ä r u n g behandelt, die ähnl ich wie beim Europarat die 
A s y l g e w ä h r u n g durch den Staat und den Asylschutz des 
Einzelnen regelt. 
Dieses subjektive Recht auf A s y l hat i n den heutigen p o l i ­
tischen Verhä l tn i s sen eine nie zuvor gekannte Bedeutung 
erlangt. Wie w i r gesehen haben, w i r d seine Bedeutung auch 
i m Recht — sowohl Völkerrecht als auch nationalem Recht 
der Staaten — anerkannt. I n der BRD hat das Asylrecht i m 
Grundrecht des A r t . 16 Abs. 2 S. 2 GG und verschiedenen 
anderen Bestimmungen eine starke A u s p r ä g u n g erfahren. 
Ehe w i r uns n ä h e r m i t dem Asylrecht und seinen Formen i n 
der BRD befassen, ist es jedoch nöt ig, es gegen ein anderes 
Rechtsinstitut m i t z. T. ähnl ichen Auswirkungen abzugrenzen: 
Gegen das Recht auf Freizügigkeit. 
Wenn das Grundgesetz i n A r t . 16 Abs. 2 S. 2 politisch Ver­
folgten das Asylrecht verspricht, so scheint daraus zu folgen, 
d a ß jedem, der politische Verfolgung erleidet, i m Geltungs­
bereich des Grundgesetzes der Asylschutz zusteht. I m zwei­
geteilten Deutschland w i r d dieser Schutz ohne weiteres auf 
die Deutschen aus der SBZ bezogen. Erst eine n ä h e r e Be­
trachtung des Inhalts des Asylrechts und sein Vergleich m i t 
dem Grundrecht auf Fre izüg igke i t zeigt, daß Deutschen i m 
Sinne des Grundgesetzes das Asylrecht des A r t . 16 Abs. 2 
S. 2 GG nicht zusteht, d a ß dieses Recht nicht etwa mi t dem 
Recht auf Fre izügigkei t konkurr ier t , sondern durch dieses 
ausgeschlossen w i r d . 
Das Asylrecht ist seiner Natur nach ein e ingeschränk tes 
Recht auf Aufen tha l t 6 , das logischerweise nur dann vor ­
liegen kann, wenn kein Vollrecht, kein une ingesch ränk te s 
Recht auf Aufenthal t besteht. Ein solches Vollrecht auf 
Aufenthalt ist für die Deutschen i m Sinne des Grundgesetzes 
i m Recht auf Fre izügigke i t nach A r t . 11 Abs. 1 GG gegeben. 
Dieses Fre izügigkei t s recht hat auch zum Inhal t , daß Deut­
sche aus dem Ausland jederzeit i n das Bundesgebiet ein­
reisen können , ohne Gefahr zu laufen, an der Grenze zu­
rückgewiesen zu werden 7 . Das Fre izüg igke i t s rech t u m f a ß t 
also den Verfolgungsschutz des Asylrechts und geht d a r ü b e r 
hinaus, so daß dem Asylrecht neben der Fre izüg igke i t keine 
Bedeutung zukommt (vgl. das Bundesverfassungsgericht in 
BVerfGE 2, 276/277: „Von der Fre izügigke i t w ü r d e praktisch 
nur eine A r t von Asylrecht ü b r i g b le iben . . . " ) . 
Das Asylrecht kann also nur insoweit für Deutsche wirksam 
werden, als die Fre izügigkei t nach A r t . 11 Abs. 2 GG be­
sch ränk t ist. Eine solche Fre izüg igke i t sbeschränkung für 
Deutsche ist nur i n sehr geringem Umfange für SBZ-Be-
wohner i m Notaufnahmegesetz enthalten. Dessen Best im­
mungen sehen aber wiederum vor, daß gerade für politisch 
verfolgte SBZ-Bewohner die Freizügigkei t nicht einge­
schränkt w i r d . Das Asylrecht nach Ar t . 16 Abs. 2 S. 2 GG 
kommt also für Deutsche wegen des ihnen zustehenden u m ­
fassenderen Fre izügigkei t s rechts nicht i n Frage. Das A s y l ­
recht hat lediglich für Aus l ände r Bedeutung. 
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I I . Formen, Inhalt und Grenzen des Asylrechts 

Wenn w i r die Formen und den Inhal t des Asylrechts i n der 
BRD n ä h e r betrachten, k ö n n e n w i r uns auf die bundes­
rechtlichen Asylbestimmungen beschränken , ohne auf die 
asylrechtlichen Vorschriften i n den Landesverfassungen ein­
zugehen. Zwar bleiben nach A r t . 142 GG als Ausnahme von 
A r t . 31 GG Bestimmungen der Landesverfassungen, auch 
wenn sie dem Bundesrecht gleichlautendes Recht enthalten, 
i n Kraf t , soweit sie Grundrechte i n Ü b e r e i n s t i m m u n g m i t den 
Grundrechten nach A r t . 1 bis 18 GG g e w ä h r e n . Die Rechts­
gebiete, auf denen das Asylrecht als Sonderregelung Bedeu­
tung hat, näml ich insbesondere das Paßrech t , das Aus­
lände r rech t und das Auslieferungsrecht, sind aber bundes­
rechtlich geregelt, so d a ß diese Regelungen nach dem Grund­
satz „Bundesrech t bricht Landesrecht" (Art . 31 GG) auch dem 
Landesverfassungsrecht vorgehen. 
Asylrechtliche Bestimmungen i m Bundesrecht finden w i r 
neben der wichtigsten und s t ä rks t en Bestimmung i n A r t . 16 
Abs. 2 S. 2 GG, i n dem Gesetz ü b e r die Rechtsstellung 
heimatloser A u s l ä n d e r i m Bundesgebiet vom 25. 4. 1951 
(BGBl. I , 269) und in der Verordnung ü b e r die Anerkennung 
und die Vertei lung von aus ländischen F lücht l ingen (Asyl ­
verordnung) vom 6. 1. 1953 (BGBl. I , 3), i n Verbindung m i t 
dem Abkommen ü b e r die Rechtsstellung der F lücht l inge 
vom 28. 7. 1951 (BGBl. I I 1953, 559), Genfer Konvention ge­
nannt. Asylrechtliche Bedeutung haben schließlich auch Be­
stimmungen des Deutschen Auslieferungsgesetzes vom 23. 12. 
1929 (RGBl. I , 239). 
Al le diese Einzel- und Sonderbestimmungen ü b e r das A s y l ­
recht werden heute beeinf lußt durch A r t . 16 Abs. 2 S. 2 GG. 
Sie stellen sich, selbst wenn sie, wie das Auslieferungsgesetz, 
wei t ä l t e r als das Grundgesetz sind, heute als Ausf luß des 
Grundrechts auf Asy l i n A r t . 16 Abs. 2 S. 2 GG dar. Umge­
kehrt w i rken diese eingehenden und Sonderfragen regelnden 
Bestimmungen aber auch auf die Auslegung des A r t . 16 
Abs. 2 S. 2 GG ein. A u f ihren Teilgebieten enthalten sie 
vie l genauere Regelungen von Einzelfragen des Asylsrechts 
als A r t . 16 GG. Sie geben somit den V e r w a l t u n g s b e h ö r d e n 
und Gerichten Richtlinien, die ohne weitere Auslegung durch­
füh rba r sind. Die Praxis in der A u s f ü h r u n g dieser Sonder­
bestimmungen m u ß n a t u r g e m ä ß die Auslegung des A r t . 16 
Abs. 2 S. 2 GG beeinflussen. Es erscheint daher zweckmäßig , 
bei der Untersuchung des Asylrechts i n der BRD zunächst 
diese Sonderbestimmungen zu betrachten und die so leichter 
zu gewinnenden Erkenntnisse bei der Untersuchung von 
A r t . 16 Abs. 2 S. 2 GG zu verwenden. 

1. § 3 des Deutschen Auslieferungsgesetzes vom 23. 12. 1929 
(RGBl. I, 239) 

§ 3 D A G verbietet eine Auslieferung, wenn die veranlassende 
Tat eine politische ist oder mi t einer politischen Tat i m 
Zusammenhang steht. Die Vorschrift be sch ränk t sich also 
auf das Auslieferungsverfahren. Dieses dient dazu, einen 
Aus länder , der von einer aus ländischen Behörde wegen einer 
strafbaren Handlung verfolgt w i r d , der Regierung des be­
treffenden Staates auf Ersuchen h i n zur Strafverfolgung oder 
Strafvollstreckung zu ü b e r a n t w o r t e n . Die Auslieferung ver­
folgt nicht das Ziel, den A u s l ä n d e r vom deutschen Boden zu 
entfernen, sondern w i l l i hn der Strafverfolgung i n einem 
anderen Land zuführen. Sie ist ein Ins t i tu t des Strafrechts, 
nicht des Aufenthaltsrechts. 
I n diesem i n erster Linie den Interessen des fremden Staates 
dienenden Verfahren kam man schon f rüh zu einer Aus­
p r ä g u n g des Asylrechts, wenn die Tat, wegen derer verfolgt 
w i r d , eine politische ist. Wann eine Tat als politische anzu­
sehen ist, ist i m Auslieferungsrecht lebhaft umstri t ten. W ä h ­
rend die eine Meinung i n dem politischen Beweggrund des 
Tä t e r s das entscheidende Merkmal sieht, folgt das deutsche 

Auslieferungsgesetz der Ansicht, die nur bestimmte Tatbe­
s t ände als politische Delikte anerkennt. Nach § 3 Abs. 2 D A G 
sind politische Taten strafbare Angrif fe unmit telbar gegen 
den Bestand oder die Sicherheit des Staates, gegen das Staats­
oberhaupt oder ein Mitg l ied der Regierung, gegen eine ver­
fassungsmäßige Körperschaf t , die s t aa t sbürger l i chen Rechte 
bei Wahlen und Abstimmungen oder gegen die guten Bezie­
hungen zum Ausland. 
Selbst bei dieser objektiven Auffassung, die zu einer engen 
Begrenzung der A s y l t a t b e s t ä n d e führt , hat das Auslieferungs­
gesetz noch eine E inschränkung durch die sogenannte A t t en ­
tatsklausel für erforderlich gehalten. Nach § 3 Abs. 3 D A G ist 
die Auslieferung trotz des politischen Charakters der Tat 
zulässig, wenn die Tat sich als ein vorsätzl iches Verbrechen 
gegen das Leben darstellt, es sei denn, d a ß es i m offenen 
Kampf begangen wurde. 
I m Auslieferungsrecht finden w i r also nur ein dem Personen­
kreis und dem Inhal t nach eng begrenztes, ja b e w u ß t einge­
schränktes Asylrecht. Wie w i r sehen werden, hat es keine 
direkte Verbindung zu den s t ä r k e r e n und wichtigen A s y l ­
rechten i m Aufenthaltsrecht. 

2. § 23 des Gesetzes über die Rechtsstellung heimatloser 
Ausländer im Bundesgebiet (HAG) vom 25. 4. 1951 
(BGBl. I, 269) 

Die BRD g e w ä h r t den A u s l ä n d e r n eine besondere Rechts­
stellung, die sich am 30. 6. 1950 i m Bundesgebiet e inschl ieß­
lich Ber l in (West) aufgehalten haben und der Obhut der 
internationalen Organisation unterstanden, die von den 
Vereinten Nationen m i t der Betreuung verschleppter Perso­
nen und Flücht l inge (IRO) beauftragt war. Sie w i l l damit 
diesem Personenkreis gegenüber , der i n der Hauptsache aus 
den ehemaligen Zwangsarbeitern besteht (verschleppte Per­
sonen oder DPs), ihre besondere Verantwort l ichkeit bewei­
sen. 
§ 12 H A G stellt diese heimatlosen A u s l ä n d e r i n der Wahl 
ihres Aufenthaltsortes und i n der Fre izüg igke i t innerhalb 
des Bundesgebietes den deutschen S taa t sangehör igen gleich. 
Trotz dieser weitgehenden A n n ä h e r u n g an die Fre izügigke i t 
der Deutschen w i r d den heimatlosen A u s l ä n d e r n nicht das 
Vollrecht der Fre izügigke i t gewähr t , das das Asylrecht aus­
sch l i eß t 8 . Die heimatlosen A u s l ä n d e r bleiben A u s l ä n d e r und 
damit der Möglichkeit der Ausweisung aus dem Bundesgebiet 
unterworfen. § 23 H A G legt i m einzelnen fest, inwieweit das 
Fre izügigkei t s recht besch ränk t und unter welchen Voraus­
setzungen ein heimatloser A u s l ä n d e r ausgewiesen werden 
kann. Er e n t h ä l t also die eigentlichen „Asyl"-Vorschr i f ten 
i m Gesetz ü b e r die Rechtsstellung der heimatlosen Aus­
länder . 
Nach § 23 Abs. 1 H A G dür fen heimatlose A u s l ä n d e r nur aus 
G r ü n d e n der öffentl ichen Sicherheit und Ordnung ausgewie­
sen werden. G eg en ü b e r den verschiedenartigen Ausweisungs­
g r ü n d e n für nicht bevorrechtigte A u s l ä n d e r nach § 5 A u s l ä n ­
derpolizeiverordnung (APVO) ist also die A u s w e i s u n g s m ö g ­
lichkeit auf wenige und ernste Fä l l e beschränk t . § 23 Abs. 1 
S. 2 und Abs. 2 sichern den heimatlosen A u s l ä n d e r n neben 
dieser E i n s c h r ä n k u n g der A u s w e i s u n g s g r ü n d e Verfahrens­
garantien zu. So darf die Ausweisung eines heimatlosen Aus­
lände r s erst nach rechtskräf t iger Entscheidung vollzogen wer ­
den, wenn gegen die Auswe i sungsve r fügung Rechtsmittel e in­
gelegt werden. Die sonst nach § 80 Verwaltungsgerichtsord­
nung bestehende Möglichkeit , die sofortige Vollziehung einer 
Ausweisung aus G r ü n d e n des ü b e r w i e g e n d e n öffentlichen 
Interesses anzuordnen und damit die aufschiebende Wi rkung 
von Rechtsmitteln aufzuheben, ist bei heimatlosen A u s l ä n ­
dern i m Interesse ihres gesteigerten Rechtsschutzes ausge­
schlossen. D a r ü b e r hinaus m u ß nach § 23 Abs. 2 H A G dem 
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heimatlosen A u s l ä n d e r vor der zwangsweisen Vollziehung der 
Ausweisung noch eine angemessene Frist g e w ä h r t werden, 
i n der er u m Aufnahme i n einem anderen, i hm passenden 
Staat nachsuchen kann. 
A l l diese Vergüns t igungen sind nicht an konkrete politische 
Verfolgungen geknüpf t , sondern werden dem Kreis der 
heimatlosen A u s l ä n d e r generell zugebilligt auf Grund der 
Annahme, daß die politischen U m w ä l z u n g e n i n ihren Heimat­
staaten ihnen eine Rückkeh r gegen ihren Wi l len nicht zumut­
bar erscheinen lassen. 
§ 23 Abs. 3 H A G e n t h ä l t schließlich den Kern des politischen 
Asylrechts für heimatlose Aus länder . Ke in heimatloser Aus­
l ände r darf danach an einen Staat ausgeliefert noch i n einen 
Staat ausgewiesen, abgeschoben oder zurückgewiesen werden, 
i n dem sein Leben oder seine Freiheit wegen seiner Rasse, 
Abstammung, Herkunft , seines Glaubens, seiner rel igiösen 
oder politischen Anschauungen bedroht ist. 
I n der vierfachen Aufzäh lung der unzuläss igen Verwaltungs­
m a ß n a h m e n , der Ausweisung, Auslieferung, Abschiebung 
oder Zurücksendung , liegt das Verbot jedweder Ü b e r a n t w o r ­
tung des heimatlosen Aus lände r s an die betreffende fremde 
Staatsgewalt. Dieser Schutz t r i t t ein, wenn der A u s l ä n d e r i n 
seinem Leben oder seiner Freiheit bedroht ist. Es genügen 
für diesen Asylschutz also keine Bedrohung der materiellen 
Güter , wie Enteignung, Geldstrafen usw., oder keine Benach­
teiligungen i n der wirtschaftlichen oder beruflichen Tä t ig ­
keit, wie sie vielfach von Emigranten als Grund für das 
Verlassen ihres Heimatstaates angegeben werden. Geschützt 
w i r d nur die persönl iche In tegr i tä t , die körper l iche Unver­
sehrtheit und die Bewegungsfreiheit. 
Das Mot iv der Verfolgung ist allerdings gegenüber der 
schlagwortartigen Bezeichnung von politischem Asy l oder der 
knappen Formulierung i n A r t . 16 Abs. 2 S. 2 GG beträcht l ich 
erweitert. Neben den politischen Anschauungen als Ursache 
der Verfolgung g e w ä h r t § 23 H A G seinen Schutz auch gegen 
Verfolgung wegen der Rasse, der Abstammung, der Herkunft , 
des Glaubens und der rel igiösen Anschauungen. 
Der so nach drei Richtungen konkretisierte Schutz des § 23 
Abs. 3 H A G ist absolut. Er kann unter keinen U m s t ä n d e n 
gegen den Wi l len des heimatlosen Aus l ände r s ü b e r g a n g e n 
werden. Dies g i l t selbst, wenn nach allgemeinem Rechts­
empfinden und vergleichbaren nationalen und internationalen 
Bestimmungen ein heimatloser A u s l ä n d e r sich als des A s y l -
schutzes u n w ü r d i g erweisen sollte, wenn er etwa wegen 
schwerer Straftaten eine Gefahr für die Allgemeinheit des 
Gastlandes darstellt oder die Staatssicherheit bedroht. Es w i r d 
noch zu untersuchen sein, ob der Asylschutz i n dieser extre­
men Ausgestaltung sich nicht als zu weitgehend erweist. 

3. § 21 der Verordnung über die Anerkennung und Vertei­
lung von ausländischen Flüchtlingen (Asylverordnung) 
vom 6. 1. 1953 (BGBl. I, 3) in Verbindung mit dem Genfer 
Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge (GK) 
vom 28. 7. 1951 (BGBl. II 53, 559), insbesondere Artikel 32 
und 33 

Das wohl wichtigste internationale Rechtsinstrument für po­
litische Flücht l inge ist das von 35 Staaten angenommene Gen­
fer Abkommen ü b e r die Rechtsstellung der F lüch t l inge vom 
28. 7. 1951. Da auch die BRD diesem Abkommen beigetreten 
ist und es i n innerstaatliches Recht transformiert hat, müssen 
die Bestimmungen des Abkommens und der zu seiner Aus­
füh rung erlassenen Asylverordnung bei unserem Uberblick 
ü b e r die Asylbestimmungen i n der BRD berücksicht igt wer­
den. 
Nach A r t . 1 A 2 G K 9 gelten als F lücht l inge die Personen, 
die infolge von Ereignissen, die vor dem 1. 1. 1951 eingetreten 
sind und aus der b e g r ü n d e t e n Furcht vor Verfolgung wegen 
ihrer Rasse, Religion, Nat ional i tä t , Zugehör igke i t zu einer 
bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen 

Überzeugung sich a u ß e r h a l b des Landes befinden, dessen 
S taa t sangehör igke i t sie besitzen und den Schutz dieses L a n ­
des nicht i n Anspruch nehmen k ö n n e n oder wegen dieser Be­
fürch tungen nicht i n Anspruch nehmen wollen. Das gleiche 
gi l t für Staatenlose, die aus den gleichen G r ü n d e n sich a u ß e r ­
halb des Landes ihres gewöhnl ichen Aufenthalts aufhalten. 
Die Ü b e r e i n s t i m m u n g der Ver fo lgungsgründe i n dieser Be­
stimmung m i t den Ver fo lgungsgründen , gegenübe r denen 
§ 23 H A G Schutz bietet, ist nicht zufällig. § 23 des Gesetzes 
ü b e r die Rechtsstellung heimatloser Aus l ände r vom 25. 4. 1951 
beruht näml ich auf einem E n t w u r f des ad hoc-Komitees des 
Wirtschafts- und Sozialrates der Vereinten Nationen für das 
Abkommen ü b e r die Rechtsstellung der Flücht l inge . Dieser 
En twur f ist bei den Beratungen ü b e r die F lüch t l ingskonven­
t ion i n Genf i n verschiedenen Punkten a b g e ä n d e r t worden 1 0 , 
die Bestimmung der Ver fo lgungsgründe blieb jedoch erhalten. 
Einer der wesentlichsten Gesichtspunkte bei den Beratungen 
ü b e r die Genfer Konvention, der auch zu den tiefgreifendsten 
Ä n d e r u n g e n führ te , war das Bestreben der Vertragsstaaten, 
ihre staatliche Souve rän i t ä t unangetastet zu erhalten, sie 
durch dieses internationale Vertragswerk hinsichtlich der Be­
handlung der Flücht l inge mögl ichst wenig e inschränken zu 
lassen. So wurde für die zu den Verfolgungen führenden 
Ereignisse die zeitliche Grenze des 1. 1. 1951 gesetzt; eine 
Grenze, die aus dem Begriff des politischen Flücht l ings oder 
dem Wesen der Verfolgung nicht zu e r k l ä r e n ist. Sie dient 
lediglich dazu, den ve r t ragsch l i eßenden Staaten die Ver ­
pflichtungen aus dem Abkommen ü b e r s c h a u b a r und begrenzt 
zu erhalten. Die Vertragsparteien wol l ten keine ungewissen, 
von den Ereignissen der Zukunf t bestimmten Lasten ü b e r ­
nehmen. 
Eine andere für unser Thema und für die ganze F lüch t l i ngs ­
konvention wesentliche Folge aus der Bewahrung der staat­
lichen Souve rän i t ä t ist die Tatsache, daß die Genfer Konven­
tion dem Flücht l ing keinen Anspruch auf Zulassung zu einem 
Asylland gibt. Die G e w ä h r u n g des Asyls liegt nach der Gen­
fer Konvention ganz i m freien Ermessen der Staaten. Keine 
Bestimmung der Konvention schränkt die staatliche Ent ­
scheidungsfreiheit ü b e r die Zulassung eines F lücht l ings zum 
Terr i tor ium des Staates ein. Die Konvention regelt nur den 
Status der aus ländischen Flücht l inge, die sich i m Gebiet eines 
Staates aufhalten, ja, die bedeutsamsten Rechte aus der K o n ­
vention sind sogar den aus ländischen F lüch t l ingen vorbehal­
ten, die sich rechtmäßig , d. h. m i t B i l l igung des Staates, i n 
seinem Gebiet aufhalten. Wann sich ein F lüch t l ing r ech tmäß ig 
in einem Asyl land aufhält , wann i h m also die vollen Rechte 
aus der Konvention zustehen, bestimmt sich nicht nach der 
Konvention selbst, sondern nach dem nationalen Recht jedes 
Vertragsstaates u . 
I n der BRD finden sich die m a ß g e b e n d e n Bestimmungen ü b e r 
die Aufnahme aus ländischer F lücht l inge i n der Asylverord­
nung; sie ist sozusagen die D u r c h f ü h r u n g s v e r o r d n u n g zur 
Genfer Konvention. Nach ihren Vorschriften w i r d durch die 
Bundesdienststelle für die Anerkennung aus länd ischer F lüch t ­
linge i n Zirndorf bei N ü r n b e r g festgestellt, ob Aus lände r , die 
als politische F lücht l inge i m Bundesgebiet Zuflucht suchen, 
die Voraussetzungen des A r t . 1 GK erfül len und demnach als 
Flücht l inge i m Sinne der Genfer Konvent ion anzuerkennen 
sind. Über die Anerkennung entscheiden nach einem der 
Tatsachenermittlung dienenden Vorverfahren nichtweisungs-
gebundene Anerkennungsausschüsse , die aus drei Mitgl iedern 
bestehen. Gegen deren ablehnende Entscheidung steht dem 
A u s l ä n d e r der Widerspruch an einen ebenfalls aus drei M i t ­
gliedern bestehenden Widerspruchsausschuß bei der Bundes­
dienststelle und schließlich die Klage i m verwaltungsgericht­
lichen Verfahren offen. 
Die eigentliche ü b e r das Asyl , näml ich den rech tmäßigen A u f ­
enthalt i m Bundesgebiet, entscheidende Vorschrift e n t h ä l t 
§ 21 Asylverordnung. Als ausländische Flücht l inge anerkannte 
Aus l ände r werden nach § 20 Asylverordnung auf die L ä n d e r 
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verteil t . Diesen A u s l ä n d e r n ist nach § 21 Asylverordnung nach 
ihrer Vertei lung von der zus tänd igen A u s l ä n d e r b e h ö r d e die 
Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, die nach der Aus l ände rpo l i ­
zeiverordnung (APVO) vom 22. 8. 1938 für den Aufenthal t i m 
Bundesgebiet erforderlich ist. § 21 Asylverordnung, nach 
dem die Aufenthaltserlaubnis zu erteilen ist, der A u s l ä n d e r 
also einen Anspruch auf die Aufenthaltserlaubnis hat, ä n d e r t 
also die Vorschriften der Aus länderpo l i ze ive ro rdnung ab, 
nach der kein A u s l ä n d e r einen Anspruch auf Aufenthalts­
erlaubnis hat, sondern deren Ertei lung i m pfl ichtmäßigen 
Ermessen der Aus l ände rbehö rde steht. 
M i t der Bestimmung des § 21 Asylverordnung hat die BRD 
gegenüber den aus ländischen F lücht l ingen i m Sinne der Gen­
fer Konvention auf das den Vertragsstaaten vorbehaltene 
Recht, nach Ermessen ü b e r die Aufnahme von Flüchl ingen zu 
entscheiden, verzichtet und i n Anwendung des A r t . 16 Abs. 2 
S. 2 GG allen Aus l ände rn , die als Verfolgte i m Sinne der 
Genfer Konvention anerkannt sind, einen Rechtsanspruch 
auf Aufenthalt i m Bundesgebiet zuerkannt. 
Auch m i t dieser Regelung ist noch kein unbedingter A s y l ­
schutz für aus ländische Flücht l inge gegeben. M i t der Er te i ­
lung der Aufenthaltserlaubnis nach § 21 Asylverordnung er­
langen die aus ländischen Flücht l inge zunächst nicht mehr 
Rechte als jeder andere Aus länder , der eine Aufenthaltser­
laubnis besitzt. Sie unterliegen daher den Auswe i sungsmög­
lichkeiten des § 5 APVO. Hier aber greifen erstmals die 
Bestimmungen der Genfer Konvention ein. I n A r t . 32 und 33 
regelt und besch ränk t sie das Ausweisungsrecht bei aus­
ländischen Flücht l ingen, die sich bereits i n einem Staat auf­
halten. 
Ebenso wie die heimatlosen A u s l ä n d e r nach § 23 Abs. 1 
H A G 1 2 k ö n n e n auch aus ländische Flücht l inge, die sich recht­
mäß ig i n dem betreffenden Staat aufhalten, dort also auf­

genommen worden sind, nach A r t . 32 Abs. 1 G K nur aus 
G r ü n d e n der öffentl ichen Sicherheit und Ordnung ausgewie­
sen werden. A r t . 32 Abs. 2 und 3 g e w ä h r t aus länd ischen 
F lücht l ingen ähnl iche Verfahrensgarantien i m Ausweisungs­
verfahren wie § 23 Abs. 1 S. 2 und Abs. 2 H A G den heimat­
losen Aus l ände rn . Wiederum erweist sich h ier in die Ver­
wandtschaft der beiden Regelungen. 
Die wichtigste Asylbestimmung der Genfer Konvention ent­
hä l t schließlich der m i t § 23 Abs. 3 H A G vergleichbare A r t . 33 
Abs. 1. Danach dür fen aus ländische F lüch t l inge i n keiner 
Weise ü b e r die Grenzen von Gebieten ausgewiesen oder 
zurückgewiesen werden, i n denen ihnen politische Verfolgung 
droht. I n deutlichem Gegensatz zu A r t . 32 steht dieser 
Schutz allen aus ländischen F lüch t l ingen zu, nicht nur den­
jenigen, die sich rech tmäß ig i m Gebiet des betreffenden 
Staates aufhalten. Zugunsten des Schutzes vor Verfolgung 
haben die Vertragsstaaten insoweit also auch eine E insch rän ­
kung ihrer staatlichen Souve rän i t ä t hingenommen. 
G eg en ü b e r dem absoluten Verbot der Ü b e r a n t w o r t u n g eines 
heimatlosen A u s l ä n d e r s i n einen Verfolgungsstaat i n § 23 
Abs. 3 H A G e n t h ä l t A r t . 33 Abs. 2 G K aber eine wesentliche 
E insch ränkung , die, wie w i r noch sehen werden, sich wie ein 
roter Faden durch das internationale Asylrecht zieht. Das 
Asylrecht endet an der Sicherheit des Staates und der Al lge ­
meinheit. Aus länder , die diese Schutzgüte r bee in t räch t igen , 
werden für a s y l u n w ü r d i g gehalten. Diese Konst rukt ion der 
E insch ränkung des Asylrechts kommt deutlich zum Ausdruck 
i m Wort laut des A r t . 33 Abs. 2. Danach k ö n n e n sich auf das 
Verbot der Ausweisung i n einen Verfolgungsstaat a u s l ä n ­
dische F lücht l inge nicht berufen, die aus schwerwiegenden 
G r ü n d e n als eine Gefahr für die Sicherheit des Landes an­
zusehen sind, i n dem sie sich befinden, oder die eine Gefahr 
für die Allgemeinheit dieses Staates bedeuten, w e i l sie wegen 

V o m 4. bis 20. F e b r u a r fand i n G e n f die K o n f e r e n z der V e r e i n t e n Nat ionen f ü r Wissenschaft u n d T e c h n i k statt, a n der 1 800 Deleg ierte aus 
87 L ä n d e r n t e i l n a h m e n . 2 000 schrift l iche S a c h b e i t r ä g e w u r d e n eingereicht, deren wichtigste i n 6—7 B ä n d e n v e r ö f f e n t l i c h t w e r d e n . D a s 
B i l d zeigt v. 1. n . r . Pro f . M . S. T h a c k e r (Indien) , den P r ä s i d e n t e n der K o n f e r e n z , H . T a v a r e s de S a , U n t e r g e n e r a l s e k r e t ä r der U N f ü r 
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K o n f e r e n z z u r ü c k k o m m e n ) . 



eines Verbrechens oder eines besonders schweren Vergehens 
rechtskräf t ig verur te i l t worden sind. 
Zwei T a t b e s t ä n d e also sch ränken den Asylschutz ein: die 
G e f ä h r d u n g der staatlichen Sicherheit und die Ge fäh rdung 
der Allgemeinheit, wobei diese durch ein rechtskräf t ig fest­
gestelltes Verbrechen oder besonders schweres Vergehen 
erwiesen sein m u ß . 
I m Gegensatz zu § 23 H A G hat die Rechtsgemeinschaft der 
Staaten also eine E insch ränkung des Asylschutzes für erfor­
derlich gehalten, wenn wesentliche Belange der Allgemein­
heit der A s y l g e w ä h r u n g entgegenstehen. 

4. Artikel 16 Abs. 2 S. 2 GG 
W ä h r e n d die Vorschriften, die w i r bisher betrachteten, den 
Personenkreis, den sie erfassen, mi t verschiedenen Merkma­
len umschreiben, bietet der Wort laut des A r t . 16 Abs. 2 S. 2 
GG uns hier kaum Hilfe . Der unbestimmte Rechtsbegriff der 
politisch Verfolgten taucht i m Grundgesetz zum ersten M a l auf. 
Er hat weder genügende Aussagekraft, u m aus sich heraus 
vers tändl ich zu sein, noch gibt es vorgängige Rechtsnormen, 
aus denen er hervorgegangen ist und die deshalb seine Ausle­
gung bestimmen. Vor allem bringt uns der Vergleich mi t dem 
Kreis der politischen Verbrecher nach § 3 des Deutschen Aus­
lieferungsgesetzes nicht weiter. Die Kennzeichnung des po l i ­
tischen Verbrechers durch die politische Tat, wegen derer er 
verfolgt w i r d , ist völlig verschieden von dem auf die Motive 
der Verfolgung, also die Ver fo lgungsgründe , abstellenden 
Begriff des politisch Verfolgten. 

Unter den juristischen Auslegungshilfen bietet sich als erste 
die Erforschung des Willens des Gesetzgebers an. Die Ent­
stehungsgeschichte des A r t . 16 Abs. 2 S. 2 GG zeigt, daß die 
Vorschrift, angefangen von der Bestimmung i n A r t . 4 Abs. 2 
des Herrenchiemseer Entwurfs, durch die Beratungen in den 
verschiedenen Ausschüssen des Parlamentarischen Rats h i n ­
durch i m Wort laut s t änd ig erweitert und aller E insch rän ­
kungen entkleidet worden ist. So wurde i m Haup taus schuß 
des Parlamentarischen Ra t s 1 3 unwidersprochen ausgeführ t , 
das Asylrecht werde dem Aus l ände r gewähr t , der in seinem 
eigenen Land nicht mehr leben könne , we i l er durch das p o l i ­
tische System seiner Freiheit, seines Lebens oder seiner 
G ü t e r beraubt w ü r d e . Es kam dem Grundgesetzgeber also 
offensichtlich darauf an, die menschliche F re ihe i t s sphä re vor 
Eingriffen der politischen Systeme zu schützen. Wenn E in ­
griffe i n Leib oder Leben (nach der angegebenen Stelle sogar 
in die materiellen Güter ) ihren Grund i m politischen System, 
i n den gesellschaftlichen Anschauungen haben, soll dem also 
Bedrohten Schutz g e w ä h r t werden. M i t dem knappen Aus­
druck „politisch Verfolgter" soll demnach eine Gesamtheit 
bezeichnet werden, umfassend a l l die Personen, die infolge 
der politischen Her rschaf t sverhä l tn i s se in ihrem Heimatland 
bedroht sind. Jede Erweiterung des Ausdrucks, jede umfang­
reichere Formulierung wurde i m Parlamentarischen Rat als 
E insch ränkung betrachtet und deshalb gestrichen. 
Zu demselben Ziele, jedoch auf anderem Wege, strebt die 
Bestimmung des A r t . 1 A 2 GK. Sie dehnt die F lüch t l ingsbe­
griffe f rühe re r Abkommen 1 4 aus, indem sie eine Reihe von 
Verfo lgungsgründen , wahrscheinlich alle, die für möglich 
gehalten wurden, aufzähl t und i n der Aufzäh lung die V o l l ­
s tändigke i t zu erreichen sucht. 

Beide Bestimmungen, A r t . 16 Abs. 2 S. 2 GG und A r t . 1 A 2 
GK, wollen demnach einen umfassenden Begriff des Asylan­
ten, des Schutzberechtigten, schaffen. Sie stimmen i n dem 
Bestreben übere in , möglichst vielen, von den politischen 
Gewalten Verfolgten ihren Schutz angedeihen zu lassen. 
Beide Bestimmungen umfassen daher dem Begriff nach 1 5 den 
gleichen Personenkreis. Sie k ö n n e n zur gegenseitigen Ausle­
gung herangezogen werden l e . 

Nicht minder große Schwierigkeiten, wie die Umschreibung 
des geschützten Personenkreises, bietet die Feststellung der 

Rechte, die A r t . 16 Abs. 2 S. 2 GG den begüns t ig t en Personen 
gewähr t . Die Ansichten d a r ü b e r gehen wei t auseinander. Aus­
gehend von der gemeinsamen Über legung, d a ß Asy l Schutz 
vor der Verfolgung bieten müsse , sieht die eine Meinung in 
dem Asylrecht das Recht auf Aufenthalt i n dem Schutz ge­
w ä h r e n d e n Staat 1 7 . Eine andere Meinung h ä l t dagegen den 
Schutz vor Verfolgung bereits dadurch für verwirkl icht , d a ß 
der Asylsuchende bei der Flucht aus dem Verfolgungsstaat 
nicht an den Grenzen des Asylstaates abgewiesen oder spä te r 
i n das Verfolgungsland ausgewiesen oder ausgeliefert w i r d l s . 
I n dieser Verhinderung der Verfolgung soll sich aber auch der 
Schutz des Asyls erschöpfen. Insbesondere widerspricht es 
nach dieser Meinung dem Asylrecht nicht, wenn dem Asy l ­
suchenden der weitere Aufenthalt i m Gebiet eines asylge­
w ä h r e n d e n Staates versagt w i r d und er in einen anderen 
Staat ausgewiesen oder ausgeliefert w i r d , i n dem i h m keine 
Verfolgung aus politischen G r ü n d e n d roh t 1 9 . 
Die Vorstellungen bei der Schaffung des Grundgesetzes, die 
uns bei der Frage nach dem geschütz ten Personenkreis noch 
weiterhelfen konnten, geben hier keinen unmittelbaren Auf ­
schluß. Verschiedene Versuche, den Inhal t des Asylrechts 
festzulegen, wurden fallengelassen zugunsten der Verwei ­
sung auf das Völkerrecht , das zunächs t ausdrücklich i n dem 
En twur f zu A r t . 16 bezogen worden ist, w ä h r e n d man spä te r 
die allgemeine Verweisung auf das Völkerrecht i n A r t . 25 GG 
für ausreichend erachtete 2 0. 
Diese Verweisung hat das Bundesverwaltungsgericht i n wie ­
derholten Entscheidungen herangezogen und Inha l t und 
Grenzen des Asylrechts nach A r t . 16 Abs. 2 S. 2 GG nach 
völkerrecht l ichen Rechtsvorstellungen festgestellt 2 1. Es er­
klär t , i m Laufe der Jahrzehnte, bereits vor Inkraft t reten des 
Grundgesetzes, h ä t t e n sich i m internationalen Rechtsverkehr 
Rech t süberzeugungen entwickelt, die den Asylbegriff ab­
grenzten und e inschränk ten . Diese Rechtsüberzeugungen seien 
z. T. i n der Genfer Konvention ü b e r die Rechtsstellung der 
Flücht l inge vom 28. 7. 1951, die von 35 Staaten angenommen 
und damit zum Bestandteil ihres Asylrechts gemacht worden 
ist, enthalten. Jedenfalls deren A r t i k e l 32 und 33 ü b e r den 
Ausweisungs- und Auslieferungsschutz der Flücht l inge ent­
hielten solche ins Völkerrecht eingegangene Vorstellungen 
ü b e r Inhal t und Grenzen des Asylrechts. Gemäß A r t . 25 GG 
gäben sie auch Inhal t und Grenzen des A r t . 16 Abs. 2 S. 2 
wieder. Nach dieser Auffassung gelten also für die politisch 
Verfolgten dieselben Regelungen wie für die aus ländischen 
Flücht l inge nach der Genfer Konvention, die sich rech tmäß ig 
i m Bundesgebiet aufhalten (vgl. oben Seite 47). 
M i t dieser Rechtsprechung hat das Bundesverwaltungsgericht 
dankenswerterweise praktikable Richtlinien für die Ausle­
gung des A r t . 16 Abs. 2 S. 2 GG gegeben. Sie haben den 
Vorzug, daß sie sich wegen ihrer Anlehnung an die v ö l k e r ­
rechtlichen Rech tsüberzeugungen , denen sich das Grund­
gesetz gemäß A r t . 25 GG besonders verbunden fühlt , i n E in ­
klang befinden m i t der asylrechtlichen Praxis der Mehrzahl 
der freiheitlich demokratisch denkenden L ä n d e r . Sie hat 
auch den Vorzug, daß sie es vermeidet, den Asylsuchenden 
eine bessere Rechtsstellung zu geben als der Schutz vor 
Verfolgung es erfordert. Sie ist damit eine Absage an die 
teilweise vertretene, oben e r w ä h n t e Ansicht, das Asylrecht 
enthalte das Recht auf Aufnahme i m Bundesgebiet, d. h. das 
Recht, sich hier aufzuhalten und vom Staat eingegliedert, 
also untergebracht, u n t e r s t ü t z t und versorgt zu werden " . 
Gegen die vom Bundesverwaltungsgericht bes tä t ig te , woh l 
herrschende Meinung ü b e r Umfang und Grenzen des A s y l ­
rechts gemäß den völker recht l ichen Rechtsvorstellungen w i r d 
geltend gemacht, das Völker rech t gebe jedem Staat das Recht, 
Asy l zu gewähren , ohne sich völkerrecht l ich ins Unrecht zu 
setzen 2 2. E in weiterer Inhal t , insbesondere eine Begrenzung 
des Asylrechts, sei i n den völkerrecht l ichen Rechtsvorschrif­
ten ü b e r das Asylrecht nicht zu finden. Es bliebe vielmehr 
dem nationalen Recht vorbehalten festzusetzen, unter w e l -
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chen Voraussetzungen und m i t welchen Folgen der Staat 
Asy l g e w ä h r e n wolle. Dies sei durch A r t . 16 Abs. 2 S. 2 GG 
geschehen, der einen weiteren Inhal t habe, näml ich das oben 
e r w ä h n t e Recht des Asylsuchenden auf Aufenthal t und A u f ­
nahme i m Bundesgebiet. 
Dieser Einwand bleibt jedoch an einer ü b e r h o l t e n vö lke r rech t ­
lichen Situation haften und übe r s i eh t die neueste Entwick­
lung des internationalen Rechts. Eine der bedeutendsten 
Entwicklungen des Völkerrechts besteht darin, d a ß es i n den 
letzten Jahren vielfach seinen bisherigen Geltungsbereich, 
näml ich das Verhä l tn i s der Staaten untereinander, ü b e r ­
schritten hat und auch die Einzelperson als Rechtssubjekt 
ansieht, zumindest i n seine Regelung einbezieht 2 3 . Dies ist 
insbesondere auf dem Gebiet der Grundrechte und Grund­
freiheiten des Menschen geschehen, darunter auch beim 
Asylrecht. 
Beginnend m i t A r t . 14 der Allgemeinen E r k l ä r u n g der Men­
schenrechte der Vereinten Nationen werden i n einer Vielzahl 
internationaler, mehrseitiger Ver t r äge Voraussetzungen, I n ­
halt und Grenzen des Asylrechts festgelegt; und zwar werden 
hier nicht oder nicht nur die völkerrecht l ichen Befugnisse der 
Staaten, A s y l zu gewähren , geregelt, sondern auch die Vor ­
aussetzungen, unter denen der Einzelne A s y l erbitten, er­
halten und wieder verlieren kann. 
So sagt A r t . 14 Abs. 1 der Allgemeinen E r k l ä r u n g der Men­
schenrechte der Vereinten Nationen, daß jedermann das 
Recht habe, Asy l zu suchen und zu genießen. Nach Abs. 2 
kann dieses Recht jedoch nicht i n Anspruch genommen wer­
den, wenn der Asylsuchende wegen Handlungen gegen die 
Ziele und Prinzipien der Vereinten Nationen oder wegen 
nichtpolitischer Verbrechen verfolgt w i r d . A r t . 3 Abs. 1 des 
Entwurfs einer E r k l ä r u n g der Vereinten Nationen ü b e r das 
Asylrecht, der von der Menschenrechtskommission ausgear­
beitet worden ist und nach Annahme durch den Wirtschafts­
und Sozialrat von der Generalversammlung der Vereinten Na­
tionen und ihren Ausschüssen auf der letzten Tagung erstma­
l i g behandelt worden ist, ist noch ausführl icher . Danach darf 
niemand, der A s y l gemäß der Allgemeinen E r k l ä r u n g der 
Menschenrechte sucht oder genießt , an der Grenze zurückge­
wiesen, zurückgeschoben oder ausgewiesen werden, wenn er 
dadurch gezwungen w ü r d e , i n einem Land zu bleiben oder 
i n ein Land zurückzukehren , i n dem er Verfolgung m i t Ge­
fahr für Leben, körper l iche Unversehrtheit oder Freiheit 
b e g r ü n d e t e r m a ß e n befürchten m u ß . Dies g i l t jedoch nicht, 
wenn übe rwiegende G r ü n d e der staatlichen Sicherheit oder 
des Schutzes der Bevö lke rung der A s y l g e w ä h r u n g entgegen­
stehen. 
Der Europarat sieht i n dem En twur f eines 2. Protokolls zur 
E rgänzung der Konvention zum Schutze der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten ähnl iche Regelungen vor. Nach dem 
Entwur f sowohl der Beratenden Versammlung als auch der 
mi t dem Studium der Fragen beauftragten Sachvers t änd igen 
darf niemand an der Grenze zurückgewiesen, zurückgescho­
ben oder ausgewiesen werden, wenn er dadurch gezwungen 
w ü r d e , i n einem Land zu bleiben oder i n ein Land zurück­
zukehren, i n dem er befürch ten m ü ß t e , wegen seiner Rasse, 
Religion, Nat ional i tä t , Zugehör igke i t zu einer bestimmten 
sozialen Gruppe oder politischen Meinung m i t Gefahr für 
Leben, körper l iche Unversehrtheit oder Freiheit verfolgt zu 
werden. Diese Vorschrift ist jedoch nicht anwendbar auf 
Personen, die eine Gefahr für die Allgemeinheit darstellen, 
wei l sie wegen einer schweren Straftat rechtskräf t ig ver­
ur te i l t worden sind, oder die die Staatssicherheit gefährden . 
Oben haben w i r bereits gesehen, d a ß die Genfer Konvention 
übe r die Rechtsstellung der F lüch t l inge nahezu gleichen 
Grundsä t zen ü b e r das Asylrecht folgt. 
A l l diese Vorschriften enthalten also Inha l t und Grenzen 
des Asylrechts, das der einzelne Asylsuchende i n einzelnen 
Staaten i n Anspruch nehmen kann. I n allen diesen Vor ­
schriften lassen sich die Grenzen des Asylrechts erkennen, 

die nach dem Bundesverwaltungsgericht auf internationalen 
Rech t sübe rzeugungen beruhen und g e m ä ß A r t . 25 GG für das 
Asylrecht nach A r t . 16 Abs. 2 S. 2 GG als maßgebl ich anzu­
sehen sind. M i t Recht w i r d also von dem so umgrenzten 
Inhal t des Asylrechts auszugehen sein. 

5. Das Asylrecht im Entwurf des Ausländergesetzes 

Bedeutungsvoll für das Asylrecht i n der Bundesrepublik 
sind die Vorschriften des Aus ländergese tzes , das gerade i n 
diesen Tagen dem Bundestag zugeleitet worden ist. I n diesem 
Gesetz sollen nicht nur die alten aus länderpol ize i l ichen Vor ­
schriften aus dem Jahre 1938 novell iert werden. Der Ent ­
w u r f e n t h ä l t auch eine Reihe aus länder rech t l ich bedeutsamer 
Vorschriften, die bisher an verschiedenen Stellen verstreut 
waren. So werden auch die asylrechtlichen Vorschriften zu­
mindest i n ihren Auswirkungen auf Zurückwei sung , Aus­
weisung und Abschiebung hier zusammengefaß t . D a r ü b e r 
hinaus br ingt der En twur f aber auch Modifikationen dieser 
Vorschriften, die z. T. i n einer Angleichung der verschiedenen 
asylrechtlichen Bestimmungen aneinander bestehen, z. T. 
der internationalen Rechtsentwicklung Rechnung tragen. 
I n § 10 Abs. 2 des Entwurfs w i r d die Ausweisung für alle 
Asylberechtigten e ingeschränkt . Politisch Verfolgte nach 
A r t . 16 Abs. 2 S. 2 GG, heimatlose A u s l ä n d e r i m Sinne des 
Gesetzes ü b e r die Rechtsstellung heimatloser A u s l ä n d e r und 
aus ländische F lüch t l inge nach der Genfer F lüch t l ingskon­
vention können , wenn sie sich rech tmäß ig i m Geltungs­
bereich des Gesetzes aufhalten, also einmal i n der BRD auf­
genommen worden sind, nur noch aus G r ü n d e n der öffent­
lichen Sicherheit oder Ordnung ausgewiesen werden. Der 
En twur f folgt damit der herrschenden, auch i n der Recht­
sprechung vertretenen Meinung, d a ß das Asylrecht ke in 
unbedingtes Aufenthaltsrecht gibt, sondern nur den Schutz 
vor Verfolgung zusichert. 

Wie § 10 die Ausweisung, den staatlichen Befehl zum Ver­
lassen des Landes, beschränk t , so e n t h ä l t § 13 E i n s c h r ä n k u n ­
gen der Abschiebung, d. h . der zwangsweisen Durchsetzung 
der Ausweisung. Die Ausweisung darf bei Asylberechtigten 
nicht durch Abschiebung i n einen Staat vollzogen werden, 
i n dem Leben oder Freiheit des A u s l ä n d e r s wegen seiner 
Rasse, Religion, S taa t sangehör igke i t , Zugehör igke i t zu einer 
bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen 
Überzeugung bedroht sind. 
Entsprechend der oben dargestellten internationalen Rechts­
ü b e r z e u g u n g gi l t diese Schutzvorschrift jedoch nicht, wenn 
ein A u s l ä n d e r die Voraussetzungen des A r t . 33 Abs. 2 G K er­
füllt, d. h. wenn er aus schwerwiegenden G r ü n d e n als eine 
Gefahr für die Staatssicherheit anzusehen ist oder wenn er 
auf Grund eines rechtskräf t ig festgestellten Verbrechens oder 
besonders schweren Vergehens eine Gefahr' für die Al lge ­
meinheit bedeute t u . 
M i t den B e s c h r ä n k u n g e n der Ausweisung und Abschiebung 
und verfahrensrechtlichen Schutzvorschriften i n § 13 Abs. 2 
dür f t e das Aus ländergese tz i m Ergebnis eine S t ä r k u n g des 
Asylschutzes für die a sy lwürd igen A u s l ä n d e r m i t sich b r i n ­
gen. Jedenfalls w i r d den Asylvorschriften durch die Zusam­
menfassung der 3 asylrechtlichen T a t b e s t ä n d e zu einer 
Rechtsfolge und durch ihre enge Verbindung mi t den Aus-
weisungs- und Abschiebungsvorschriften eine e rhöh t e prak­
tische Wirksamkei t verliehen. 

I I I . Die politische Bedeutung des Asylrechts 

Leicht begeistert sich der freiheitlich denkende Mensch für 
das Asylrecht und seine weite Ausgestaltung. M ü h s a m w i r d 
dagegen oft die getreue Durch füh rung der hohen Prinzipien. 
Nur allzu leicht stellen sich i n der Praxis die verschiedensten 
Interessen ein, die der A s y l g e w ä h r u n g i m gerade vorliegen­
den Fa l l widersprechen. Diese, oftmals nicht unberechtigten 
Interessen und ihre A b w ä g u n g m i t den asylrechtlichen 
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Grundsä t zen sollten nicht erst beim Einzelfall beachtet wer­

den, sondern dann, wenn man daran geht, die G r u n d s ä t z e 
des Asylrechts festzulegen oder auszugestalten. 
Die Schwierigkeiten, die bei der A s y l g e w ä h r u n g entstehen 
können , sind sowohl a u ß e n ­ als auch innenpolitischer A r t . 
Zwar statuiert das Völker rech t das Recht der Staaten, 
politisches Asyl zu g e w ä h r e n und schließt damit berech­

tigte Vorstellungen anderer Staaten wegen der A s y l g e w ä h ­

rung aus. Das hindert aber oftmals nicht politische Unmuts­

ä u ß e r u n g e n des verfolgenden Staates. Er sieht den A s y l ­

suchenden vom Standpunkt seiner Rechts­ und Gesellschafts­

ordnung nicht als den seine Freiheit, sei es der Meinungs­

äuße rung , sei es des Gebrauchs anderer politischer Rechte, 
ausnutzenden Menschen, sondern als den Feind, oft den 
Verbrecher, der sich gegen seine Staatsform und seine 
Rechtsordnung stellt. Solche politischen Schwierigkeiten 
werden sich nie ganz vermeiden lassen. U m ihnen begegnen 
zu können , ist es erforderlich, den Umfang des Asylrechts 
m i t Bedacht abzugrenzen. Die Grenzen m ü s s e n so gezogen 
sein, daß sie die Fäl le uner t r äg l i che r Eingriffe i n die Freiheit 
des Menschen umfassen, ohne die Durchsetzung der inter­

nationalen Rechtsordnung, insbesondere auf dem Gebiet des 
Strafrechts, zu hindern. 
Ist so der Umfang des Asylrechts festgelegt, so m u ß es ohne 
Ansehung der Person des Asylsuchenden und ohne Rück­

sicht auf den verfolgenden Staat g e w ä h r t werden. Nur der 
Staat, der so g e m ä ß seiner Rechtsordnung ver fähr t , vermag 
sich den politischen Angriffen des verfolgenden Staates mit 
guten Argumenten zu widersetzen und den V o r w u r f der 
unfreundlichen Handlung m i t dem Hinweis zurückzuweisen, 
d a ß i h m nach seinem bindenden Recht kein anderer Weg 
offenstehe. 
Die Probleme der A s y l g e w ä h r u n g bleiben aber nicht auf die 
Außenpo l i t ik beschränk t . Auch innenpolitisch mag der A s y l ­

suchende manche Ungelegenheiten bereiten. Neben den 
Flücht l ingen, die froh sind, der Verfolgung entronnen zu sein, 
und i n Sicherheit ein neues Leben beginnen möchten, finden 
sich nicht wenige politisch aktive Menschen, die den bis­

herigen Kampf gegen die politischen Gewalten ihres Hei ­

matstaates nun vom sicheren Asylland her fortsetzen wollen. 
Ihre Wünsche und Handlungen stimmen durchaus nicht 
immer mit den politischen Zielen des gastgebenden Staates 
übe re in und mögen dessen Pol i t ik oft empfindlich s tören . 
M i t Recht verwahren sich die Heimatstaaten solcher Asylan­

ten gegen deren politische Tät igke i t vom Asylland her; denn 
der asy lgewährende Staat ü b e r n i m m t nach dem Völkerrecht 
die Verantwortung für das Verhalten des Asylanten und 
haftet für feindselige Handlungen der Asylberechtigten ge­

genübe r anderen Staaten 2 5 . 
Oft mag es auch vorkommen, daß der Asylsuchende sich 
nicht m i t den sozialen und rechtlichen Verhä l tn i s sen i m Gast­

land zurechtfindet und so zur Belastung, bei Krimine l len 
u. U . zur uner t r äg l i chen Belastung des Asyllandes w i r d . 
Aus seiner völkerrecht l ichen Verpflichtung gegenübe r den 
anderen Staaten sowie seiner Aufgabe gegenüber seinen 
Staa t sangehör igen ist der Staat verpflichtet, solche Schwierig­

keiten bei der A s y l g e w ä h r u n g zu v e r h ü t e n oder zu beseitigen. 
Auch diese Aufgabe l äß t sich nur bewäl t igen , wenn der 
Umfang des Asylrechts richtig abgegrenzt und die Interessen 
gerecht gegeneinander abgewogen werden. Der Asylsuchende 
besitzt i m Asylrecht keinen Freibrief für ein Leben nach 
eigenem G u t d ü n k e n . Er ist Gast i m fremden Land, aufge­

nommen, w e i l dieses Land die Freiheit des anderen achtet 
und sie allen Menschen zu g e w ä h r e n bereit ist. Er m u ß dann 
aber auch die Lebensverhä l tn i s se seiner Gastgeber achten, 
wenn er sich seines Gastrechts nicht u n w ü r d i g erweisen, es 
nicht verscherzen w i l l . 

Das Asylrecht, eines der humansten Rechte, das die mensch­

liche Rechtsordnung kennt, kann sich nur b e w ä h r e n und da­

mi t erhalten und ausbauen lassen, wenn es nicht u n ü b e r l e g t 
i n bloßer Prinzipienanwendung ü b e r die Grenzen seiner 
inneren Rechtfertigung hinaus g e w ä h r t w i r d . Es w i r d n u r 
allgemein anerkannt und beachtet werden, wenn es ab­

gewogen m i t den anderen berechtigten Interessen auf die 
Fä l l e beschränk t bleibt und i n den Grenzen gehalten w i r d , 
die sein Wesen erfordert und die die anderen Rechte zu­

lassen. Zur kritischen Ü b e r l e g u n g ü b e r das Wesen des A s y l ­

rechts, die heutige Asylpraxis und die Entwicklung des 
Asylrechts mögen diese Gedanken beitragen. 
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Organische Raumbewältigung durch Geopolitik 
PROFESSOR DR. A D O L F GRABOWSKY , MAR В U R G / В AS E L 

Nehru hat mit seinem Ausspruch „Goa ist eine Beleidigung 
der indischen Geographie" die permanente Aktualität der 
Geopolitik veranschaulicht. Es ist das Verdienst unseres 
Autors, des Altmeisters der deutschen Geopolitik, mit seinem 
jüngsten Buch „Raum, Staat und Geschichte" die geopolitische 
Wissenschaft bzw. Methode, wie er selbst sie nennt, vom 
Mißbrauch der Vorkriegszeit rehabilitiert zu haben. Fast alle 
jungen, aus den ehemaligen Kolonien entstandenen Staaten 
haben unnatürliche Grenzen. Was bei Neuordnungen beachtet 
werden muß, zeigt nachstehender Beitrag. 

I 

Schon das A l t e r t u m hat die Bedeutung des Raumes und 
Klimas für das geschichtliche und politische Geschehen, aber 
auch für den Menschen als geistiges Wesen erkannt. Nament­

lich Hippokrates, der Vater der Heilkunde, war es, den die 
Abhäng igke i t des Individuums von seiner Umwelt , der i h n 
umgebenden Luft , den Winden, der Temperatur, ü b e r h a u p t 
der gesamten Landschaft, beschäftigt hat. Der Ti te l seiner 
Hauptarbeit auf diesem Gebiet lautet: „Von Lüften, G e w ä s ­

sern und Ortslagen", eine Schrift, die außerordent l i ch auf die 
antike Wissenschaft gewirkt hat, vor allem natür l ich auf die 
Medizin, da Hippokrates die Krankheiten nicht zuletzt aus den 
genannten Faktoren ableitet. I n neuerer Zeit hat Montesquieu 
besonders auf das K l i m a als ein Pol i t ikum ersten Ranges auf­

merksam gemacht. I m 19. Jahrhundert war der Raum bereits 
ein beliebtes sozialwissenschaftliches Thema. Bemerkenswert 
ist dabei, daß , je mehr er i n das politische Blickfeld rückte , 
desto mehr auch die Befreiung von ihm, seine Bewäl t igung 
und Ü b e r w i n d u n g aktuell geworden ist. Es ist klar, d a ß i n 
der Frühze i t der Geschichte das Raumschicksal i m Vorder­

grund stand, da der Mensch der Gewalt der Natur noch wenig 
entgegenzusetzen hatte, nur daß eben diese Tatsache kaum 
ins Bewußtse in gedrungen war. Denken w i r an die f rühes te 
Wirtschaftsstufe, die Sammelwirtschaft, die heute noch bei 
den primit ivsten Völkern besteht, so bedeutete sie eine absolute 
Pass iv i t ä t gegenüber dem Raum: da weder Viehzucht noch 
Ackerbau existierte, m u ß t e der Mensch p a r a s i t ä r das an 
Früchten , Beeren und kleinen Tieren sammeln, was er vor ­

fand. Sobald ein Landstrich ausgebeutet war, m u ß t e man 
weiterwandern. Auch noch die ungeregelte Jagd ist schma­

rotzerisch, wei l , was erlegt wurde, nicht zu ersetzen war. F ü r 
die reine Fischerei, die Völker auf kleinen Inseln betraf, gi l t 
das gleiche. Aber nun steckt der Mensch M ü h e und Arbei t i n 
den Boden, und wo er gesät hat, da bleibt er. Zusammen m i t 
der Seßhaft igkei t entsteht der Begriff des Eigentums: das 
Stück Erde, aus dem man Frucht gezogen hat, gehör t einem 
und soll auf die Nachkommenschaft übergehen . 

Die Naturlandschaft w i r d zur Kulturlandschaft, und dies 
heißt , d a ß der Raum neue Gestalt annimmt. Aber soll der 
Mensch das vermögen, so m u ß er die Natur dieses Raumes 
erforscht haben. W ä h r e n d er ursprüngl ich den Raum, i n den 
er versetzt war, dumpf hinnahm, beherrscht er i hn nun bis 
zu einem gewissen Grade, indem er i hn begreift. Aber diese 
Beherrschung kann auch zur unvernünf t igen Ausbeutung 
führen. Man schafft zwar Bebauungsmethoden, so zunächst 
die Dreifelderwirtschaft, bei der immer ein Teil des Landes 
Brache ist, und gelangt schließlich zu ausgezeichneten chemi­

schen Düngungsmi t te ln , bemerkt aber i m Taumel dieses Fort ­

schritts nicht, d a ß die Natur sich wehrt, wenn die Erwerbs­

gier die Grenzen vernünf t ige r Raumausnutzung überschre i te t . 
Die kahlen Berge des heutigen Griechenlands, das Ergebnis 

räuber i scher Rodung ursprüngl ich reicher Bewaldung durch 
Venetianer und Türken , sind ein Beispiel der Raumzer s tö rung . 
Klimaverschlechterung, Erosion, auf deutsch Ausnagung, Ver­

schwinden des Grundwassers und manches andere zeigen die 
Vernichtung des Naturlandes von der übe l s t en Seite. Keine 
Kulturlandschaft gibt es hier, sondern Unfruchtbarkeit und 
Öde. Die vergewaltigte Natur hat sich gerächt , und dies w i r k t 
auf Wirtschaft, Geschichte und Poli t ik . 
Was die Menschen i m Laufe der Geschichte für Erfahrungen 
i n dieser Hinsicht gemacht haben, m u ß t e al lmähl ich von der 
Wissenschaft geordnet und systematisiert werden. Damit aber 
begann die Erkenntnis, d a ß ein wesentlicher Tei l des his tor i ­

schen Schicksals dem R ä u m e zuzuschreiben ist. Indem aber 
dieser Erkenn tn i sp rozeß vorwär t sg ing , m u ß t e die sogenannte 
Geopolitik, auf deutsch Raumpolit ik, entstehen. Der popu lä r 
gewordene Begriff r ü h r t von dem schwedischen Staatsdenker 
Rudolf Kjel lén her, der i m Jahre 1922 als Unive r s i t ä t sp ro ­

fessor i n Uppsala gestorben ist. Kjel lén war jedoch besonnen 
genug, den Raum nicht etwa als alleinige historische Kraf t 
hinzustellen, und so ist sein Hinweis auf die Raumkraft 
zugleich der Ursprung einer intensiveren Erfassung der histo­

rischen Tr iebkrä f te ü b e r h a u p t geworden. 

Jahrtausendelang hat die Geschichtsschreibung insofern den 
historischen Vorgängen naiv gegenüberges tanden , als man 
der Auffassung war, d a ß die großen Persönl ichkei ten , die 
S t a a t s m ä n n e r und Feldherren, die Geschichte so fabrizieren 
wie der Weber das Tuch. Neben und ü b e r sie stellte man das 
Schicksal durch das Walten der Göt te r oder aber auch eine 
geheimnisvolle Kraf t , die noch ü b e r den Göt t e rn thronte und 
bei den Griechen meist Gerechtigkeit hieß. Das Orakelwesen 
sollte dies höhere Walten erforschen; wer sich i n richtiger 
Weise auf das Orakel s tü tz te und damit aus der Geschichte 
ein Ordnungsgefüge zu machen verstand, dem f ie l der Tr iumph 
zu. Das meist doppeldeutige Orakel konnte ja auch falsch aus­

gelegt werden, und so schlängel te sich wieder die große Per­

sönlichkeit i n die geschichtlichen Vorgänge hinein. Es ist für 
uns heute erstaunlich, d a ß das Römervolk , das doch i n der 
Jurisprudenz schon stark rat ional gedacht hat, sich bis i n die 
letzten Zeiten der römischen Geschichte w i l l i g unter das 
Orakelwesen beugte, wobei freilich nicht vergessen werden 
darf, d a ß die Auguren, hauptsächl ich Deuter des Vogelfluges, 
aber auch anderer, den Willen der Gottheit bekundender 
Zeichen, untereinander ihr b e r ü h m t e s Lächeln aufgesetzt ha­

ben sollen, das die ganze Sache als Schwindel e rk l ä r t e . Das 
fromme Mittelal ter hat sich zwar von solchem Unfug abge­

wandt, hat aber dafür die alte Göt te rwe l t verteufelt und d ä ­

monisiert. Aber auch von dem Eingreifen eines persönl ichen 
Gottes i n die Geschichte wissen w i r vie l zu wenig, u m wissen­

schaftlich damit rechnen zu können . Selbst der i n dieser H i n ­

sicht gläubige Ranke hat nur ganz allgemein davon gespro­

chen. So klammert die heutige Wissenschaft das Göttl iche aus 
und beschränk t sich auf irdische Gewalten. 
A n Stelle Gottes wurde zunächst eine einzige Geschichtskraft 
als ausschlaggebend normiert. Bei Hegel, dem ersten eigent­

lichen Geschichtsphilosophen, war es die Idee, bei seinem 
Schüler M a r x die Ökonomie , daß he iß t die P r o d u k t i v k r ä f t e 
und Produk t ionsverhä l tn i s se . D a r ü b e r l äß t sich streiten, nicht 
diskutierbar dagegen ist der Geschichtsmonismus der Nazis, 
der dilettantisch die Rasse als die historische Triebkraft be­

zeichnet hat, und i n der Formel „Blut und Boden" s e k u n d ä r 
daneben noch den Raum gelten läßt , den Raum, der, wie schon 
gesagt, von Kjel lén i n seiner Bedeutung erkannt war, aber 
nicht etwa i n den Mit te lpunkt gestellt wurde. 
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M i t alledem beginnt sich ein Pluralismus der Kräf te zu ent­

falten und damit erst eine tiefere Erforschung des Geschichts­

verlaufs. Bereits der Gefähr te von K a r l Marx, Friedrich 
Engels, hat nach dem Tode seines Freundes ein Ineinander 
von Idee und Ökonomie dergestalt entwickelt, d a ß der ge­

schichtliche Unterbau bald von der Wirtschaft, bald auch von 
der Idee eingenommen werde. Nicht i n der Theorie, wohl aber 
i n der Praxis, hat sich das sogar i m Kommunismus durchge­

setzt, man denke daran, d a ß der Sowjetmensch i n seinem 
ganzen Denken und Tun nicht etwa unmittelbar einer sozia­

listischen Wirtschaft entspringen soll, sondern d a ß die soziali­

stische Idee als Erziehungsgedanke, der den Menschen erst 
formen soll, eine bedeutende Rolle spielt. 

Neben Idee, Wirtschaft, biologischen und räuml ichen Faktoren 
melden sich neuerdings noch weitere Geschichtskräfte und 
fordern Berücksicht igung. Dazu gehör t der Mythos, der seit 
dem französischen Forscher Georges Sorel, der interessanter­

weise sowohl Lenin wie Mussolini beeinf lußt hat, nicht nur 
als Gegenstand der Antike betrachtet w i r d , sondern als i m ­

m e r w ä h r e n d e historische Potenz. Mussolini hat den Mythos 
des republikanischen Rom seiner Pol i t ik zugrundegelegt, 
doch auch der Nationalsozialismus hat mit seinem Tausend­

jähr igen Reich auf einen Mythos zurückgegriffen, der uns aus 
der Offenbarung des Johannes geläufig ist. Nichts hat die 
russische Geschichte bis hin zur Gegenwart s t ä rke r v o r w ä r t s ­

getrieben als der Mythos vom Dri t ten Rom, dem russischen 
Reich als dem Nachfolger Westroms und Ostroms. Der Staat 
Israel aber ist die Verwirkl ichung des Mythos vom Land der 
Verheißung, wie er schon i m zwölften Kapi te l des ersten 
Buches Mose ausgesprochen ist. Zur Geschichtskraft des 
Mythos kam die des Staates als solchen, des Staates als 
Persönlichkei t , und der i n jedem organisch gewachsenen Staat 
liegenden „Raison", wie sie als staatliches Lebensprinzip 
zuerst von Macchiavelli herausgehoben wurde. Auch die 
öffentliche Meinung ist, je deutlicher sie sich von Lokalmeinun­

gen und Nationalmeinungen zur Weltmeinung entwickelt hat, 
als hervorragende Geschichtskraft zu bezeichnen. Mehr als 
das Fiasko des russischen Feldzuges hat den Mann des 
Tausend jähr igen Reiches die öffent l iche Meinung der Welt 
erledigt. 

I I 

Kehren w i r zum Raum, dem Grundthema unserer Betrach­

tung, zurück und rangieren w i r ihn ein unter die Mehrzahl 
der Geschichtskräfte, so begreifen w i r etwas, das К j eilen noch 
nicht klargeworden ist. Die Geopolitik ist nicht etwa eine 
besondere Wissenschaft, sondern lediglich eine Methode, u m 
den Schritt der Geschichte zu ermessen. Auch bei der ideali­

stischen Geschichtsauffassung Hegels oder der material ist i­

schen von Marx handelt es sich nur u m Werkzeuge oder M i t ­

tel, um auf die Spur des historischen Entwicklungsprozesses 
zu gelangen. Das Auffinden solcher F ä h r t e ermöglicht uns 
dann, die Vergangenheit i n ihrem Verlauf besser zu erkennen, 
aber auch — und das ist besonders wichtig — einen wissen­

schaftlich unterbauten Blick i n die Zukunft zu werfen. Wenn 
w i r begreifen, welche Geschichtskräfte i n einem speziellen 
Geschichtsstadium und bei einem speziellen Volk und Staat 
hauptsächl ich wirken und auch, welche Geschichtskraft dabei 
an der Spitze steht, l äß t sich die Gegenwart i n die Zukunft 
hinein ver längern . D a ß hier von absolut exakten Aussagen 
nicht die Rede sein kann, ist kein Beweis gegen die Möglich­

keit einer Voraussage ü b e r h a u p t . Nur die reinen Naturwissen­

schaften haben es insofern mit exakten Aussagen zu tun, als 
das Experiment genügend wiederholbar ist und daraus ein 
Gesetz erschlossen werden kann. Versagt die Anziehungskraft 
der Erde i n einem einzigen Fall , so kann nicht mehr von 
einem Fallgesetz gesprochen werden: Galilei bleibt auf der 
Strecke. Wie weit ein Einbruch i n das Kausal i tä t sgese tz durch 

die Atomwissenschaft geschieht, darf, da diese Dinge noch 
zu wenig erforscht sind, beiseitegelassen werden. Wo jedoch 
der letzthin unberechenbare Mensch in Frage kommt, gibt 
es nur eine Gesetzmäßigkei t , kein förmliches Gesetz. Deshalb 
ist die Medizin nur zum Teil Naturwissenschaft, nämlich dort, 
wo es sich nicht um den kranken Menschen, sondern um die 
Krankheiten als Funktionen des menschlichen Körpe r s han­

delt. Beim Einzelmenschen ist der Krankheitsverlauf niemals 
exakt zu berechnen, also gibt es nur eine Prognose. 
A n dieser Stelle erkennen wir , daß , trotz aller Wirksamkeit 
der historischen Kräf te , die Geschichtswissenschaft nicht zu 
den Naturwissenschaften zählt , wei l der handelnde Mensch 
aus ihr nicht gestrichen werden kann. Er ist nicht so frei, übe r 
die Geschichte zu verfügen, wie man das Jahrtausende an­

nahm, wei l ihn eben die Kräf te binden und fesseln, aber es 
bleibt i hm infolge seiner Fähigkei t , mit oder manchmal sogar 
gegen die Kräf te zu manipulieren, ein mehr oder minder 
großer Rest von Handlungsfreiheit. Paradoxerweise aber hat 
die fortschreitende Erkenntnis dieser Kräf te , obwohl sie den 
Menschen binden, die fundamentale, alle diese Kräf te ü b e r ­

ragende Fähigkei t , i hn frei zu machen, wei l er nicht mehr dumpf 
und stumpf wie f rüher i n der Geschichte umherir r t . Nicht nur 
die Natur, auch die Geschichte hatte den Menschen zum Skla­

ven gemacht. Wie w i r jedoch von der Natur aussagen dürfen, 
die uns i m R ä u m e entgegentritt, d a ß w i r die Sklavenrolle ihr 
gegenüber abgetan haben, so dürfen w i r das auch von der 
Gesamtgeschichte behaupten, wenn es uns gelingt, die Vielzahl 
der Geschichtskräfte zu einer A r t Lik to r enbünde l zusammen­

zufassen. Ein höheres Orakelwesen haben w i r uns geschaffen, 
indem w i r die wirkenden Kräf te als K ü n d e r der Zukunft an­

sehen dürfen, als ungefähre Boten künf t iger Geschehnisse, die 
dem Staatsmann mittels der Prognose gestatten, sich einen 
Weg durch den ehemals dichten Dschungel der Geschichte 
zu bahnen. Sie ist heute kein Dickicht mehr, sondern eine 
ü b e r s e h b a r e Landschaft. Gewiß braucht der Staatsmann auch 
heute noch eine Vision für das Kommende, aber diese vom 
Talent oder Genie verliehene Gabe ist ohne die neuen Er­

kenntnisse am Ende doch nur Spekulation. Kein Dschingis 
Khan ist heute mehr möglich, der wie i m Taumel die halbe 
Welt eroberte, wiewohl freilich auch er den Rat seines Kanz­

lers, eines weisen Chinesen, nicht zu entbehren vermochte. 
Der aus den Lehren von den Tr iebkrä f t en entsprungenen 
Fähigke i t zur Prognose gesellt sich mi th in eine bisher noch 
nicht vorhandene Freiheit. Die vermeintliche Freiheit der 
großen Persönl ichkei t vor der Geschichte war, soweit nicht 
eine geniehafte Vorausschau höchsten, also seltenen Grades 
existierte, eine gefährliche I l lusion. Wirkliche Freiheit w i r d 
nur durch die Erkenntnis der Gebundenheit erreicht. Noch­

mals sei an die Natur i n Gestalt des Raumes erinnert, die erst 
durch die E r g r ü n d u n g der jeweiligen Raumgebundenheit eine 
wahre Verfügung übe r den Raum erlaubt. Geomorphologische 
Beschaffenheit, Verkehrslage, Situation der na tü r l i chen Land­

schaft innerhalb eines Landschaftskomplexes, einer G r o ß ­

landschaft, wie man sich ausdrückt , Kl ima , geologischer U n ­

tergrund und Bodenschätze, al l das zu erkennen, ist erforder­

lich, u m mit dem Raum arbeiten zu können . Sicherlich hat, 
wie schon gesagt, die R a u m ü b e r w i n d u n g ihre Grenzen, aber 
gerade sie werden erst bei vollkommener Kenntnis des Rau­

mes sichtbar. Das t r i t t beim Raum besonders markant i n Er­

scheinung, dem wesentlichen Naturelement innerhalb der 
Geschichtskräfte, gil t aber für alle Geschichte und alle Poli t ik . 
Auch der radikalste Staatsmann m u ß eine konservative Ader 
besitzen, wei l sein Wirken von vornherein ergebnislos ist, 
wenn er nicht von dem ausgeht, was er an Gebundenheiten 
vorfindet. Der Anarchismus weiß davon nichts und ist deshalb 
bedeutungslos geworden. 
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I I I 

U m jedoch den Erdraum wi rk l i ch zu durchdringen, m u ß die 
Erde als solche dem Menschen offenstehen, denn kein Raum, 
selbst nicht der arktische, l äß t sich isolieren. Das aber läß t uns 
erkennen, d a ß der Raumfaktor als Geschichtskraft erst mi t 
der Erforschung der Welt (wie w i r mi t einem gewissen 
Recht statt des Ausdrucks Erde sagen) zur wahren Geltung 
kommen konnte. Es ist kein Wunder, d a ß die Geopolitik erst 
spät als eminent wichtig begriffen worden ist, nämlich erst 
mi t dem Weltverkehr, der die eine unteilbare Welt gestaltet 
hat. I m Zusammenhang damit m u ß t e die Geopolitik zu einem 
zentralen Gegenstand der Weltorganisation werden, die heute 
den T i t e l United Nations t r äg t . Dem alten Vö lke rbund 
konnte man eine solche Aufgabe noch nicht zuweisen, nicht 
nur we i l eine Hauptmacht, die Vereinigten Staaten, nicht ver­
treten war, sondern auch w e i l die farbige Welt kaum schon 
zähl te . Man bedauert es vielfach, daß die Unzahl neuer, noch 
kaum lebensfähiger L ä n d e r sofort i n die UNO aufgenommen 
worden ist, so sehr das aber den Gang der Geschäfte behin­
dern mag, so sehr dient es doch dazu, die Weltorganisation 
heute beinahe universal zu machen. Zwar sollen nur die aus­
gesprochen friedliebenden Staaten aufgenommen werden, 
aber dieser Begriff w i r d weitgefaßt , a u ß e r d e m scheint sich die 

Gewohnheit e inzubürgern , daß , wenn der Ostblock ein Land 
ablehnt, der Westen ein anderes, ein Ausgleich dadurch er­
zielt w i r d , d a ß beide akzeptiert werden. U m so mehr fäll t das 
Fehlen Rotchinas und der Deutschen Bundesrepublik als 
schwerer Mangel auf. 
Wie nöt ig es w ä r e , die Geopolitik den g roßen Studienobjekten 
der UNO einzureihen, sei am Beispiel des Kongo e r l äu te r t . 
Hier handelt es sich darum, wissenschaftlich, also rein sach­
lich, festzustellen, wie wei t der als Staat lebensfähige und ab­
gerundete Kongoraum zu reichen hat, und ob speziell ein 
künf t iger Kongostaat ohne das wirtschaftlich beste Stück, 
Katanga, auszukommen vermag. Das ist nicht etwa nur eine 
finanzielle Berechnungssache, sondern betr iff t den bisher 
belgischen Kongoraum i n der Gesamtheit seiner Beziehungen, 
vor allem der räuml ichen und ethnischen. Wenn, entsprechend 
dem Wil len der UNO, alle Teile der bisherigen Kongokolonie 
als u n a b h ä n g i g e r Staat beisammenbleiben sollen, so k ö n n t e 
das doch bei den regionalen Verschiedenheiten nur als F ö d e ­
rat ion geschehen, wie denn selbst die Verfassung Katangas von 
1960 sich zu einer Vereinigung m i t den üb r igen Kongogebie­
ten i n Form einer Konfödera t ion gleichberechtigter Mi tg l i e ­
der bekannt hat. Aber wie sollen dann die inneren Grenzen 
gezogen sein, sollen die Grenzen der bisherigen Provinzen 
einfach ü b e r n o m m e n werden? Meist ist i n der Po l i t ik nur 

D e r b e k a n n t e a m e r i k a n i s c h e F i l m s c h a u s p i e l e r Y u l B r y n n e r ü b e r g i b t U T h a n t die „ A l l - S t a r - F e s t i v a l " - S c h a l l p l a t t e , die v o n in ternat io ­
n a l e n S t a rs zugunsten des F l ü c h t l i n g s h i l f s w e r k s der U N besungen u n d bespielt w u r d e . Z w i s c h e n U T h a n t u n d Y u l B r y n n e r der H o c h k o m ­
m i s s a r der V e r e i n t e n Nat ionen f ü r F l ü c h t l i n g e , D r . F e l i x S c h n y d e r (Schweiz) , rechts die bekannte deutsche S c h l a g e r s ä n g e r i n C a t e r i n a Va len te . 
A n w e i t e r e n K ü n s t l e r n w i r k t e n u. a. mi t : L o u i s A r m s t r o n g , M a u r i c e C h e v a l i e r , B i n g C r o s b y , D o r i s D a y , E l l a F i t z g e r a l d , M a h a l i a J a c k s o n , 
N a n a M o u s k o u r i u n d E d i t h P iaf . 
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von den ä u ß e r e n Grenzen die Rede, fast ebenso wichtig aber 
sind die inneren, u m ein normales Leben des Staates zu 
garantieren. Und hier wieder ist sehr zu unterscheiden, ob das 
nur Verwaltungsgrenzen i n einem Einheitsstaat sein sollen 
oder Grenzen von Gliedstaaten innerhalb einer Födera t ion . 

A l l das ist nicht mi t juristischen Methoden zu lösen, zum 
Beispiel durch den Internationalen Gerichtshof i m Haag 
oder gar durch einen Krieg, sondern nur mi t der geopoliti-
schen Methode, ein Zeichen, wie sehr die Geopolitik bei r ich­
tigem Gebrauch einer Friedensordnung dient und wie sehr die 
Nazis durch den Mißbrauch der raumpolitischen Methode 
deren eigentlichen Sinn verkannt haben. Ist nun eine Wel t -
instanz wie die UNO vorhanden, welche die wissenschaftliche 
Verwendung der Geopolitik i n die H ä n d e n immt , so vermag 
sich ihre friedenssichernde Nützl ichkei t erst wahrhaft aus­
zuwirken. Heute fehlt noch eine derartige Zentrale und so 
gab es keine wissenschaftlich fundierte Autor i t ä t , die beim 
Vorgehen der UNO gegen Katanga die peinliche Differenz 
zwischen England und den Vereinigten Staaten vielleicht h ä t t e 
verhindern können . Amer ika hat sich auf den rein politischen 
Standpunkt gestellt, daß ohne eine Einverleibung Katangas 
in den Kongostaat die Zentralregierung in Leopoldville so 
schwach w ä r e , daß sie wahrscheinlich s türzen und einem 
kommunistischen Regime Platz machen w ü r d e , w ä h r e n d 
England dies als luftige Vermutung betrachtete. W ä r e den 
Vereinigten Staaten eine wissenschaftliche Entscheidung zu 
Hilfe gekommen, so h ä t t e n sie gegenüber England eine bes­
sere Position gehabt, und die UNO w ä r e nicht in ihrem Be­
stand e r schü t te r t worden. 

Die Kongoproblematik ist nur das wichtigste Beispiel der 
afrikanischen Gesamtproblematik von heute. Die Grenzen 
der f rüheren Kolonien waren fast alle mi t dem Lineal gezo­
gen, meist auf Grund des Gradnetzes der Erde, und diese 
künst l ichen Grenzen hatten ein ebenso künst l iches Dasein 
dieser Kolonien zur Folge. Auch einiges Positive war dabei, so 
das Faktum, daß erbitterte Stammesfeindschaften durch die 
kolonialen Neubildungen oftmals erstickt wurden. Das nega­
tive Moment übe rwog jedoch und hat die mangelhafte Konso­
lidierung fast sämtl icher jetzt entstandenen afrikanischen 
Staaten verschuldet. Sowohl räuml iche Sonderungen wie auch 
Zusammenfassungen m ü s s e n hier i m Laufe der Zeit erfolgen. 
Die Grenzziehung nach dem Gradnetz war ein lahmes Aus­
hi l fsmit te l gewesen, w e i l damals geographisch wie ethnisch 
Afr ika noch in vol lem Maße als schwarzer Erdtei l bestand. 

Man darf die Notwendigkeit, statt wi l lkür l icher und vom Z u ­
fa l l diktierter Staatsgebilde organische S t a a t s r ä u m e zu schaf­
fen, nicht m i t der „Lehre vom Lebensraum" verwechseln, wie 
sie die Nazis v e r k ü n d e t haben. Grade das Gegenteil dessen, 
was hier gemeint ist, war der Hitlerische „Lebens raum" , 
denn er diente allein der Expansionstendenz eines r ä u m - und 
raubgierigen Systems. Wenn etwa die Ukraine dem deutschen 
Lebensraum zugewiesen war und der Schwarzerdeboden die­
ser Region zum deutschen Bauernland werden sollte, so war 
mi t solchem Vorhaben eine Vergewaltigung und Dezimierung 
der dortigen Bevö lke rung verbunden, we i l dieser fruchtbare 
Raum sehr v ie l mehr übe rvö lke r t als un t e rvö lke r t war und 
ist. Man rechnete auf den Konf l i k t der Kleinrussen m i t den 
Großrussen und hatte damit auch gewisse Erfolge zu Anfang 
der Invasion, aber als nun das deutsche Bauernland praktisch 
werden sollte und die Ukrainer schwer drangsaliert wurden, 
bewirkte das sofort eine V e r b r ü d e r u n g der Kleinrussen m i t 
Moskau. Der Nazi-Lebensraum war eine ebenso dilettantische 
wie unna tü r l i che Sache, w ä h r e n d der na tür l iche Raum, wie 
ihn Geographie und Geopolitik i m Sinn haben, als exakt nach­
zuprüfende Erscheinung keine überf lüss igen Zutaten erlaubt, 
auch nicht zu politischen Zwecken. Indem man Fremdes 
begehrt, sucht man sich in der Regel die Anstrengungen i m 
eigenen Raum zu ersparen. Wie i n der Bildkomposition, so ist 
auch in der Staatskomposition das Weglassen wesentlich. 

Einen Raum zum „ L e b e n s r a u m " erweitern, he iß t das R u ­
hende künst l ich v e r ä n d e r n und somit dem Bismarckschen 
Satze: „Quieta non movere" entgegenhandeln. Auch wenn der 
K u l t u r r a u m an Stelle des Naturraumes t r i t t , m u ß das doch 
stets eine organische Fortsetzung des Naturraumes sein. 
Durch Zeitablauf w i r d oft auch Unorganisches geheilt, aber 
bleibt dann fast stets pseudoorganisch. Hier das geschicht­
lich Richtige zu treffen, also geschichtlich und nicht unge­
schichtlich zu verfahren, ist eine der schwierigsten Aufgaben 
des Staatsmannes. 

Sollen die Staatsbildungen organisch sein, so m u ß wei t eher 
vom Weglassen als vom Hinzufügen die Rede sein. Freilich 
ist beim Zusammensch luß na tür l i cher Landschaften zu einem 
Ganzen nicht zu vergessen, d a ß Ungle ichmäßiges zueinander-
kommen sollte, nicht Gleichmäßiges, wie der Laie gern an­
nimmt. Spezifisch agrarische oder rohstoffreiche Regionen 
sollten e rgänz t werden durch Industriebezirke oder durch 
Gegenden mi t wertvollen, der Industrialisierung förderl ichen 
Montangü te rn , ein heute besonders notwendiges Gebot beim 
gefähr l ichen Absinken der Rohstoffpreise. Ausgesprochen 
unruhige Rohs to f fmärk te sind die Kaffee- und Kakao lände r , 
denen deshalb auch die politische S tab i l i t ä t versagt zu sein 
pflegt, zumal der Preisfall häuf ig von einem plötzl ichen Preis­
anstieg abgelöst w i r d . E in Metal l , das neuerdings wilden 
Schwankungen unterliegt, ist Uran : kürz l ich noch s türmisch 
begehrt, haben die Atomenergiekommissionen heute so große 
Vorrä te , d a ß sie ihre 1965 ablaufenden Kontrakte mi t den 
südaf r ikanischen und kanadischen Produzenten nur unter 
wesentlich schlechteren Bedingungen erneuert haben. Nicht 
nur Monokultur , auch Oligokultur, Abhäng igke i t eines Landes 
von allzu wenigen Rohstoffen, ist bedenklich. Die verminderte 
Lebensfähigkei t solcher L ä n d e r verlockt s t ä r k e r e Mächte zum 
Zugri f f oder aber die unstabilen Staaten bedrohen selber 
ihre Nachbarschaft. 

Übr igens g i l t das Prinzip, daß , wenn irgend möglich, U n ­
gleichmäßiges zueinander kommen soll, auch für die innere 
Grenzziehung. Wirtschaftlich gleichförmige Gliedstaaten oder 
Provinzen, namentlich solche m i t einer zurückgebl iebenen 
Agrarwirtschaft, fallen leicht aus dem Rahmen des Gesamt­
staates hinaus und s tö ren damit das innere Gleichgewicht. 
H ä t t e der nach der Blü teze i t des Wildkautschuks zu k ü m m e r ­
licher Produktion m i t Urwaldcharakter verurtei l te Nordosten 
Brasiliens durch Errichtung von Industr ien wirtschaftlichen 
Aufschwung erhalten, so w ä r e der krasse Widerspruch zum 
prosperierenden S ü d e n nicht entstanden und damit nicht die 
zentrifugale Tendenz i m gesamten Staatsgebilde. Die G r ü n ­
dung einer neuen Hauptstadt i n der Mi t t e des Staatsgebietes 
sollte demgegenübe r zentralisierend wi rken , aber die Dis­
p a r i t ä t der einzelnen Landesteile scheint schon so ausgep räg t 
zu sein, daß dieser Versuch, der zugleich die Landesmitte er­
schließen sollte, wahrscheinlich nutzlos verpufft. 

I V 

Die auf den Raum h in orientierte wissenschaftliche dem 
Staatsdenken zugewandte Betrachtungsweise, die sich a l l ­
mähl ich angesponnen hat, habe ich Raumrationalismus ge­
nannt. Das rationale Denken, das Europa seit dem 17. Jahr­
hundert e r faß t hat, und das in R e n é Descartes personifiziert 
ist, m u ß t e sich auch des Erdraumes bemächt igen, und hat 
sehr erheblich — das ist längs t nicht genügend erkannt — 
das P h ä n o m e n des Imperialismus hervorgerufen. Daß K o l o ­
nialismus und Imperialismus, die dauernd miteinander ver­
mengt werden, in Wahrheit Gegensä tze sind, t r i t t an diesem 
Punkt zutage. Kolonialismus ist mehr oder minder w i l l k ü r ­
liche Expansion, Landfetzenpolitik, wie es am besten zu be­
zeichnen ist, w ä h r e n d es sich beim Imperialismus u m metho­
dische und systematische Ausdehnung handelt, genauer ge­
sagt, um den konstruktiven Bau von Reichen. Maßgebend ist 
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dabei an Stelle der Inst i tut ion der Kolonie die der Interessen­
sphäre . Wenn Wi l l i am Gladstone gegen die britische Kolonia l ­
pol i t ik mi t dem Argument auftrat, Kolonien seien ein schlech­
tes Geschäft, so hatte er i n zweierlei Hinsicht recht, einmal 
darin, d a ß bei einer Ausdehnung u m der Ausdehnung wi l l en 
gute und schlechte Gebiete durcheinander okkupiert werden, 
zweitens darin, d a ß die ausdrückl iche Angliederung der Ko lo ­
nie an das Mut ter land die Folge hatte, daß die kolonisierende 
Macht sich auch m i t allen inneren H ä n d e l n und Schwierig­
keiten der Eingeborenen befassen m u ß t e . Die Interessen­
sphä re stellt dagegen eine formel l souve räne Macht dar, die 
aber in allem weltpolitisch Wesentlichen — Außenpol i t ik , 
Mil i tärpol i t ik , große Wirtschaft — von der tatsächlich herr­
schenden Macht abhäng t . Als die Philippinen nach dem 
Zweiten Weltkrieg von der Nordamerikanischen Union aus 
dem kolonialen Status entlassen wurden, m u ß t e n sie ih r 
nicht nur eine erhebliche Anzahl S tü t zpunk t e e in räumen , 
sondern m u ß t e n auch in Große r Pol i t ik und Wirtschaftspolitik 
bedeutende Konzessionen machen. Selbst Japan ist durch den 
Friedensvertrag vom 28. A p r i l 1952 in weiterem Sinne ame­
rikanische In t e re s sensphä re geworden, we i l amerikanische 
Garnisonen i m Lande sind und die strategisch wichtigen 
Inselgruppen u m Japan herum der amerikanischen Kontrol le 
unterliegen. D a ß die sowjetischen Sa te l l i t en länder trotz ihrer 
Dekoration als souveräne Staaten i n Wahrheit russische 
In te res sensphären sind, braucht nicht hinzugefügt zu wer­
den. 

Mutter land und In t e r e s sensphä re zusammen bilden, wie ich 
mich ausgedrückt habe, ein unsichtbares Reich i m Gegensatz 
zu dem sichtbaren von f rüher : Mutter land und Kolonie. 
Damals klare, aus jedem Lexikon ablesbare Tatsachen, heute 
dagegen ein Auseinanderklaffen von Schein und Wirklichkeit , 
das eine Atmosphä re dauernder Unsicherheit erzeugt und sich 
i m Kalten Kr ieg en t läd t . Hauptsächl ich entspringt diese 
Ungewißhe i t den f o r t w ä h r e n d e n Überschne idungen auf dem 
Felde der In te ressensphären , das heißt , eine bestimmte I n ­
te ressensphäre w i r d gleichzeitig von zwei g roßen Mächten 
beansprucht. Bezeichnend ist der Kubakonf l ik t : Kuba ist 
eine alte — man darf beinahe sagen selbs tvers tändl iche — 
In te re s sensphä re der USA: als sich nun aber auch die So­
wjetunion anschickte, es zur In t e r e s sensphä re zu machen, 
m u ß t e der Konf l ik t entstehen. Die Sowjetunion beugte sich 
schließlich — ob auf die Dauer, sei dahingestellt — den ä l t e ­
ren amerikanischen Ansprüchen , die sich übe rd ie s auf den 
gesamten Karibischen Raum, also speziell auf die kleinen 
zentralamerikanischen Republiken, erstrecken. I m wesent­
lichen handelt es sich hierbei u m den Schutz des Panama­
kanals, der wichtigsten Verkehrsader der Vereinigten 
Staaten. 

Der Imperialismus pocht bei seiner imperialen Konstrukt ion 
darauf, d a ß er von den fremden L ä n d e r n nur das Notwendige 
begehre, sie aber i n allem Übr igen i n Frieden lasse, ja sie 
noch namhaft un t e r s t ü t ze durch die Entwicklungshilfe, die er 
ihnen gewähr t . Tatsächl ich ist er i m Vergleich der Situation, 
die zu den beiden Weltkriegen geführ t hat, maßvo l l e r 
geworden, aber er ist dazu genötigt , da die beherrsch­
ten L ä n d e r i hm auf die S p r ü n g e gekommen sind und 
statt der Sche insouveräni tä t immer dringlicher wirkl iche U n ­
abhäng igke i t begehren. Sie benutzen dazu den Weltwettbe­
werb zwischen den großen Reichen und haben auf diese Weise 
einen neuen Begriff der Neu t r a l i t ä t erfunden, des Inhalts, 
daß man die g roßen Mächte gegeneinander ausspielt und nach 
Möglichkeit von beiden nimmt. Diese Hel lhör igkei t und 
akrobatische Geschicklichkeit der Kleinen und Kleinsten — 
der kleine Mann ist immer durchtriebener als der g roße — 
hat sich dahin entwickelt, d a ß w i r offensichtlich i n ein neues 
Stadium des Imperialismus eingetreten sind, das man als Spät­
imperialismus bezeichnen darf, und das uns eines Tages das 
Ende des Imperialismus ü b e r h a u p t bescheren w i r d . Zunächs t 

M r . P a u l H o f f m a n , d e r G e n e r a l d i r e k t o r des Sonderfonds der V e r ­
e inten Nat ionen f ü r Technische H i l f e u n d f r ü h e r e M a r s h a l l p l a n -
V e r w a l t e r , stattete der B u n d e s r e p u b l i k E n d e F e b r u a r e inen B e s u c h 
ab (vgl. S. 68 „ P a u l H o f f m a n i n Bonn") . 

ist freilich insofern eine Verschär fung geschehen, als nun 
auch die Akt ivs ten der beherrschten L ä n d e r sich einer Reichs­
konstruktion befleißigen. Wie die Großen sungen, so zwi t ­
schern jetzt die Jungen. Man denke an das Ägypten Nassers, 
denke an ein Marokko, das nicht nur die spanischen Besitzun­
gen i m Lande oder i n der Nachbarschaft sich eingliedern oder 
i n irgendeiner Form sich angliedern w i l l , sondern auch das 
u n a b h ä n g i g gewordene Mauretanien, ja das einen Zusammen­
schluß m i t Algerien und Tunesien zum Staatenbund „Ver­
einigter Arabischer Maghreb" anstrebt. Auch Indonesien 
w ä r e zu nennen, dem es gelungen ist, Westneuguinea nach­
trägl ich noch den Ho l l ände rn zu en t re ißen , obwohl i h m 
ethnisch die Papuas dieses Gebietes völlig fernstehen. D a ß 
ein Großs t aa t wie Japan die i hm von Amerika auferlegten 
Bindungen abzustreifen und wieder von sich aus imper ia l i ­
stisch zu werden sich b e m ü h t , ist nicht verwunderlich. 
Der Imperialismus hat das Gute gehabt, daß er m i t seinen 
Reichsbildungen — auch i n der Gestalt „uns ich tbare r Reiche" 
— ein Prozeß war der Zusammenfassung kleinerer R ä u m e 
zu g rößeren und damit der politischen und wirtschaftlichen 
Weltvereinfachung. Wenn jetzt auch die bisherigen Kolon ia l ­
vö lker zu solchen Raumorganisationen zu gelangen suchen — 
Ägypten m i t der Vereinigten Arabischen Republik, Marokko 
m i t der e r w ä h n t e n Maghreb-Vereinigung —, so ist das ein 
Gegengewicht gegen eine Balkanisierung, die i m Zuge der 
nationalen Bewegungen ebenfalls zu konstatieren ist. Impe­
rialismus und Balkanisierung liegen i m Kampf miteinander. 
Aber dieser Widerstreit kann glückbr ingend sein, wenn da­
durch v e r h ü t e t w i r d , d a ß das Kleine i n Engigkeit ausartet, das 
Große aber i n Bedrückung . 

Hier hat die der Unive r sa l i t ä t nahe Weltorganisation der 
Vereinten Nationen ihre höchste Aufgabe: Sonderungen und 
Zusammenlegungen der Staaten und Völker durchzuführen , 
aber weder nach dem nationalistischen noch nach dem impe-
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rialistischen Prinzip, die beide unhei lvol l sind i n ihrer Effek­
t ivi tä t . Das aber heißt , d a ß die Weltorganisation auch fähig 
sein soll, die Welt zu organisieren. Heute hat sie noch nicht 
den Anfang dazu gemacht und vermag das auch nicht in ihrer 
Schwäche; sie ist froh, wenn alles e in ige rmaßen stabil bleibt 
und so ein dr i t ter Weltkrieg vermieden w i r d . Aber vielleicht 
v e r h ä l t es sich umgekehrt, d a ß sie schwach ist, w e i l sie noch 
nicht den Anfang einer globalen Organisierung gemacht hat, 
also aus dem Stadium der Organisation noch nicht i n das 
der Organisierung gelangt ist. W i r d sie i n dieser Hinsicht 
aktiv, so hä t t e sie nicht nur den Heißen Kr ieg aus der Welt 
geschafft, sondern auch seine Vorstufe, den Kalten. Aber noch 
mehr: auch das Dahinsiechen des Imperialismus w ä r e ge­
kommen. Heute schwebt dies alles noch i n der Luft , u m so 

Das Generalsekretariat der Vereinten Nationen gibt seine 
Stellungnahme zu eigenen wichtigen Fragen über die Vor­
gänge im Kongo und Katanga bekannt, die hier in deutscher 
Übersetzung im Wortlaut wiedergegeben werden. 

Kein Unternehmen der Vereinten Nationen hat i n der 
Öffentl ichkeit soviel Mißve r s t ändn i s und Verwi r rung her­
vorgerufen wie die Kongo-Operation, die i m Sommer 1960 
einsetzte und noch heute andauert. Das liegt zum Tei l daran, 
daß diese Operation nach Zweck, Umfang und Kosten i n der 
Erfahrung der Vereinten Nationen einzig dasteht. Eine Reihe 
von politischen G e g e n s t r ö m u n g e n hat die ohnehin schon 
vorhandenen Komplikat ionen noch vermehrt. E in großer 
Te i l der Mißvers t ändn i s se und Verwirrungen ist aber zwei­
fellos das Ergebnis des zielstrebigen, planvollen und finanz­
kräf t igen Propagandaapparates von Katanga, der von noto­
rischen Verleumdern der Vereinten Nationen geschickt 
u n t e r s t ü t z t w i r d . Er hat falsche und verzerrte Nachrichten 
ü b e r die Operation verbreitet. 
Die nachstehenden Fragen und Antwor ten sind für solche 
Leser zusammengestellt worden, die der Kongo-Operation 
der Vereinten Nationen mi t ernsthaften Fragen und so­
gar mi t Zweifeln begegnen. Die Fragen entsprechen denen, die 
in der Öffentl ichkeit am häuf igs ten gestellt werden. Die 
Antwor ten beruhen ausschließlich auf Tatsachen. Sie können 
lückenlos belegt werden. 

Warum sind die Vereinten Nationen im Kongo? 
Die Vereinten Nationen haben sich auf Grund einer dringen­
den Aufforderung der Regierung der Republik Kongo vom 
14. Ju l i 1960 i n das Land begeben. Es hatte gerade, am 
30. Jun i desselben Jahres, seine U n a b h ä n g i g k e i t erlangt. I m 
Zeitpunkt der U n a b h ä n g i g k e i t s e r k l ä r u n g war die Provinz 
Katanga ein integrierender Bestandteil des Kongostaats. 
Etwa eine Woche nach der U n a b h ä n g i g k e i t s e r k l ä r u n g meu­
terte die kongolesische Armee, eine schwer bewaffnete Streit­
macht von 28 000 Mann. Wegen dieser Meuterei, und u m die 
beträcht l iche Anzahl belgischer S taa t sangehör ige r i m Lande 
zu schützen, wurden gegen den Wunsch der kongolesischen 
Regierung belgische Fa l l sch i rmjäger abgesetzt. I n verschie­
denen Teilen des Landes entstanden Stammesfehden und 
bedrohliche separatistische Bewegungen. 
Infolgedessen wurde das Land vom vol l s tändigen Zusammen­
bruch der S taa t sau to r i t ä t , d. h. vom Chaos bedroht. Unter 
diesen U m s t ä n d e n m u ß t e sich die kongolesische Regierung 
nach Hil fe von außen umsehen. Sie wandte sich zuerst an 
die Regierung der Vereinigten Staaten, aber P r ä s i d e n t Eisen­
hower riet, das Hilfeersuchen an die Vereinten Nationen 
und nicht an einen einzelnen Staat zu richten. Dieser Rat­
schlag wurde befolgt. 

mehr, als solche Weltorganisation keine zentrale Befehlsor­
ganisation sein darf, welche die Vielheit und Farbigkeit der 
Völker und Staaten zugunsten eines grauen Völkerbre ies ver ­
nichtet. Organisieren darf hier nicht mechanisches Befehlen 
heißen, sondern m u ß einer geschichtlichen Entwicklung ent­
sprechen, i n der unter globalem Schutz die Neubildungen 
gleichsam pflanzenhaft emporwachsen. A u f diesem gewalt­
losen Wege sind vielleicht einige Unionen i n Afr ika , falls es 
gelingt, die uralten Stammesfeindschaften zu bändigen . Das 
meint Laotse m i t seinem b e r ü h m t e n , so oft m i ß v e r s t a n d e n e n 
Satz, daß immer das Weichste das H ä r t e s t e ü b e r w i n d e t . Dazu 
w i r d in diesem Falle — und damit kommen w i r an unsere 
Einleitung zurück — ein raumpolitisches Denken helfen. 

Eine Stellungnahme des Generalsekretariats 

Die inneren Schwierigkeiten i m Kongo wurden durch ä u ß e r e 
Einmischungen verschiedener A r t — aus politischen und aus 
finanziellen Motiven — kompliziert . Das galt besonders für 
die Provinz Katanga m i t ihrem Reichtum an Mineralien, 
namentlich Kupfer, Kobal t und Uran. 
Mi t t e J u l i 1960 beantwortete der Sicherheitsrat das Hi l f e ­
ersuchen der kongolesischen Regierung positiv, da er die 
G e f ä h r d u n g des Friedens und der Sicherheit der Völker ­
gemeinschaft durch die Situation i n diesem Lande für ge­
geben hielt. Man war der Meinung, d a ß ein A u t o r i t ä t s v a k u u m 
eine Aufforderung zur Einmischung von a u ß e n darstellen 
w ü r d e und daß sich daraus eine höchst gefährl iche Gegen­
übe r s t e l l ung der beiden g röß ten Wel tmäch te ergeben könn te . 
Obwohl er sich der damit verbundenen politischen und f inan­
ziellen Probleme b e w u ß t war, blieb dem Sicherheitsrat keine 
andere Wahl, als dem Hilfeersuchen der Kongoregierung 
nachzukommen. 
U m die große und komplizierte Aufgabe erfül len zu können , 
der sich die Vereinten Nationen i m Kongo gegenüber sahen , 
war es notwendig, ein ungewöhnl ich zahlreiches Team von 
zivilen und mi l i tä r i schen Krä f t en zusammenzustellen. Die 
S t re i tk rä f t e der Vereinten Nationen u m f a ß t e n bis zu 20 000 
Offiziere und Mannschaften. Dazu kamen etwa 1 300 Z i v i ­
listen. 
Es verdient festgehalten zu werden, daß das zivile und m i l i ­
tä r i sche Personal der Vereinten Nationen m i t vollem E i n ­
ve r s t ändn i s der katangesischen Prov inz ia lbehörden i n diesen 
Landesteil e inrückten . Der P rov inzp rä s iden t Moise Tschombe 
selbst und mehrere seiner Minister fanden sich auf dem 
Flugplatz Elisabethville ein, u m den G e n e r a l s e k r e t ä r Ham-
marsk jö ld und die ersten Abteilungen der U N - S t r e i t k r ä f t e 
wi l lkommen zu heißen, als sie Anfang August 1960 dort 
landeten. 

Welches sind die Absichten und Ziele der Vereinten Nationen 
im Kongo? 
Die Absichten und Ziele der Kongo-Operation der Vereinten 
Nationen (United Nations Operation i n the Congo — UNOC) 
sind durch folgende Auf t räge i n Entsch l ießungen des Sicher­
heitsrats festgelegt worden: 
• Die Regierung bei der Wiederherstellung und Aufrechter­

haltung der staatlichen Einheit und der terr i torialen U n ­
versehrtheit des Landes zu un te r s tü t zen . 

• Die Regierung bei der Wiederherstellung und Aufrecht­
erhaltung von Ruhe und Ordnung und beim Schutz von 
Leben und Eigentum i m ganzen Lande zu un t e r s tü t zen . 

• Das Land vor dem Bürge rk r i eg zu bewahren und der 
Regierung bei der V e r h ü t u n g und Schlichtung von Stam­
meskonflikten behilfl ich zu sein. 

Die Vereinten Nationen und der Kongo 

56 V e r e i n t e Nat ionen 2/63 



• Das Land vor ä u ß e r e r Einmischung i n seine inneren A n ­
gelegenheiten zu schützen, und zwar besonders durch die 
Ausschaltung der Söldner . Es handelt sich dabei u m Nicht­
Kongolesen, die nach der Anwerbung i m Ausland für 
einen hohen Sold i n das Land gebracht wurden, u m auf 
Gehe iß der katangesischen Prov inz ia lbehörden zu k ä m p ­
fen. Die Sö ldner wurden vor allem als Offiziere einge­
setzt, denen die Gendarmerie von Katanga unterstand. Die 
Gendarmerie ist eine Armee, keine Polizeieinheit. Bis zu 
den K ä m p f e n i m Dezember 1962 war sie schwer bewaffnet, 
ve r füg te ü b e r viele Panzerfahrzeuge und wurde von einer 
Luftwaffe un t e r s tü t z t . Von Söldnern geführ te Abteilungen 
dieser Gendarmerie wurden i n Katanga gegen S t ä m m e 
eingesetzt, die m i t P r ä s i d e n t Tschombe verfeindet waren, 
und auch gegen die S t re i tk rä f te der Vereinten Nationen. 
Die Zahl der Söldner wurde auf 500 bis 600 Mann ge­
schätzt , i n der Hauptsache waren es Belgier und Fran­
zosen, aber auch eine Reihe von anderen Nationen war 
vertreten. 

• U n t e r s t ü t z u n g der Regierung bei der Entwicklung und 
Unterhal tung von wichtigen öffentl ichen Diensten — Ge­
sundheitsdienst, Bildungswesen, Nachrichtenverbindungen, 
Bankwesen. 

• U n t e r s t ü t z u n g der Regierung i n wirtschaftlichen und 
sozialen Angelegenheiten durch ein umfangreiches und 
langfristiges Programm für Ausbildung und technische 
Hil fe . Dies ist das Hauptanliegen der Vereinten Nationen 
i m Kongogebiet, denn das Bedürfn is nach technischer 
Hi l fe ist i n diesem Lande besonders groß, w e i l es den 
Bewohnern an Erfahrung, an Vorbereitung und Ausb i l ­
dung, kurz an allen Eigenschaften mangelt, die für die 
Ü b e r n a h m e der Verantwortung i n einem Staat u n e r l ä ß ­
lich sind. 

Bei der Verwirkl ichung dieser Absichten hat die Kongo-
Operation der Vereinten Nationen stets friedliche Lösungen 
und Uberwindung von Differenzen durch Gespräch und Ver­
handlung erstrebt. Die Vereinten Nationen haben sich auch 
an den Grundsatz der Nicht-Einmischung i n innenpolitische 
Angelegenheiten des Gesamtstaats oder der Provinzen ge­
halten. Daher w i r d keine kongolesische Persönl ichkei t und 
keine Partei un te r s tü t z t oder bekämpf t . D a r ü b e r hinaus gi l t 
für die S t r e i tk rä f t e der Vereinten Nationen am Kongo, ob­
woh l sie bewaffnet sind, das strikte Prinzip, daß die Waffen 
nur für Zwecke der Selbstverteidigung benutzt werden 
dürfen . 

Steht die Kongoaktion der Vereinten Nationen — 
besonders die Unternehmen in Katanga — 
im Widerspruch zu dem Grundsatz der Selbstbestimmung? 

Die Kongoaktion der Vereinten Nationen steht i n keiner 
Weise i m Widerspruch zu dem Prinzip der Selbstbestimmung. 
Zwar ist die Selbstbestimmung ein grundlegendes Prinzip 
der Vereinten Nationen. Aber es steht fest, daß sie weder 
i m Kongo noch i n Katanga i n Frage gestellt ist. Der Kongo 
wurde nach der Erlangung der U n a b h ä n g i g k e i t i n die Ver­
einten Nationen aufgenommen als Einheitsstaat, der aus 
mehreren Provinzen bestand, u . a. aus der Provinz Katanga. 
A u f diesen Einheitsstaat hatten sich kurz vor der U n a b h ä n ­
g igke i t s e rk l ä rung alle F ü h r e r der S t ä m m e und Provinzen 
auf einer Konferenz i n Brüsse l geeinigt. A u f Grund einer 
freien Willensentscheidung stimmte auch P r ä s i d e n t Tschombe 
auf dieser Konferenz für die Einheit. 

Obwohl Tschombe später , am 11. J u l i 1960 die Loslösung 
Katangas vom Kongostaat e rk lä r t e , ist es wicht ig festzu­
halten, daß kein s o u v e r ä n e r Staat der Welt die U n a b h ä n g i g ­
keit Katangas anerkannt oder auch nur die separatistischen 
Bestrebungen u n t e r s t ü t z t hat. 
I n der F rühze i t der kongolesischen Unabhäng igke i t gab es 
noch andere separatistische Bewegungen. Die Vereinten 

Nationen wandten sich auch gegen diese versuchten A b ­
trennungen, z. B. gegen die in S ü d - K a s a i unter der F ü h r u n g 
von Alber t Kalonj i . 
Der Grund dafür liegt auf der Hand. Die Vereinten Nationen 
kamen i n den Kongo, u m die Regierung bei der Aufrecht­
erhaltung der rechtsstaatlichen Ordnung und der Einheit des 
Landes zu un te r s tü t zen , und zwar auf Ersuchen eben dieser 
Regierung. Daraus geht hervor, daß die Vereinten Nationen 
die Herau fbeschwörung eines Bürge rk r i eges m i t Waffenge­
wal t und Auslandshilfe weder dulden noch ignorieren konn­
ten. Infolgedessen haben die Vereinten Nationen alle sepa­
ratistischen Umtriebe i m Kongo bekämpf t . 
Was Katanga angeht, so hat die Bevö lke rung selbst zu 
dieser Frage Stellung genommen. So haben sich z. B. i m 
Februar 1960 die politischen Parteien des Landes e inschl ieß­
lich der Conakat-Partei von Moise Tschombe dafür ausge­
sprochen, daß „der Kongo innerhalb der bestehenden Grenzen 
einen u n a b h ä n g i g e n Staat darstellen soll, dessen Bewohner . . . 
eine und dieselbe S taa t sangehör igke i t haben." 
Bei den katangesischen Provinzialwahlen i m Jahre 1960 er­
hielt Tschombes Conakat-Partei 25 von 60 Sitzen. Das 
Balubakat-Cartel, die wichtigste Opposition gegen Tschombe, 
erhielt 23 Sitze. Aber die Balubakat und ihre Verbünde ten , 
die gegen die Abtrennung waren, zäh l t en 134 916 Stimmen 
gegen 91116 Stimmen der Conakat-Partei und ihrer V e r b ü n ­
deten. 

Es steht ebenfalls fest, d a ß es der Provinzialregierung 
Tschombes nicht gelungen ist, i n der nördl ichen Hälf te der 
Provinz eine wirksame Regierungsgewalt auszuüben . 
Schließlich hat P r ä s i d e n t Tschombe sich bei zahlreichen Ge­
legenheiten gegen die Abtrennung und die Unabhäng ighe i t 
Katangas ausgesprochen. So i n einer E r k l ä r u n g , die er am 
21. Dezember 1961 in Kitona unterzeichnete. So i m Laufe der 
offiziellen Unterhandlungen m i t Mr . Adula i n Leopoldville 
zwischen März und Juni 1962. So Anfang September 1962 
durch die Annahme des „U Thant-Plans für die nationale 
Versöhnung" . So i n jüngs t e r Vergangenheit i n einer f r e i ­
wi l l igen E r k l ä r u n g vom 14. Januar 1963 in Kolwezi . 
Die Vereinten Nationen haben die ganze Zeit ü b e r bis heute 
mi t Tschombe i n seiner Eigenschaft als P r ä s i d e n t der Pro­
vinz Katanga verhandelt, aber sie erkennen i hm keine an­
dere Stellung zu. Geographisch, historisch, ethnisch und 
wirtschaftlich gehör t Katanga zum Kongo. 

Welche Rechtfertigung gibt es dafür, daß die 
Vereinten Nationen im Kongo Gewalt angewendet haben? 

Zunächs t einmal benutzen die Truppen der Vereinten Na­
tionen i m Kongo ihre Waffen nur i n ä u ß e r s t e r Notlage und 
zur Selbstverteidigung. A u f diese Weise ist die Gewaltan­
wendung stark e ingeschränkt . Nach den Entsch l ießungen des 
Sicherheitsrats darf nur unter drei Bedingungen Gewalt 
angewendet werden, nämlich i n Notwehr, als letzter Aus­
weg bei der Verhinderung des Bürgerkr iegs , i m äußer s t en 
Fal l bei der Ausschaltung von Söldnern . 
W ä h r e n d ihres ganzen zweieinhalb] ä h r i g e n Aufenthalts i m 
Kongo m u ß t e n die Truppen der Vereinten Nationen — von 
unbedeutenden Fä l len abgesehen — nur dreimal zu den 
Waffen greifen. D a r ü b e r w i r d i m folgenden berichtet: 
• Eine Operation zur Gefangennahme von Sö ldne rn begann 

am 28. August 1961 friedlich und mi t U n t e r s t ü t z u n g durch 
P r ä s i d e n t Tschombe selbst. Diese Operation wurde zeit­
weise unterbrochen, u m den Konsuln der Lände r , aus 
denen die Söldner stammten, auf eigenes Ersuchen Ge­
legenheit zu geben, sich ihrerseits m i t dem Sö ldne r ­
problem zu befassen. Nachdem diese B e m ü h u n g e n feh l ­
geschlagen waren, nahmen die Vereinten Nationen am 
13. September ihre eigene Operation wieder auf. Diesmal 
trafen die B e m ü h u n g e n der Vereinten Nationen jedoch 
auf Widerstand von Seiten der Söldner , die auf die T r u p -
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pen der Vereinten Nationen schössen. Daraus ergab sich 
eine Feuer- und Gefechts tä t igkei t , die — hauptsächl ich 
i n Elisabethville — mehrere Tage andauerte. A u f einem 
Flug, dessen Zie l u . a. die Aushandlung der Feuereinstel­
lung m i t Mr . Tschombe war, wurde Dag Hammarsk jö ld 
bei dem tragischen Absturz i n Ndola (Nordrhodesien) ge­
tötet . 
I m Dezember 1961 wurde die Öffentl ichkeit von P r ä s i d e n t 
Tschombe und einigen seiner A n h ä n g e r i n einer regel­
rechten Kampagne zu Gewal t t ä t igke i t en aufgehetzt. A u ­
ß e r d e m bestand anscheinend ein genauer Plan, nach dem 
die Sö ldner und die von ihnen geführ te Gendarmerie m i t 
Provokationen, Schikanen und M i ß h a n d l u n g e n gegen die 
Leute der Vereinten Nationen i n Elisabethville vorgehen 
woll ten. Eine hauptsächl ich aus Franzosen bestehende 
Gruppe von Sö ldne rn beschloß, die S t re i tk rä f t e der Ver­
einten Nationen i n Elisabethville zu umzingeln, und zwar 
zu einem Zeitpunkt, da sie diese Krä f t e durch die Ver­
legung von zwei Batallionen für geschwächt hielten. Sie 
errichteten S t r a ß e n s p e r r e n i n der Absicht, die Bewegun­
gen der UN-Truppen i n der Stadt lahmzulegen und sie 
vom Flugplatz abzuschneiden. Mehrere Tage lang ver­
suchten Beamte der Vereinten Nationen i n ha r tnäck igen 
Verhandlungen, die Katangesen zur Beseitigung der 
Hindernisse zu veranlassen. Als das nicht gelang, m u ß t e n 
die Vereinten Nationen die S t r a ß e n s p e r r e n m i t Gewalt 
w e g r ä u m e n und so ihre Bewegungsfreiheit wiederher­
stellen. Diese Kampfhandlungen m i t ihren begrenzten 
Zielen begannen am 5. Dezember und waren am 19. De­
zember beendet. A n demselben Tage begab sich Tschombe 
zu Verhandlungen mi t Premierminister Adula nach K i t o -
na, wo er i n einer E r k l ä r u n g auf alle separatistischen 
Ziele verzichtete. 

I m folgenden Jahr machten die Vereinten Nationen alle 
nur mögl ichen Anstrengungen, u m die E r k l ä r u n g e n 
Tschombes i n die Wirk l ichkei t umzusetzen und alle Strei­
t igkeiten zwischen der Zentralregierung und der Pro-
vinzialregierung von Kantanga durch Diskussion und 
Verhandlung zu schlichten. Dazu gehör ten die langen 
Gespräche zwischen Premierminister C y r i l l Adula und 
P r ä s i d e n t Tschombe und der ausgedehnte Gedankenaus­
tausch ü b e r den U Thant-Plan, den sowohl der Premier­
minister als auch Moise Tschombe annahmen. Aber alle 
diese B e m ü h u n g e n waren ergebnislos. 

• I m Dezember 1962 eröffnete die von Sö ldne rn geführ te 
katangesische Gendarmerie ohne jede Provokation das 
Feuer auf Stellungen der Vereinten Nationen i n Elisabeth­
vi l le . Sechs Tage lang, d. h . bis zum 28. Dezember, dauerte 
diese sporadische Schießerei an. Die Truppen der Ver­
einten Nationen zeigten i n dieser Lage eine bemerkens­
werte Zurückha l tung , denn sie gehorchten trotz eigener 
Verluste gewissenhaft dem Befehl ihres Kommandeurs, 
das katangesische Feuer nicht zu erwidern. 
Inzwischen versuchten die Vertreter der Vereinten Natio­
nen alles, P r ä s i d e n t Tschombe dazu zu bringen, seinen 
Truppen die Feuereinstellung zu befehlen. Tschombe war 
entweder nicht i n der Lage oder nicht willens, das zu tun . 
Schließlich führ ten die Vereinten Nationen als letzten Aus ­
weg und als rein defensive M a ß n a h m e ein Unternehmen 
durch, dessen Ziel es war, die Gendarmerie und die Sö ld ­
ner aus dem Gebiet von Elisabethville zu vertreiben. A n ­
schließend wurde die Operation dazu angesetzt, dem ge­
samten Personal der Vereinten Nationen i n ganz Katanga 
une ingeschränk te Bewegungsfreiheit wie i n den anderen 
Landesteilen zu verschaffen. A m 9. Januar v e r k ü n d e t e 
Tschombe seine Absicht, diese Bewegungsfreiheit zuzuge­
stehen und ohne weitere Verzögerung die Bestimmungen 
des U Thant-Plans für die nationale V e r s ö h n u n g i n Kra f t 
zu setzen. 

Bei den Soldaten und auch i n der Z iv i lbevö lke rung sind 
w ä h r e n d dieser drei Kampfepisoden Verluste eingetreten. 
Das ist unvermeidbar und bedauerlich. Nach den übl ichen 
mi l i tä r i schen M a ß s t ä b e n waren diese Verluste jedoch sowohl 
bei den Soldaten als auch bei den Zivi l i s ten bemerkenswert 
gering. Das ist hauptsächl ich auf die strenge Z u r ü c k h a l t u n g 
der UN-Truppen zurückzuführen , die sie trotz fast s tändiger 
Provokationen beobachteten. 
Es ist oft behauptet worden, die Truppen der Vereinten 
Nationen h ä t t e n Greueltaten gegen die Z iv i lbevö lke rung 
begangen. Solche Behauptungen sind zum größ ten Te i l f re i 
erfunden und unverantwortliche Erzeugnisse der Propa­
ganda, die von der katangesischen „ In fo rmat ionsmasch ine" 
i n die Welt gesetzt und bezahlt w i r d . Einige einwandfreie 
Beispiele für ve r abscheuungswürd iges Benehmen einzelner 
Soldaten der Vereinten Nationen sind verzeichnet worden. 
I n allen solchen Fä l l en sind sofort g ründl iche Untersuchungen 
angestellt worden, u m die Schuldigen zu ermit te ln und 
einer angemessenen Bestrafung zuzuführen . 

D a s V o l k s w a g e n w e r k 
schenkte se inen e i n m i l l i o n -
sten V W - T r a n s p o r t e r d e m 
W e l t k i n d e r h i l f s w e r k der 
V e r e i n t e n Nat ionen . H i e r 
die U b e r g a b e z e r e m o n i e i n 
P a r i s . 
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Was ist der nationale Versöhnungsplan? 
Dieser Plan, der oft als U Thant-Plan bezeichnet w i r d , ist 
ein Vorschlag, den der G e n e r a l s e k r e t ä r der Vereinten Nat io­
nen i m August 1962 den Herren Adula und Tschombe unter­
breitet hat. Er e n t h ä l t nach U Thants Vorstellung eine ver­
nünf t ige Grundlage für die Beseitigung der Meinungsver­
schiedenheiten, die zwischen der Zentralregierung und der 
Provinz Katanga herrschen. Als der G e n e r a l s e k r e t ä r m i t 
diesem Vorschlag an die Streitenden herantrat, nachdem alle 
anderen Aussöhnungsve r suche gescheitert waren, bestimmte 
er lediglich, d a ß seine Bestimmungen entweder angenommen 
oder abgelehnt werden, aber nicht Gegenstand von Verhand­
lungen bilden sollten. Der Plan woll te also niemandem eine 
„Zwangs lösung" zumuten, denn beide Parteien konnten ihn 
annehmen oder ablehnen. Sowohl Premierminister Adula 
als auch P r ä s i d e n t Tschombe nahmen i h n an, und eine Reihe 
von Staaten un te r s tü t z t en ihn. 
I m wesentlichen schlägt der Plan die Annahme einer 
Verfassung vor, die eine bundesstaatliche Regierungsform 
festlegt; ferner die Auftei lung der S t e u e r e i n k ü n f t e und De­
visengewinne auf die Zentralregierung und die Provinz­
regierungen; die Vereinheitlichung der W ä h r u n g ; den Z u ­
sammensch luß und die Vereinheitlichung aller mi l i tär ischen, 
ha lbmi l i t ä r i schen und polizeilichen Einheiten zu einer Na­
tionalarmee; die V e r k ü n d u n g einer allgemeinen Amnestie; 
die Wiedereinsetzung der Zentralregierung, i n der alle p o l i ­
tischen und terri torialen Gruppen vertreten sein sollen; die 
Rückberu fung aller Auslandsvertreter, die nicht den Wei ­
sungen der Zentralregierung unterstehen; und Bewegungs­
freiheit für das Personal der Vereinten Nationen i m ganzen 
Kongo. 

Diesen Vorschlag unterbreitete der Gene ra l s ek re t ä r erst, 
nachdem man sich acht Monate lang i n direkten Gesprächen 
zwischen dem Premierminister und dem P r ä s i d e n t e n der 
Provinz Katanga vergeblich u m eine nationale V e r s ö h n u n g 
b e m ü h t hatte. Diesen Gesprächen haben die Vereinten Nat io­
nen ihre volle U n t e r s t ü t z u n g g e w ä h r t . 
Tschombe e r k l ä r t e i n einem Brief an den G e n e r a l s e k r e t ä r 
vom 3. September 1962, d a ß er den Plan annehme, aber i n 
den folgenden Monaten tat er keinen geeigneten Schritt, 
diese Annahme i n Kra f t zu setzen. Erst Anfang Januar 1963, 
nach der Beseitigung der von der Gendarmerie errichteten 
S t r a ß e n s p e r r e n und nach dem Eintreffen der U N i n 
Kipuschi, Jadotville und Kaminavi l le gab Tschombe öffent­
lich die feste Zusicherung ab, d a ß er unverzügl ich die erfor­
derlichen Schritte tun w ü r d e , u m den U Thant-Plan durch­
zuführen. Dazu gehört , d a ß die hohen Offiziere der katan-
gesischen Gendarmerie auf den P rä s iden t en der Kongorepublik 
Kasawubu einen Treueid ablegen und daß die Auftei lung 
des Steueraufkommens und der Devisengewinne aus den 
Geschäften der Union Min iè re praktisch durchgeführ t w i r d . 
Der Gene ra l sek re t ä r setzt sich weiter für die volle Durch­
f ü h r u n g des Plans ein. 

Was haben die Vereinten Nationen für den Kongo aufgewendet 
an Geld, Menschen und Material? 

Der f r ü h e r e Gene ra l s ek re t ä r der Vereinten Nationen, Dag 
H a m m a r s k j ö l d , kam i m September 1961 zusammen m i t 
sieben Angehör igen des Sekretariats, acht Soldaten der 
S t r e i tk rä f t e und der Besatzung bei dem Flugzeugunglück 
i n Ndola auf dem Flug zu P rä s iden t Tschombe um. 
127 Offiziere und Mannschaften der Kongo-S t re i tk rä f t e 
der Vereinten Nationen fielen i m Kampf; 50 weitere fanden 
bei Unfä l len den Tod, meistens handelte es sich u m Verkehrs­
unfä l le ; 133 wurden verwundet. Diese Verluste verteilen sich 
auf 21 nationale Kontingente. Die Offiziere und Mannschaften 
haben m i t gutem Korpsgeist die oft höchst unerfreulichen 
Lebensbedingungen, ein beschwerliches Kl ima , Strapazen und 
Dauerleistungen und — allzu oft — Provokationen, Be­

leidigungen und sogar Gewal t t ä t igke i t en von seiten derer 
ertragen, denen sie zu helfen versuchten. 
Die meisten Angehör igen des Generalsekretariats i n New 
Y o rk und an anderen Orten hatten eine sehr erhebliche zu­
sätzliche Arbeitslast zu bewäl t igen , damit die Kongo-Opera­
t ion durchgeführ t werden konnte. 
Die Kongo-Operation kostete die Vereinten Nationen etwa 
10 Mil l ionen Dollar i m Monat oder 120 Mi l l ionen Dollar i m 
Jahr. Die Gesamtkosten von J u l i 1960 bis Ende 1962 be­
tragen unge fäh r 290 Mi l l ionen Dollar. Dar in sind die U n ­
kosten für bestimmte Dienste nicht enthalten, da sie von 
Regierungen zur Ver fügung gestellt wurden, die auf die 
Kostenerstattung verzichteten. Wenn man die S t ä r k e der 
Truppe — u n g e f ä h r 19 000 Offiziere und Mannschaften zu 
dem Zeitpunkt, als dies niedergeschrieben wurde — be rück ­
sichtigt, waren die Kosten der Kongo-Operation entschieden 
niedrig. Das kommt daher, d a ß die Staaten, die die Truppen­
kontingente entsandten, von den Vereinten Nationen nicht 
die Ü b e r n a h m e des r e g u l ä r e n Soldes verlangten. Das be­
nöt ig te Mater ia l reichte von der Verpflegung bis zu D ü s e n ­
flugzeugen. 

Welche Ergebnisse haben die Vereinten Nationen 
bis jetzt im Kongo erzielt? 

Das wichtigste Ergebnis ist na tür l ich , d a ß es wegen der K o n ­
gofrage nicht zum Kr ieg gekommen ist. Das w ä r e fast m i t 
Sicherheit der Fa l l gewesen, wenn sich die Vereinten Natio­
nen i m Jahre 1960 nicht i n das Vakuum hineinbegeben hä t t en , 
das sich i n diesem unruhigen Gebiet i m Herzen Afr ikas 
rasch ausbreitete. 
D a r ü b e r hinaus besteht heute i m Kongo eine S taa t s führung , 
die ü b e r ein weites Gebiet und ü b e r eine Bevö lke rung von mehr 
als 14 Mil l ionen Menschen eine wirksame Regierungsgewalt 
ausüb t , und das i n einem Lande, dessen Einheit wiederher­
gestellt ist. 
Man kann nicht behaupten, daß Ordnung und Sicherheit 
keine Wünsche ü b r i g l ießen, aber gegenübe r dem Chaos 
vor zwei Jahren ist eine erhebliche Besserung eingetreten. 
Damals m u ß t e n die S t re i tk rä f t e der Vereinten Nationen 
fast i n allen Teilen des Staatgebiets eingesetzt werden, 
u m ein M i n i m u m von Sicherheit zu gewähr le i s t en . Das ist 
nicht mehr notwendig. Damals hatte auch der größte Te i l 
der europäischen Bevö lke rung das Land i n Panikstimmung 
verlassen. Seitdem sind viele E u r o p ä e r zu rückgekeh r t und 
haben ihre produktive Tä t igke i t wiederaufgenommen. 
M i t der Einnahme von Kolwezi durch die Vereinten Nationen 
wurde am 21. Januar die letzte bedeutende Ansammlung von 
fremden Soldaten oder Sö ldne rn i n Katanga ausgeschaltet. 
Man glaubt, d a ß nunmehr die meisten Söldner aus der Provinz 
geflohen sind und daß man i n absehbarer Zeit nicht mehr 
mi t einer Bedrohung durch sie zu rechnen braucht. Sie haben 
großen Schaden angerichtet. U m sie konzentrierten sich U n ­
ordnung und Gewalttat. Sie waren rücksichts lose Abenteurer 
und M ö r d e r gegen Bezahlung. Die Sö ldne r sind i n erster 
Lin ie für die brutale und sinnlose Sprengung der meisten 
Brücken i n Nordkatanga und vieler Brücken i m S ü d e n ver­
antwortl ich zu machen. So haben sie durch die Z e r s t ö r u n g 
der Verkehrsverbindungen die Wirtschaft des Landes auf 
verbrecherische Weise e rschüt te r t . 

Die Aufrechterhaltung der wichtigsten Dienste i m Lande 
ist ausschließlich den Vereinten Nationen zu verdanken. Die 
Massenflucht der europäischen Siedler i m Jahre 1960 drohte 
das normale Leben des Landes zu zers tören , da die E u r o p ä e r 
ausschließlich Positionen i n den lebenswichtigen öffentl ichen 
Diensten innehatten oder i n der Privatwirtschaft f ü h r e n d e 
Stellungen bekleideten. Sie waren als Ärz te , Ingenieure, 
Lehrer, Techniker wie auch als Kaufleute, Industrielle und 
Plantagenbesitzer tä t ig . Diese Lücke wurde teilweise und 
provisorisch von den Vereinten Nationen und ihren Sonder-
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Organisationen ausgefül l t und so der vol l s tändige Zusammen­
bruch der lebenswichtigen Betriebe abgewendet. Viele von den 
dringend gebrauchten f rühe ren Inhabern solcher Stellen sind 
inzwischen zurückgekehr t . 

D a r ü b e r hinaus sind die Vereinten Nationen b e m ü h t , die 
Sicherung der lebenswichtigen Dienste für die Zukunft 
vorzubereiten, indem sie Kongolesen für die Ü b e r n a h m e 
entsprechender Stellen ausbilden. So haben z. B. die Ärz te 
der Weltgesundheitsorganisation (WHO) seit der U n a b h ä n ­
g igke i t se rk lä rung i m ganzen Kongo sehr v ie l für das Ge­
sundheitswesen geleistet. Experten der Internationalen Z i ­
villuftfahrtorganisation (ICAO) haben den Lufttransport 
und den Luftverkehr aufrechterhalten, die für das Leben 
i m Kongo unentbehrlich sind. Ähnl iche U n t e r s t ü t z u n g ist 
durch die anderen Sonderorganisationen g e w ä h r t worden 
— wie durch die Internationale Arbeitsorganisation (ILO), die 
E r n ä h r u n g s - und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten 
Nationen (FAO), die Organisation der Vereinten Nationen für 
Erziehung, Wissenschaft und Ku l tu r , den Weltpostverein 
(UPU), den Internationalen Fernmeldeverein (ITU) und die 
Weltorganisation für Meteorologie (WMO). 
Die Meuterei der kongolesischen Nationalarmee, die zu Be­
ginn der U n a b h ä n g i g k e i t als Force Publique bekannt war, 
hat v ie l dazu beigetragen, das Land innerhalb einer Woche 
nach der U n a b h ä n g i g k e i t s e r k l ä r u n g ins Chaos zu s türzen . 
Vor diesem Datum waren alle Offiziere Belgier, keiner war 
Kongolese. Nachdem die belgischen Offiziere w ä h r e n d der 
Meuterei vertrieben worden waren, besaß die Armee m i t 
einem Schlage keine ausgebildeten Offiziere mehr, also war 
sie ohne wirksame Disziplin. Sie wurde schnell i m ganzen 
Lande eine Quelle der Unordnung und der Gewalt. Die 
Vereinten Nationen haben die Zentralregierung des Kongo 
m i t aller K r a f t bei der Ausbildung und Reorganisation der 
Armee un te r s tü tz t . Einige Fortschritte sind erzielt worden, 
aber noch lange nicht genug. Es w i r d ernsthaft bezweifelt, 
ob die kongolesische Armee i m gegenwär t igen Zei tpunkt 
imstande ist, i m ganzen Lande Ruhe und Ordnung aufrecht­
zuerhalten — ohne eine gewisse Mi th i l f e der S t re i tk rä f te 
der Vereinten Nationen. 

Nach dem Zusammenbruch der kongolesischen Regierung 
i m F r ü h h e r b s t I960 bestand fast ein Jahr lang keine legale 
S t aa t s füh rung . Die Anwesenheit der Vereinten Nationen 
war w ä h r e n d dieser Zeit die einzige Garantie für die Sicher­
heit. Die Vereinten Nationen schütz ten jedermann, Einzel­
personen, Minderheiten, die durch S t a m m e s k ä m p f e bedroht 
waren, Beamte der Zentralregierung und der Provinzial-
regierungen. I m Winter 1960/61 ü b e r n a h m e n es die Vereinten 
Nationen, 250 000 Flücht l inge i n Kasai zu betreuen und 
wiederanzusiedeln. 

Es ist i m wesentlichen den B e m ü h u n g e n der Kongo-Opera­
t ion der Vereinten Nationen zu verdanken, d a ß der Notstand, 
der durch das Fehlen einer ve r fas sungsmäßigen Regierung 
entstanden war, durch die Wiedereinberufung des kongo­
lesischen Parlaments beseitigt wurde. Die Vereinten Nationen 
bereiteten die Versammlung vor, stellten den Aufenthalts­
ort der Parlamentarier fest, be förder ten viele nach Léopold­
vi l le , schütz ten die Mitglieder und das Parlament selbst 
w ä h r e n d der Sitzungen und setzten i m J u l i 1961 eine ver­
fassungsmäßige Regierung unter dem Premierminister Adula 
ein. 

Die Operation der Vereinten Nationen hat entscheidend dazu 
beigetragen, die Drohung separatistischer Umtriebe unschäd ­
l ich zu machen, die von interessierten Stellen des Auslandes 
s t änd ig geförder t wurden. So wurden separatistische Bewe­
gungen i n mehreren Provinzen vereitelt. 

Der U Thant-Plan verspricht schließlich, für die Entwicklung 
zur Einheit und zur Staatsgesinnung eine feste Grundlage 
zu schaffen. 

Welches sind die Pläne der Vereinten Nationen im Kongo, 
wenn die militärische Phase vorüber ist? 

Wenn die mi l i tä r i sche Phase beendet ist, w i r d die na tü r l i che 
Folge eine Verminderung und schließlich die Auf lösung der 
UN-S t re i tk rä f t e sein. Das stellt man sich als einen a l l m ä h ­
lichen, aber unaufhaltsamen Prozeß vor. Die Notwendigkeit, 
be t rächt l iche S t r e i tk rä f t e i m Kongo zu unterhalten, u m die 
Regierung bei der Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung 
und bei dem Schutz der nationalen U n a b h ä n g i g k e i t zu u n ­
te r s tü tzen , hat die Vereinten Nationen zeitweil ig von ihrer 
Hauptaufgabe abgelenkt. Sie besteht darin, dem Lande i n 
g roßem Umfang wirtschaftliche und technische Hi l fe zuteil 
werden zu lassen, u m seine beispiellose Not zu l indern. Dazu 
w ü r d e U n t e r s t ü t z u n g auf fast allen Gebieten gehören , e in­
schließlich der Ausbildung der Nationalarmee. 
Es darf jedoch nicht ü b e r s e h e n werden, d a ß sogar w ä h r e n d 
der zweieinhalb j ä h r igen Unsicherheit i m Lande, als so be­
deutende Krä f t e der Vereinten Nationen durch die mi l i t ä ­
rischen Aufgaben absorbiert waren, auch auf n ich tmi l i t ä ­
rischen Gebieten erhebliche U n t e r s t ü t z u n g gegeben wurde. 
Ein Kongo-Fonds wurde eingerichtet, i n den Staaten f r e i ­
wi l l ige Be i t r äge zur z ivi len Hilfeleistung einzahlen konnten. 
Seit September 1960 haben die f re iwi l l igen Einzahlungen i n 
diesen Fonds fast 40 Mi l l ionen Dollar erreicht. E in ziviles 
Hilfsprogramm für 1963 sieht Ausgaben i n H ö h e von 19 M i l ­
lionen Dollar aus solchen fre iwi l l igen Spenden vor. Z. Zt . 
nehmen 693 kongolesische S taa t sangehör ige an Ausbildungs­
kursen i n verschiedenen Bildungsanstalten des Landes te i l , 
die von den Vereinten Nationen geförder t werden. 241 K o n ­
golesen sind i n der Ausbildung an aus ländischen Anstalten. 
Ferner besuchen 985 Kongolesen Fortbildungskurse i m L a n ­
de und 400 erhalten eine zusätzl iche Ausbildung i n verschie­
denen Kurzseminaren, die ebenfalls von den Vereinten 
Nationen geförder t werden. Die Vereinten Nationen haben 
insgesamt 858 Personen eingestellt, u m die Aufrechterhaltung 
der lebenswichtigen öffentl ichen Dienste zu gewähr le i s t en . 
141 Fachberater sind zur Ver fügung gestellt worden. A m 
1. Januar 1963 waren 1135 Experten i m Kongo tä t ig , e in­
schließlich 554 Lehrern an H ö h e r e n Schulen. A u f Ersuchen der 
kongolesischen Regierung ist U n t e r s t ü t z u n g vorgesehen auf 
dem Gebiet des Bildungswesens, der Gesundhei ts fürsorge , der 
öffentlichen Verwaltung, der Landwirtschaft, des Maschinen­
baus, bei der Wiederherstellung von Brücken, S t r a ß e n und 
Eisenbahnen. Nach Lage der Dinge m u ß sich dieses Programm 
ü b e r einen langen Zeitraum erstrecken. 

Beabsichtigen die Vereinten Nationen, auf ähnliche Situationen 
in anderen Ländern mit ähnlichen Maßnahmen zu reagieren? 

Die Kongo-Operation ist ein einmaliges Wagnis, das die 
Völkergemeinschaf t unter einzigartigen U m s t ä n d e n unter­
nommen hat. Die Mitgliedstaaten, das Sekretariat und die 
Soldaten der nationalen Kontingente, die bei den UN-St re i t ­
k rä f t en i m Kongo Dienst taten, haben sehr viele Erfahrungen 
sammeln können . Nur die Mitgliedstaaten der Vereinten 
Nationen k ö n n e n ü b e r den Sicherheitsrat oder die General­
versammlung nach W ü r d i g u n g der Erfordernisse einer kon­
kreten Situation die En t sch l i eßung fassen, eine ähnl iche 
A k t i o n i n einem anderen Gebiet zu unternehmen. 
Es darf nicht vergessen werden, daß die Kongo-Operation 
begonnen und durchgeführ t wurde auf Grund des H i l f e ­
ersuchens der kongolesischen Regierung, welche die einzige 
souveräne Macht i m Kongo darstellte, ferner auf Grund der 
En tsch l i eßungen des Sicherheitsrats und der Generalver­
sammlung, die entweder einstimmig oder m i t ü b e r w ä l t i g e n ­
der Mehrheit gefaßt wurden. 

Wenn die Vereinten Nationen die höchsten Erwartungen er­
füllen sollen, die i n sie gesetzt werden, m ü s s e n sie willens und 
bereit sein, für die Erhaltung des Friedens das Nötige zu tun, 
wo auch immer und wann auch immer eine Notlage entsteht. 
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Flug nach Singapore 
DR. M E D . BARBARA V O N RENTHE-F INK 
Senatsdirektorin für Gesundheitswesen, Berlin 

Die International Planned Parenthood Federation (IPPF), die 
ihre 7. Konferenz in Singapore abgehalten hat, geht auf die 
1912 einsetzende Initiative von Margaret Sänger zurück, einer 
Gemeindeschwester in New York. Mit ungewöhnlicher Ener­

gie organisierte sie 1927 den ersten Kongreß für Bevöl­

kerungsfragen in Genf, an dem hervorragende Wissenschaft­

ler, Soziologen und Ärzte teilnahmen. Die weitere Entwick­

lung führte zu der Gründung eines Internationalen Komitees 
für Familienplanung in Cheltenham 1948, aus dem sich 1952 
anläßlich der 3. Internationalen Konferenz in Bombay die 
IPPF entwickelte. In Stockholm 1953 wurden ihre Satzungen 
festgelegt. 1955 fand die Internationale Tagung in Tokio 
statt, 1959 in Neu Delhi, wo sie vom Premierminister Pandit 
Nehru eröffnet wurde. Die IPPF hat enge Verbindung mit 
der World Federation for Mental Health und der Internatio­

nal Union for Health Education. Es wurde wiederholt ver­

sucht, die Vereinten Nationen für das Bevölkerungsproblem 
zu interessieren. Die Frage als solche wurde in einer Abstim­

mung der UN im Jahre 1962 als dringlich angesehen. Mit der 
Anerkennung der besonderen Wichtigkeit wurde für die end­

gültige Abstimmung darüber, ob Bevölkerungsfragen in den 
Katalog der Vereinten Nationen einbezogen werden sollen, 
eine Zweidrittelmehrheit erforderlich. Diese war vorerst nicht 
zu erreichen: 34 Länder stimmten dafür, 34 dagegen bei 32 
Stimmenthaltungen. Um so wichtiger ist die Aufgabe der 
IPPF, die in 33 Ländern der Welt zum Teil mit staatlicher 
Unterstützung organisiert ist. Es wird angestrebt, daß die 
Weltgesundheitsorganisation die Aufgaben der IPPF über­

nimmt (siehe auch S. 42 dieser Ausgabe). 

A m 6. Februar 1963 ist der Frankfurter Flughafen völlig 
vereist, auf den Rollbahnen k ö n n t e man Schlittschuhlaufen. 
Ob die Quantas­Maschine so ve r spä t e t kommt, w e i l es i n 
London genauso aussieht, weiß ich nicht, auf alle Fäl le star­

ten w i r mit dem „fliegenden K ä n g u r u h " als Symbol 5 Stun­

den s p ä t e r als vorgesehen. Al le Fluggäs t e werden ärgerl ich, 
und Frankfur t ist auf einmal ganz kle ins tädt i sch: Kein 
Restaurant ist mehr offen, keine Verkaufs läden , kein „Duty 
free shop". Weder Bücher noch Briefpapier sind zu haben; 
man w i r d auch sehr durstig i m Warteraum, der wegen der 
Überseegäs t e völlig überhe iz t ist. Endlich fliegen w i r i n die 
eisige Nacht, es sind 15 Käl t eg rade und volles Mondlicht auf 
den Schneeverwehungen. 

Athen, Kairo , Karatschi — al lmähl ich steigt das Thermometer 
an. Das Flugpersonal ist wieder weiß gekleidet, milde, duf­

tende L u f t u m f ä n g t uns w ä h r e n d der kurzen Transitauf­

enthalte auf den fremden Flughäfen , die sich alle sehr 
ähne ln . Die Inder i n Kalkut ta , wo auch das Restaurant 
p r i m i t i v ist, w i r k e n allerdings ungewöhnl ich schlampig i n 
ihren dreck ig ­we ißen Gewändern . Photographieren ist ü b e r ­

a l l verboten. W i r fliegen der Sonne entgegen, die Uhr w i r d 
bis zur A n k u n f t 6 4t Stunden vorgestellt. So w i r d plötzlich 
das Dinner u m Mitternacht serviert, wei l nach der e u r o p ä i ­

schen Uhr die Zeit dafür stimmt und der Hunger sich dement­

sprechend eingestellt hat. 

Unsere V e r s p ä t u n g w i r d nicht aufgeholt, und w i r landen i n 
Singapore gegen Чг 4 Uhr morgens voller Sorge, nun nicht 
von unseren Freunden abgeholt zu werden. Weit gefehlt, 
man erwartet unsere Gruppe, zu der sich pakistanische und 
indische Ärz t innen gesellt hatten. M i t mehreren Taxen ging 
es durch die tropische Nacht i n das Eusoff­College. Moderne 

Unive r s i t ä t en und Col lege­Häuser unterscheiden sich nicht 
sehr voneinander, der indische, der malaiische und west­

afrikanische Student findet den gleichen Komfor t : nette 
Einzelzimmer, bequeme B a d e r ä u m e , zweckmäßige M a h l ­

zeiten mit Selbstbedienung. Chinesinnen m i t hochgeschlosse­

nen weißen Blusen stehen übe ra l l herum, sehr bere i twi l l ig 
zu helfen. I m Gegensatz zu A f r i k a kommt m i r alles sehr vie l 
geräuschloser vor. 
Die IPPF­Konferenz w i r d übe rwiegend von den englischen 
Mitgliedern, Frauen und Ärz t innen , organisiert, was i m 
fremden Land sicher nicht einfach ist. Es scheint aber, als 
sei ihnen die koloniale Erfahrung angeboren — es ist nicht 
nur die Sprache, die den E n g l ä n d e r n den Umgang m i t den 
Fremden leichter macht. Al le Arbeitssitzungen sind i n den 
Hörsä len der Univers i tä t . 
Der erste Abend bringt uns einen Empfang bei dem Kollegen 
Dr. Sinha. Und w ä h r e n d i n Deutschland die Scheiben ein­

frieren und ein Pelz kaum ausreicht, u m i m Freien w a r m 
zu bleiben, werden hier unter südl ichem Himmel feine 
chinesische Speisen i m Freien serviert, m i t der ganzen ge­

winnenden Gastfreundlichkeit dieser ostasiatischen Menschen. 
Auch hier ist der Eindruck von Ruhe und Gelassenheit vor­

herrschend. Ich habe einen Arzt aus Johore zum Tischherrn 
und lasse m i r ü b e r die politische Situation berichten. „Wir hat­

ten i n Malaya ü b e r Jahre einen Kr ieg m i t den Kommunisten 
zu bestehen", so sagte er, „aber w i r sind jetzt damit fert ig 
geworden. I n unserer Födera t ion haben sie nichts zu sagen, 
nun bauen w i r das Land auf, dessen Reichtum Gummi und 
Zinn ist. W i r sind stolz auf unsere Unabhäng igke i t , aber w i r 
haben nichts gegen die Europäe r . Singapore selbst ist noch 
nicht frei, Außenpol i t ik und Verteidigung sind noch i n der 
Hand der Engländer . Auch i n dieser Millionenstadt ist die 
kommunistische Partei i n der I l legal i tä t , aber da sie von 
Chinesen bevö lke r t ist, ist hier der Kampf sehr vie l schwie­

riger und noch keineswegs ausgestanden. Zudem ü b t Indo­

nesien eine starke Anziehungskraft aus. Es kann eines Tages 
i n Singapore ganz anders aussehen. Erst vor einigen Tagen 
wurden einige Hundert Kommunisten eingesperrt, die einen 
Putsch gegen den noch relat iv jungen Premierminister ver­

suchen woll ten." 

Die wirtschaftliche Situation des großen Handelshafens ist 
gut, das Pro­Kopf­Einkommen h ö h e r als i m ü b r i g e n Asien. 
25 v H des Budgets werden auf Bildung und Erziehung ver­

wandt, alle Völker, alle Kul turen , alle Religionen sind hier zu 
Hause. 
W ä h r e n d der vielen Vorlesungen bleibt nur wenig Zeit, die 
Stadt aufzusuchen. Moderne Bauten, Reg ie rungsgebäude i m 
viktorianischen St i l wechseln m i t ausgesprochen chinesischen 
Vierteln ab, die i n ihrer Lebendigkeit faszinierend sind. 
Immer wieder möchte man durch die engen S t r a ß e n mit den 
zahllosen Verkau f s s t änden m i t Obst, Fisch, Süßigke i ten , 
Kleidern und buntem Tand bummeln und photographieren. 
Eine Nachtfahrt durch den großen Hafen ist imposant, 
dicht an dicht liegen große und kleine Handelsschiffe. W i r 
fahren weit hinaus, entlang an den zahlreichen Kais, die 
Fahrt n immt kein Ende. Dicht bewaldete kleine Inseln 
machen den Hafenbereich nicht nur landschaftlich sehr reiz­

vol l , sie sind ein Hort für die Schmuggler, die hier ein 
reiches Betä t igungsfe ld haben. 
Es ist gar nicht so leicht, einen der zahlreichen kleinen 
Tempel, von denen es etwa 500 i n der Stadt geben soll, zu 
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finden. Und dann ist man ent täuscht , sie sind fast alle j ü n ­
geren Datums und alles andere als schön. W i r h ö r e n aber 
von einer sehr m e r k w ü r d i g e n Sache, die sich am vorletzten 
Tag des chinesischen Neujahrs, gerade vor unserer Ankunf t , 
abgespielt hat. Gläub ige unter den Hindus produzieren das 
„F i re -wa lk ing" , d. h . sie laufen m i t b loßen F ü ß e n auf g l ü h e n ­
den Kohlen, eine Strecke von etwa 15 Metern, ohne sich 
zu verbrennen. Das ist völlig unglaubhaft, w i r d aber immer 
wieder bes tä t ig t . Sie sinken bis an die Knöchel ein, keine 
Brandblase zeigt sich. Dabei sind nicht etwa besonders 
Gläub ige daran beteiligt, sondern irgendwelche M ä n n e r und 
Frauen, die gerade von der S t r a ß e kommen und i n we i t ­
abgewandter Haltung ü b e r die g lühende Masse laufen, u m 
dann die F ü ß e in einer m i t Wasser und Milch gefül l ten Wan­
ne kurz abzuküh len . Auch unsere sehr sachlichen ärzt l ichen 
Kollegen aus Singapore und Malaya stehen diesem P h ä n o m e n 
völlig ratlos gegenüber . 

Sehr schön ist eine abendliche Tanzvorstellung m i t mala i ­
ischen, chinesischen und indischen Volks tänzen. Auch wenn 
eine geschlossene Gruppe vorgeführ t w i r d , bleibt jeder 
einzelne Tänze r m i t seinem individuellen Ausdruck stark 
i m Vordergrund. Nichts erinnert an die amerikanische Gleich­
macherei. Anmut und W ü r d e sind kennzeichnend, die Be­
wegungen leicht und se lbs tvers tändl ich , nur selten ins A k r o ­
batische gesteigert. Die Frauen tanzen lieblich und einfach, 
fast ohne erotischen Einschlag. Sie sind i n ihrer Jugendfrische 
m i t ihren leichten Bewegungen faszinierend. — Dagegen 
unterscheiden sich die übl ichen Festessen i n den großen 
Hotels m i t internationalem St i l durch nichts von denen i n 
allen Großs t äd t en der Welt — nur die chinesische Küche 
erinnert daran, d a ß w i r i m Fernen Osten sind. 

Das B i l d des Fremden, der anders gekleideten Menschen, der 
bunten chinesischen Schrift ü b e r L ä d e n und auf g roßen 
Reklametafeln, der Wechsel von viktorianischer Pracht und 
chinesischer Dürf t igkei t , das S t r aßenb i ld m i t den Autos aller 
L ä n d e r und daneben den kleinen zweisitzigen übe rdach t en 
Fahrgestellen auf R ä d e r n (als Fahrrad vom Besitzer ge­
steuert), die bunten wallenden Saris neben der knapp an­
liegenden chinesischen Kleidung — alles das ist interessant 
und erregend. Dazu ist die Luf t milde, die B ä u m e sind voller 
Blü ten , die gegen Abend b e t ä u b e n d duften. Nur mittags w i r d 
es i n der Sonne recht he iß . 

Der Inhal t unserer Konferenz ist die Geburtenregelung, für 
die die Frauen der ü b e r v ö l k e r t e n L ä n d e r m i t g roßem per­
sönlichen Einsatz und zunehmendem Erfolg kämpfen . Sie 
werden u n t e r s t ü t z t durch Frauen aus England, D ä n e m a r k , 
Schweden, Holland und den USA. Viele Fi lme zeigen das 
Elend der kinderreichen Familie, die Slums von Bombay, 
Hongkong und Tokio. Das Hauptanliegen der Konferenz ist 
der Appel l , d a ß die öffentliche Hand die Aufgaben ü b e r ­
nehmen möge und die verschiedenen Kirchen ihren Wider­
stand gegen die Geburtenregelung aufgeben. I n vielen Sit­
zungen w i r d der Fortschritt der Medizin auf diesem Gebiet 
besprochen. Daß Han Suyin, die bekannte Schriftstellerin 
(„Alle Herrl ichkeit auf Erden"), zu den Vortragenden gehört , 
ist ein besonderes Erlebnis. Sie ist als Ärz t in i n Singapore 
t ä t ig und berichtete ebenso lebendig und fesselnd wie i n 
ihren Büche rn ü b e r ihre Erfahrungen aus China. I n ihrer 
schlanken Erscheinung m i t dem schönen und ausdrucksvollen 
Gesicht ist sie ganz so, wie man sie sich nach dem Lesen 
ihrer Bücher vorstellt. 

Die Tage geben m i r v ie l zu denken. Hier ist eine andere 
Welt, von der w i r i n Deutschland sehr entfernt sind, die 
Menschen sind nicht satt und sorglos, sie k ä m p f e n zäh u m 
einen h ö h e r e n Lebensstandard. Sie wissen heute, selbst 
auf dem Land, was die moderne Technik und der Fortschritt 
ihnen bieten können , an denen sie teilnehmen wollen. Hinter 
ihren ruhigen Gesichtern und den anmutigen Bewegungen 
verbergen sich große Entschlossenheit und der Wi l l e zu 

lernen. Aufbauend auf der alten K u l t u r wol len vor allen 
Dingen die Jungen unter ihnen ihren Platz i n der Industr ie­
gesellschaft einnehmen. D a ß der große Kinderreichtum dem 
entgegensteht, w i r d erkannt, m i t dem die völl ige Aussichts­
losigkeit auf Vollbeschäf t igung Hand i n Hand geht. Gleich­
gewicht zwischen wirtschaftlicher Entwicklung und Be­
vö lke rungswachs tum ist das Ziel, das zu erreichen Sozio­
logen, Wirtschaftswissenschaftler und Ärzte , vor allem aber 
die Frauen der IPPF, die aufgeschlossenen Menschen und 
die Jugend dieser L ä n d e r u n t e r s t ü t z e n wollen. 
Durch die Vermi t t lung der Schering-Vertretung i n Singapore 
war es uns an den letzten beiden Tagen noch einmal möglich, 
einige Fahrten durch die Stadt zu machen. Wieder war es 
der chinesische Te i l mi t den engen S t r a ß e n und den zahl­
losen L ä d e n und Lädchen, der uns besonders anzog. W i r 
h ö r t e n von den sogenannten S t e r b e h ä u s e r n i n diesem Viertel , 
woh in die Menschen aus ihren Wohnungen gebracht werden, 
bevor sie sterben. Hier geht es nicht nur u m Tabus, sondern 
u m eine ganz praktische Seite: Die Behausungen sind so eng, 
daß ein Sarg nicht durch die T ü r e n geht! E in m e r k w ü r d i g e s 
Gemisch von Verwesung und Blütenduf t , von dem Geruch 
gebratenen Fleisches oder Fisches und moschusähn l ichem 
Parfum liegt ü b e r den S t r aßen , zwischen denen sich schmie­
rige W a s s e r k a n ä l e winden, i n denen mühe los tote Ratten zu 
entdecken sind. Übera l l sind die Menschen freundlich und 
behende, alle sind sie schlank, wenn nicht sogar dürf t ig , vor 
allem die Al ten . Dabei w i r d nicht gebettelt. 
Den vorletzten Abend sind w i r beim Sultan von Yohore zu 
Gast. Die Nacht i n Yohore zwischen b l ü h e n d e n Orchideen i n 
den erleuchteten G ä r t e n des Sultans war wie ein Traum. 

Das Ende der Tagung naht m i t einem Galadinner mi t chine­
sischen Stäbchen. Etwas ratlos sitzen w i r vor den leckeren 
Sachen, die w i r von einer Platte i n der Mi t t e des runden T i ­
sches heranbalancieren müssen . Jeder sieht sich um, wie der 
Nachbar damit fert ig w i r d , und schließlich geht es auch ohne 
Gabel und Löffel. Der Abschied vom College ist herzlich, der 
Fahrer des Taxis d rück t m i r seine Visitenkarte i n die Hand, 
damit ich beim nächs ten Besuch auch weiß , wer mich fahren 
soll. Er w i l l auch von m i r eine Kar te haben und findet es 
sehr richtig und wichtig, d a ß w i r von so wei t gekommen 
sind, u m ü b e r die Geburtenregelung in seiner Stadt zu ver­
handeln. 
Der Rückflug n immt eine andere Route und ist eine endlose 
Nacht, da man die Uhr immer wieder zurücks te l len m u ß . Es 
w i l l nicht Tag werden. Knappe zwei Stunden bis Bangkok, 
wo herrliche Tai-Seidenstoffe ausliegen. 4 Stunden nach 
Delhi, das m i r ebenso wenig gefällt wie Kalku t ta . Dann 
kommt Teheran, wo es schon wesentlich k ü h l e r ist, nach w e i ­
teren 3V2 Stunden Tel A v i v . Hier endlich endet die Nacht, 
und w ä h r e n d der Stunde des Aufenthaltes w i r d eine sanft 
geschwungene Bergkette i n der M o r g e n d ä m m e r u n g sichtbar. 
I n Israel kann man freilich nicht mehr wie in Indien auf dem 
Flugplatz Spazierengehen wie man w i l l . Uniformierte Polizei 
verweist uns energisch i n den sehr hübschen und frischen 
Warteraum, wo sich alles auf einen ungewöhnl ich g roßen 
„Free of Duty"-Laden s türz t . Es kann gar nicht schnell genug 
gehen, die 4 V e r k ä u f e r i n n e n setzen blitzschnell Whisky, 
französischen Kognak und Parfums um. Das F rühs tück nach 
dem sehr frischen morgendlichen Aufenthalt i n Tel A v i v 
schmeckt allen vorzüglich — und dann wendet man sich a l l ­
mähl ich der Vorstellung zu, d a ß auf dem nächs ten Flughafen 
Schnee liegen w i r d . I n Zür ich h ö r t man das freundliche 
schwyzer Deutsch. 

Aus der g roßen Welt kehrt man m i t Wehmut i n die deutsche 
geteilte Heimat zurück. Bei jeder internationalen Tagung 
w i r d man bescheiden. Wie v ie l Unwiederbringliches haben 
w i r i n den letzten Jahrzehnten e ingebüßt , wie schwierig ist 
es, i m internationalen Konzert wieder eine Rolle zu spielen, 
die nicht ü b e r h ö r t w i r d . 
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Die Post wirbt für die Vereinten Nationen 
Briefmarken, Ganzsachen und Stempel zu Ehren der Vereinten Nationen und deren Organisationen aus der Bundesrepublik Deutschland und Berlin (West) 

DR. DETLEF SCHMIDT, HAMBURG 
Leiter der Briefmarkensammlergruppe .Vereinte Nationen" 

E i n e besondere A r t der W e r b u n g f ü r die V e r e i n t e n Nat ionen, die s icher nicht a l lgemein be­

k a n n t se in d ü r f t e , s ind B r i e f m a r k e n , G a n z s a c h e n u n d Stempel , die die Deutsche Bundespos t 
— h ä u f i g i n Z u s a m m e n a r b e i t mit der Deutschen Gesel l schaft f ü r die V e r e i n t e n Nat ionen 
u n d der B r i e f m a r k e n s a m m l e r g r u p p e V e r e i n t e Nat ionen — i n den vergangenen J a h r e n h e r ­

ausgebracht hat. Diese B r i e f m a r k e n , G a n z s a c h e n u n d Stempe l s ind aus A n l a ß v o n G e d e n k ­

tagen der Vere in ten Nat ionen, v o n T a g u n g e n u n d von Auss te l lungen ersch ienen . Se i t 1952 
s i n d auf diesem Gebie t z w e i B r i e f m a r kenausgaben , 20 Sonderstempel , v i e r G a n z s a c h e n (sog. 
P r i v a t ­ G a n z s a c h e n ) u n d f ü n f H a n d n e b e n s t e m p e l v e r w e n d e t w o r d e n . D i e folgende Z u s a m ­

menste l lung bringt diese 31 „ N u m m e r n " in chronologischer Reihenfolge u n d zeigt den w e i t e n 
R a h m e n dieser postal ischen u n d phi late l i s t i schen W e r b u n g f ü r die V e r e i n t e n Nat ionen . 

â . 

Ш 
xMhfober 
I T A G DER 
M E I N T E N 
• KATIONEN 

(Abb. 1) 

1. 1952 Masch inenha lbs tempe l z u m T a g der 
V e r e i n t e n Nat ionen . Inschr i f t : „24. O k t o ­

b e r / T a g der / V e r e i n t e n / Nationen", 
l i n k s U N ­ E m b l e m i m R a h m e n . (Abb'. 1). 
P o s t ä m t e r u n d L a u f z e i t der W e r b e s t e m ­

p e l ­ E i n s ä t z e : 
B e r l i n S W 11 a) 10.—24. 10., b) 12.—24. 10. 
(2 E i n s ä t z e verwendet ) . 
B e r l i n ­ C h a r l o t t e n b u r g 2, 10.—24. 10. 
B e r l i n ­ F r i e d e n a u 1, 10.—24. 10. 
B e r l i n ­ S p a n d a u 1, 15.— 24. 10. 
B e r l i n ­ S t e g l i t z 1, 10.—24. 10. 

2. 1952, 1953, 1954 M a s c h i n e n s t e m p e l z u m T a g 
der Menschenrechte . I n s c h r i f t : ,,10. D e ­

zember / A l l g e m e i n e E r k l ä r u n g / der 
Menschenrechte", l i n k s U N E S C O ­ E m b l e m . 
(Abb. 2). 

N ES С 0 10.DEZEMBER 

ALLGEMEINE ERKLÄRUNG 
DER MENSCHENRECHTE 

8.11.53 

(Abb. 2) 

P o s t ä m t e r u n d L a u f z e i t der 

3. Hands tempe l . Inschr i f t : „(22 a) D ü s s e l ­

dorf 1 / 5 . T a g u n g des K o h l e n ­ B e r g b a u ­

Ausschusses", i n der Mitte s e nkr e c ht 
„ILO". L a u f z e i t : 30. 11.—12. 12. (Abb. 3). 

( A b b . 3) 

1955 B r i e f m a r k e n a u s g a b e z u m 10. J a h r e s t a g 
der V e r e i n t e n Nat ionen z u 10 P f g r a u ­

g r ü n / b r a u n r o t m i t d e m U N ­ E m b l e m i m 
P r ä g e d r u c k . M i c h e l ­ N r . 221. G ü l t i g k e i t s ­

dauer ; 24. 10. 1955—31. 12. 1956. (Abb. 4). 

(Abb. 4) 

W e r b e s t e m p e l ­ E i n s ä t z e : 1952 1953 1954 

B e r l i n S W 11 27. 11.­ ­10. 12. 23. 11.­ ­10. 12. 10. 12. 
B e r l i n N 65 25. 11.­ ­10. 12. 20. 11.­ ­10. 12. 10. 12. 
B e r l i n ­ C h a r l o t t e n b u r g 2 25. 11.­ ­10. 12. a) 24. 11.­ 10. 12. 10. 12. 

b) 26. 11.­ 10. 12. 
B e r l i n ­ F r i e d e n a u 26. 11.­ ­10. 12. 20. 11.­ ­10. 12. 
B e r l i n ­ S p a n d a u l 25. 11.­ ­10. 12. 20. 11.­ ­10. 12. 10. 12. 
B e r l i n ­ S t e g l i t z 26. 11.­ ­10. 12. 20. 11.­ ­10. 12. — 

( A n m e r k u n g e n : 1953 w u r d e n in S W 11 dre i E i n s ä t z e u n d i n C h a r l o t t e n b u r g 2 z w e i E i n s ä t z e 
benutzt , w o v o n der eine e in Maschinenhalbs tempel u n d der andere e in Maschinenganz­

s tempel w a r ; 1954 benutzte S W 11 dre i E i n s ä t z e u n d C h a r l o t t e n b u r g 2 w i e d e r u m z w e i E i n ­

s ä t z e , w i e 1953. D i e S t e m p e l a b d r u c k e v o n 1954 s ind besonders selten, w e i l sie n u r e inen T a g 
i m E i n s a t z waren . ) 

1955 H a n d s t e m p e l z u m E r s t t a g der unter 4. 
genannten M a r k e . I n s c h r i f t : „(22 a) D ü s ­

se ldorf 1 / T a g der V e r e i n t e n Nationen", 
in der Mitte u n t e r d e m D a t u m : „10 J a h r e / 
U N " . L a u f z e i t : 24. 10. (Abb. 5). 

( A b b . 5) 

6. 1957 H a n d s t e m p e l . I n s c h r i f t : „(24 a) H a m ­

b u r g 36 / 6. T a g u n g des B i n n e n v e r k e h r s ­

ausschusses", i n der Mitte oben H a m b u r ­

ger W a p p e n u n d u n t e n „ I L O " . (Abb. 6). 

(Abb. 6) 

7. 1957 H a n d n e b e n s t e m p e l z u m T a g d e r V e r ­

e inten Nat ionen, benutz t in B e r l i n . I n ­

echrift: „ S o n d e r l u f t p o s t / P A A — L u f t ­

h a n s a / 24. O k t o b e r / B e r l i n — N e w Y o r k " . 
A b b i l d u n g e n L u f t h a n s a ­ F l u g z e u g , U N ­

E m b l e m , K o n g r e ß h a l l e , B r a n d e n b u r g e r 
T o r u n d F u n k t u r m v o n B e r l i n . F a r b e : 
g r ü n . 

( A b b . 7) 

1958 Hands tempe l . Inschr i f t : „(22 c) K ö l n / 
51. T a g u n g des E x e k u t i v r a t s " i n der 
Mitte U N E S C O ­ E m b l e m . L a u f z e i t : 14.— 
26. 9. (Abb. 7). 
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9. 1958 Ganzsache (Umschlag) m i t E i n d r u c k 
der 25-Pf -Marke v o n B e r l i n „ L i l i e n t h a l -
denkmal" . L i n k s „ J a h r e s t a g / der / V e r ­
e inten Nat ionen" v o r d e m B u c h s t a b e n 
„ U N " . 

10. 1958 H a n d n e b e n s t e m p e l zu 9., benutzt in 
B e r l i n . Inschr i f t : „ m o b r i a 1958 / L u f t ­
h a n s a v i a F r a n k f u r t a. M . / 24. Oktober / 
B e r l i n — N e w Y o r k " . A b b i l d u n g e n w i e 7., 
n u r noch l i n k s U N - G e b ä u d e i n N e w Y o r k . 
F a r b e : rot. 

1958 Hands tempe l . Inschr i f t : „(22 c) K ö l n -
D e u t z / Deutsche Gesel l schaft / f ü r die 
V e r e i n t e n Nationen", i n der Mitte oben 
„ U N " u n d U N - E m b l e m , u n t e n „ S o n d e r - / 
s chau / S a m m l e r g r u p p e / V e r e i n t e Nat io ­
n e n / .Rhe ingo ld ' ". (Abb. 8) L a u f z e i t : 
31. 10.—9. 11. 

(Abb. 8) 

12. 1959 H a n d s t e m p e l . Inschr i f t : „(24 a) H a m ­
b u r g 36 / Welt jugendtage I N T E R P O S T A " , 
in der Mitte U N - E m b l e m . L a u f z e i t : 22.— 
23. 5. (Abb. 9). 

(Abb. 9) 

13. 1959 Masch inenha lbs tempe l z u m T a g der 
He imat . Inschr i f t : „13. 9. 1959 / T a g der 
H e i m a t / i m / W e l t f l ü c h t l i n g s j a h r " i m R a h ­
m e n (Abb. 10). V e r w e n d e t be i folgenden 
30 P o s t ä m t e r n : A a c h e n 1, A u g s b u r g 2, 
B e r l i n S W 11, B r a u n s c h w e i g 1, B r e m e n 5, 
D a r m s t a d t 2, D o r t m u n d 1, D ü s s e l d o r f 1, 

(Abb. 10) 

TAGderHEIMAT 
im 

Weliflücfitüngsjahr 

F r a n k f u r t a. M . , F r e i b u r g i . B r . 1, G ö p ­
pingen, H a g e n , H a m b u r g 1, H a m b u r g -
H a r b u r g 1, H a n n o v e r B P A , H i l d e s h e i m 1, 
K a r l s r u h e 2, K i e l 1, K ö l n 1, K o b l e n z 1, 
M ü n c h e n B P A , M ü n s t e r (Westf.) 2, N e u ­
s t a d t / W e i n s t r a ß e , N ü r n b e r g B P A , Regens ­
burg , S a a r b r ü c k e n 2, S tut tgart 9, T r i e r 1, 
T ü b i n g e n 1, W u p p e r t a l - B a r m e n 1. 

14. 1959 H a n d s t e m p e l . Inschr i f t : „(14 b) O b e r n ­
dorf (Neckar) / I . Oberndor fer B r i e f m a r ­
kenausste l lung", Mitte oben „ U N " „1945" 
„1959" u n d U N - E m b l e m , unten „E", „24.— 
26. 10. 1959" u n d O b e r n d o r f e r W a p p e n . 
(Abb. 11) L a u f z e i t : 24.-26. 10. 

(Abb. 11) 

15. 1959 Handnebens tempe l . Inschr i f t : „ S o n -
d e r - L u f t p o s t / Stut tgart 24. 10. 1959 N e w 
Y o r k . F a r b e : rot oder g r ü n . ( A n m e r k u n g : 
U N - E m b l e m , L u f t h a n s a - F l u g z e u g , F r e i ­
heitsstatue u n d W o l k e n k r a t z e r i n N e w 
Y o r k . F a r b e : rot oder g r ü n . ( A n m e r k u n g : 
E i n entsprechender Handnebens tempe l i n 
engl ischer Sprache u n d violet ter F a r b e 
w u r d e f ü r den R ü c k f l u g n a c h Stut tgart 
verwendet . ) 

16. 1959 Handnebens tempe l . I n s c h r i f t : , ,14 J a h r e 
V e r e i n t e Nat ionen / 1945—1959" u m das 
U N - E m b l e m . F a r b e : rot oder g r ü n . 

17. 1959 Ganzsache (Postkarte) m i t E i n d r u c k 
der 15-Pf -Marke v o n B e r l i n „ L u f t b r ü k -
k e n d e n k m a l " . L i n k s oben A b b i l d u n g eines 
L u f t h a n s a - F l u g z e u g e s , d a r u n t e r „ L u f t -
h a n s a - B o e i n g - D ü s e n v e r k e h r s f l u g z e u g " , 
l i n k s u n t e n „ J a h r e s t a g der V e r e i n t e n 
Nationen". 

18. 1959 H a n d n e b e n s t e m p e l z u 17. Ä h n l i c h 
N r . 10., n u r ohne I n s c h r i f t „ m o b r i a 1958". 
F a r b e : violett . 

(Abb. 12) 

19. 1959 Hands tempe l . Inschr i f t : „(22 c) K ö l n -
Deutz 1 / I A O / 5. T a g u n g / B e r a t e n d e r 
A u s s c h u ß / f ü r Angeste l l te u n d Geis tes ­
arbeiter". (Abb. 12) E r s t t a g : 23. 11. 

20. 1960 B r i e f m a r k e n a u s g a b e z u m W e l t f l ü c h t ­
l i n g s j a h r z u 10 P f g r ü n / s c h w a r z / l i l a 
u n d 40 P f koba l t / s c h w a r z / z iegelrot m i t 
A b b i l d u n g eines s t i l i s ierten B a u m e s i n 
d e r Wel tkuge l . M i c h e l - N r . 326/27. (Abb. 13) 
G ü l t i g k e i t s d a u e r : 7. 4. 1960—31. 12. 1961. 

21. 1960 H a n d s t e m p e l z u m E r s t t a g der u n t e r 
20. genannten M a r k e n . I n s c h r i f t : „(22 c) 
B o n n 1 / E r s t a u s g a b e / der / W e l t f l ü c h t ­
l i n g s j a h r - M a r k e n " . (Abb. 13) L a u f z e i t : 7. 4. 
( A n m e r k u n g : D i e A b b i l d u n g 13 zeigt den 
v o n den U N herausgegebenen off iziel len 
Br ie fumsch lag . ) 

(Abb. 14) 

22. 1960 Hands tempe l . Inschr i f t : „(17 b) T r i -
berg (Schwarzw. ) / P H I L A 1960 14.—18. 4." 
A b b i l d u n g e n : B r i e f m a r k e , F l u g z e u g , „ E " 
u n d S y m b o l des W e l t f l ü c h t l i n g s j a h r e s . 
(Abb. 14) L a u f z e i t : 14.—18. 4. 

(Abb. 13) 

X 

• # 
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(Abb. 15) 

23. 1961 Ganzsache (Umschlag) m i t E i n d r u c k 
der 25 -Pf -Marke v o n B e r l i n „ L i l i e n t h a l -
denkmal" . L i n k s E m b l e m der S a m m l e r ­
gruppe V e r e i n t e N a t i o n e n / E u r o p a , d a r ­
ü b e r „1956—J.961, 5 J a h r e " . (Abb. 15). 

24. 1961 H a n d s t e m p e l zu 23. Inschr i f t : „ E s s e n / 
5 J a h r e E u r o p a - A u s g a b e n — 10 J a h r e U N -
B r i e f m a r k e n — 5 J a h r e S a m m l e r g r u p p e 
V e r e i n t e Nat ionen / E u r o p a " , i n d e r Mitte 
E m b l e m der S a m m l e r g r u p p e . (Abb. 15). 
L a u f z e i t : 24. 9. 

(Abb. 16) 

25. 1962 H a n d s t e m p e l . Inschr i f t : „ B o n n 1 / 
S c h ü t z t das A u g e n l i c h t / Weltgesundhei ts ­
tag / 53". L a u f z e i t : 7. 4. (Weltgesundheits-
tag). ( A b b . 16). 

26. 1962 H a n d s t e m p e l . Inschr i f t : „ W e s t e r b u r g 
(Wes terw. ) / B r i e f m a r k e n - W e r b e s c h a u / 
u n d / G r o ß t a u s c h t a g / T r e f f e n der S a m m ­
l e r g r u p p e U N / E u r o p a / 5438". I n der Mitte 
n e b e n e i n a n d e r U N - F l a g g e u n d „ E " als 
E u r o p a - E m b l e m . L a u f z e i t : 13. 5. (Abb. 17). 

und ' w v 
Großtauschtag <=-s 

\TreffenderSammlerçruppeUN/Europa J 

13.5.1962 

5 4 3 8 

(Abb. 17) 

27. 1962 Hands tempe l . Inschr i f t : „ B o n n / 3.— 
22. 8. 1962 W e l t k a r t e n k o n f e r e n z / V e r e i n t e 
Nat ionen / 53" A b b i l d u n g e iner W e l t ­
kuge l . Welche Untersche idungsbuchstaben 
v o r k o m m e n , konnte noch n icht g e k l ä r t 
w e r d e n ; vorgelegen h a b e n b is lang n u r 
Stempe l m i t den B u c h s t a b e n „b". L a u f ­
zeit: 3.—22. 8. (Abb. 18). 

(Abb. 19) 

OMS 

I 
WHO 

KAMPF DER MALARIA 
24. Okt . 1962 - Tos der Vereinten Nat ionen 

Eröffnung der 
Antt-Molarla-Sriefmarken-Wcnder-Aussfellung 
der W H O für die Bundesrepublik Deutschland 

Im Amer lkahaul München 

Amerikahaus Essen: 26.11.62 * 10.12.1962 
Amerikohous Hornbürg : 17.12.62 - 2.1.1963 

28. 1962 G a n z s a c h e (Umschlag) m i t E i n d r u c k 
der 7 - P f - M a r k e d e r D a u e r s e r i e v o n B e r ­
l i n „ H l . E l i sabe th" . L i n k s Inschr i f t 
„ M A L A R E X " „ O M S " E m b l e m der A k t i o n 
K a m p f der M a l a r i a „ W H O " , d a r u n t e r : 
„ K a m p f der M a l a r i a " u n d „24. O k t . 1962— 
T a g der V e r e i n t e n N a t i o n e n / E r ö f f n u n g 
der / A n t i - M a l a r i a - B r i e f m a r k e n - W a n d e r -
A u s s t e l l u n g / der W H O f ü r d ie B u n d e s ­
r e p u b l i k D e u t s c h l a n d / i m A m e r i k a h a u s 
i n M ü n c h e n " . F ü r die A u s s t e l l u n g i n 
H a m b u r g u n d E s s e n w u r d e der U m ­
schlag m i t e i n e m z u s ä t z l i c h e n S t e m p e l 
v e r s e h e n : „ A m e r i k a h a u s E s s e n : 26. 11. 62 
—10. 12. 1962 / A m e r i k a h a u s H a m b u r g : 
17. 12. 62—2. 1. 1963". (Abb. 19). 

29. 1962 H a n d s t e m p e l z u 28. Inschr i f t : „ M ü n ­
chen 2 / K a m p f der M a l a r i a / 8". I n der 
Mitte E m b l e m d e r A n t i - M a l a r i a - A k t i o n 
(Abb. 20). L a u f z e i t : 24. 10. 

(Abb. 21) 

30. 1962 H a n d s t e m p e l zu 28. Inschr i f t : „ E s s e n / 
K a m p f der M a l a r i a / 43". I n der Mitte 
E m b l e m der A n t i - M a l a r i a - A k t i o n . 
(Abb. 21). L a u f z e i t : 10. 12. 

31. 1962 H a n d s t e m p e l z u 28. Inschr i f t : „ H a m ­
b u r g 36 / K a m p f der M a l a r i a / 2". I n der 
Mitte E m b l e m der A n t i - M a l a r i a - A k t i o n . 
(Abb. 22) L a u f z e i t : 17. 12. 
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UN und Sonderorganisationen in Kürze 

WHO-Budget für 1964 

Der Verwaltungsrat der Weltgesund­
heitsorganisation (WHO) bi l l ig te am 
28. Januar 1963 auf der Schlußsi tzung 
seiner 31. Tagung den vom General­
direktor Dr. Candau unterbreiteten 
Haushaltsvoranschlag für 1964 i n Höhe 
von 33 716 000 Dollar. Das bedeutet ge­
genübe r dem Vorjahr eine Steigerung 
um 7,4 v H . Die 16. Weltgesundheitsver­
sammlung, die am 7. M a i 1963 i n Genf 
beginnt, w i r d h i e r ü b e r endgül t ig ent­
scheiden. 

Adoula in Elisabethville und in Brüssel 

Der kongolesische Min i s t e rp räs iden t 
Adoula ist am 20. Februar 1963 erst­
mals nach Elisabethville, der Hauptstadt 
Katangas, geflogen, wo er von 5 000 A n ­
hänge rn , die mehrere Stunden auf dem 
Flugplatz gewartet hatten, begeistert 
beg rüß t wurde. Z u m offiziellen Emp­
fang Adoulas waren als Vertreter des 
katangesischen S t aa t sp rä s iden t en Moise 
Tschombe, der sich i m Ausland befand, 
der amtierende Chef der Provinzial-
regierung, Evariste Kimba, der leitende 
Vertreter der Vereinten Nationen i n 
Katanga, George Sherry, der Komman­
dant der U N - S t r e i t k r ä f t e i n Katanga 
sowie der residierende Minister der 
kongolesischen Zentralregierung i n K a ­
tanga, Joseph Ueo, erschienen. Der Be­
such Adoulas i n Elisabethville kann als 
Sinnbild der Wiedereingliederung der 
ab t rünn igen Provinz Katanga angesehen 
werden. 
Nur wenige Tage später , am 26. Februar, 
fand der erste Besuch des kongolesi­
schen Min i s t e rp räs iden ten i n Brüsse l 
statt. Der Besuch ist der Auf tak t der 
Normalisierung der außenpol i t i schen 
und wirtschaftlichen Beziehungen z w i ­
schen den beiden Staaten Kongo und 
Belgien. Die belgische Regierung ä u ß e r t e 
i n diesem Zusammenhang den Wunsch, 
ihre Zusammenarbeit m i t den Verein­
ten Nationen und deren Sonderorgani­
sationen i m Kongo fortzusetzen. Eine 
der seit 1960 anhäng igen Streitfragen 
ist das Schicksal des sogenannten „Kon­
go-Portefeuilles". Hie rmi t sind die f rü ­
heren Beteiligungen der belgischen K o ­
lonialverwaltung an allen industriellen 
G r o ß u n t e r n e h m e n des Kongo gemeint. 
Bis heute befinden sich diese A k t i e n ­
pakete noch i n belgischer Verwahrung, 
obgleich sie in den Besitz des kongo­
lesischen Staates ü b e r g e h e n sollten. I n ­
stanzen der Vereinten Nationen haben 
eine genaue Aufstellung der Streit­
fragen gemacht und Vorschläge für ihre 
Beilegung vorbereitet. 

Der König von Laos in den UN 

Der König von Laos, Sawang Vatthana, 
stattete am 23. Februar 1963 den Ver­
einten Nationen einen Besuch ab. Der 
König war Gast U Thants, mi t dem er 
eine l änge re Unterredung hatte. Der 

G e n e r a l s e k r e t ä r ä u ß e r t e sich zu Presse­
vertretern, daß er die Lage i n Laos 
optimistisch beurteile und an einen Er­
folg der neutralistischen Pol i t ik i n Laos 
glaube. 

Technische Hilfe für Algerien 

Die Vereinten Nationen eröffneten am 
24. Februar i n Algier eine erste Nieder­
lassung für ihre technische Hi l fe in 
Algerien. Zum Leiter wurde der f rühere 
Finanzminister Venezuelas, Manuel Pe­
rez-Guerrero, ernannt. 

Wirtschaftskommission für Afrika 

Die Wirtschaftskommission der Ver­
einten Nationen für Af r i ka (ECA), deren 
37 Mitglieder i n der Tabelle auf Seite 71 
dieses Heftes benannt sind, hiel t vom 
18. Februar bis 8. März 1963 i n Léopold-
v i l l e ihre 5. Jahrestagung ab. Sie be­
gann m i t einer Beg rüßungsansp rache 
durch den S t aa t s p r ä s i d en t en der Repu­
b l i k Kongo, P r ä s i d e n t Joseph Kasa-
wubu. Die Versammlung beschloß u . a., 
Südaf r ika und Portugal auszuschl ießen 
und die ordentliche Mitgliedschaft G r o ß ­
britanniens, Frankreichs und Spaniens 
i n eine assoziierte umzuwandeln. Die 
Entsch l ießung übe r Südaf r ika und Por­
tugal, die erst nach Bes tä t igung durch 
die Generalversammlung der Vereinten 
Nationen gül t ig w i r d , wurde m i t 30 
Stimmen, bei Gegenstimmen G r o ß b r i ­
tanniens, Frankreichs und Spaniens, 
angenommen. Sie sieht vor, Südaf r ika 
auszuschließen, solange die südaf r ika ­
nische Regierung ihre Apar theid-Pol i t ik 
beibehäl t , und Portugal die Mi tg l i ed­
schaft zu entziehen, solange die por tu­
giesische Regierung keine Afr ikaner i n 
ihrer Delegation an den Konferenzen 
teilnehmen läßt . Die Entsch l ießung über 
Großbr i t ann ien , Frankreich und Spa­
nien erhielt ebenfalls 30 Ja-Stimmen, 
zu denen auch G r o ß b r i t a n n i e n zählt . 
Südaf r ika , Portugal, Obervolta und die 
E l fenbe inküs te nahmen an der Tagung 
nicht te i l . VEREINTE N A T I O N E N w i r d 
i n der nächs ten Ausgabe einen Bericht 
übe r die Tagung bringen. — Zum näch­
sten Tagungsort wurde einstimmig A l ­
gier bestimmt. 

Dag Hammarskjöld-Gedächtnisfonds 

I n Anwesenheit des Untergeneralsekre­
t ä r s der Vereinten Nationen Ralph B u n ­
dle fand am 25. und 26. Februar 1963 
i n Stockholm eine Sitzung des P r ä ­
sidiums des Dag H a m m a r s k j ö l d - G e ­
dächtnisfonds statt. Es wurde beschlos­
sen, den Fonds zur Errichtung eines 
„Hammarsk jö ld -Cen t r e s " zu verwenden, 
i n dem besonders Angehör ige der Ent­
wicklungs länder eine Spezialausbildung 
i n Fragen der internationalen Zusam­
menarbeit erhalten sollen. Der Fonds 
verfügt gegenwär t ig ü b e r etwa 7 M i l l . 
Kronen, die i m wesentlichen i n Schwe­
den zusammengebracht worden sind. 

Koordination der Entwicklungshilfe 

Der Sonderausschuß für Koordinat ion 
der Entwicklungshilfe, der auf Grund 
eines Beschlusses des Wirtschafts- und 
Sozialrats eingesetzt wurde, hielt i n 
New Y o rk vom 25. bis zum 28. Februar 
seine erste Tagung ab. Sie diente dem 
Ziel, zu ü b e r p r ü f e n und vorzuschlagen, 
welche Gebiete durch die wirtschaft­
lichen und sozialen M a ß n a h m e n der 
Vereinten Nationen vor allem geför­
dert werden sollen, besonders i m H i n ­
blick auf das Jahrzehnt der Vereinten 
Nationen für Entwicklung. Die Spre­
cher von vier Sonderorganisationen der 
U N führ t en aus, d a ß mindestens die 
Hälf te ihrer Mi t t e l zur Erreichung des 
Ziels der Entwicklungsdekade veraus­
gabt w ü r d e . Das Komitee w i r d seine 
nächs te Sitzung am 13. Mai abhalten. 
Es besteht aus den Vertretern folgender 
Staaten: Äthiopien, D ä n e m a r k , Frank­
reich, Großbr i t ann ien , Jordanien, Jugo­
slawien, Kolumbien, den Niederlanden, 
der Sowjetunion und den Vereinigten 
Staaten. 

Die Niederlande und Indonesien 

haben ihre beiderseitigen diplomatischen 
Beziehungen wiederaufgenommen. Sie 
waren i m August 1959 abgebrochen w o r ­
den wegen des Streits u m Westneugui­
nea, das als f rühere n ieder ländische 
Kolonie von Indonesien beansprucht 
wurde, gegenwär t ig unter U N - V e r w a l ­
tung steht und am 1. Mai 1963 an Indo­
nesien übergeh t . Der indonesische Bot ­
schafter bei den Vereinten Nationen, 
L .N. Palar, teilte dem Gene ra l sek re t ä r 
U Thant am 26. Februar die Wieder­
aufnahme der Beziehungen durch ein 
Schreiben formell mi t . Damit hat eine 
weitere internationale Krise ihr Ende 
gefunden. 

Eugene Black Finanzberater der UN 

Der f rühe re P r ä s i d e n t der Weltbank, 
Eugene Black, hat auf Bi t t en des Gene­
ra l sek re t ä r s U Thant das A m t eines 
Finanzberaters der Vereinten Nationen 
angenommen, wie am 1. März 1963 be­
kanntgegeben wurde. Die Hauptaufgabe 
Blacks w i r d die Sanierung der Finanzen 
der Vereinten Nationen sein, wobei er 
seine besondere Aufmerksamkeit dem 
Verkauf der UN-Bonds und dem E i n ­
gang der rücks tänd igen Mitgliedsbei­
t r äge widmen w i r d . Black w i r d seine 
Aufgabe ehrenamtlich durchführen . 

I L O 

Die Regierung der Republik Elfenbein­
küs t e hat der Internationalen Arbei t s ­
organisation (ILO) in Genf einen Betrag 
von 12 000 Dollar zugunsten des I n s t i ­
tuts für Sozialstudien zukommen lassen. 

Die Mitgliedschaften in den Sonderor­
ganisationen der UN 

nach ihrem derzeitigen Stand sind i n 
den Tabellen auf den Seiten 69 und 70 
enthalten. Al le V e r ä n d e r u n g e n werden 
zukünft ig an dieser Stelle mitgeteilt . 
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Die Kongo­Aktion der Vereinten Nationen und die deutsche 
Wiedervereinigung 

A m 6. Februar 1963 kam es i n der Fragestunde des Bundes­

tages bezüglich der Vereinten Nationen zu folgenden Fragen 
und Antwor ten : 
Dr. Dr. h. c. Friedensburg (CDU): Is t die Bundesregierung ge­

w i l l t , dem Wunsch der Vereinten Nationen nach Beteiligung 
am Wirtschaftsboykott Katangas, durch den die Einheit des 
Kongogebietes wiederhergestellt werden soll, nur unter der 
ausdrückl ichen Bedingung nachzukommen, daß sich die Ver­

einten Nationen verpflichten, sich i n der gleichen Weise für 
die Wiedervereinigung der deutschen Einheit einzusetzen? 
Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: Herr P r ä ­

sident! — Die A n t w o r t auf die erste Frage lautet, daß diese 
Frage durch die Ereignisse ü b e r h o l t ist und daß der W i r t ­

schaftsboykott infolge Tschombes Einlenkung gegenstands­

los geworden ist. 
Dr. Dr. h. c. Friedensburg (CDU): Is t die Bundesregierung 
bereit, bei den Verhandlungen wegen einer Unte r s tü t zung 
der Kongo­Akt ion die Vereinten Nationen und auch die 
Weltöffent l ichkei t auf den moralischen und rechtlichen Wider­

sinn hinzuweisen, wenn für das Kongogebiet die staatliche 
Einheit durch internationalen Machteinsatz erzwungen wer­

den soll, obwohl sie lediglich auf dem Zufa l l der Kolon ia l ­

herrschaft beruht und weder s tammesmäßig , noch sprachlich, 
noch wirtschaftlich, noch geschichtlich, noch m i t dem Wil len 
der unmit te lbar betroffenen Bevölkerung b e g r ü n d e t werden 
kann, w ä h r e n d zahlreiche maßgebende Mitglieder der Ver­

einten Nationen gleichzeitig dem deutschen Volke trotz seines 
zwe i t ausend j äh r igen Einhe i t sbewußtse ins und trotz des W i l ­

lens der ü b e r w ä l t i g e n d e n Mehrheit der B e v ö l k e r u n g die A n ­

erkennung der Zweistaatentheorie zumuten? 
Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: Die Bundes­

republ ik hat als Nichtmitglied der Vereinten Nationen keine 
Möglichkei t , i n dieser Organisation i n der vorgeschlagenen 
Weise Einf luß auszuüben. Sie v e r s ä u m t aber se lb s tve r s t änd ­

lich keine Gelegenheit, u m vor der Weltöffent l ichkei t den 
deutschen Anspruch auf Wiedervereinigung und A u s ü b u n g 
des Selbstbestimmungsrechts zu erheben. W i r hoffen, d a ß die 
Afr ikaner unsere Wiedervereinigungspolitik un te r s tü t zen . I n 
gleicher Weise treten auch w i r für die Einheit der af r ikani ­

schen Staaten ein und lehnen die Unte r s tü t zung von Sezes­

sionsbestrebungen ab. Die Zentralregierung des Kongo (Léo­

poldvil le) unter Adoula hat sich s t ä rke r für die Wiederver­

einigung Deutschlands auf der Grundlage des Selbstbestim­

mungsrechts eingesetzt als viele andere afrikanische Staaten. 
Diese positive Stellung der Regierung Adoula zur Deutsch­

landfrage ist nicht zuletzt auf unser Eintreten für die E i n ­

heit des Kongo zurückzuführen . 
Dr. Dr. h. c. Friedensburg (CDU): Herr Bundesminister, meine 
Frage ging dahin, und ich wiederhole sie, ob die Bundes­

regierung es nicht für zweckmäßig gehalten hat, die einzig­

artige Gelegenheit, die die Kongo­Akt ion geboten hat, auszu­

nutzen, u m die Weltöffentl ichkeit i m ganzen auf die D r i n g ­

lichkeit des deutschen Anliegens nach Wiedervereinigung h i n ­

zuweisen und die Aufmerksamkeit und das Interesse der 
Weltöffent l ichkei t und auch der Staaten, die hauptsächl ich 
die Kongo­Akt ion ges tü tz t haben, dafür zu gewinnen, also 
die Öffent l ichkei t v ie l s t ä rke r für das deutsche Anliegen zu 
gewinnen, als es bisher gelungen ist. 
Bundesminister Dr. Schröder: Herr Kollege Friedensburg, ich 
habe, glaube ich, i n meiner zweiten Antwor t gesagt, wo der 
Unterschied liegt. Das eine ist die Frage, was w i r unmi t te l ­

bar i n den Vereinten Nationen t un können . Das andere ist 
die Frage, was w i r allgemein t un können . I n dem, was w i r 
allgemein t un können , sind zwei Dinge zu unterscheiden: 
generelle B e m ü h u n g e n z. B. durch die Publikationen unserer 
letzten Dokumentation, die allen Regierungen m i t Ausnahme 

der Ostblockstaaten über re i ch t worden ist, und die bilaterale 
Betä t igung auf diesem Gebiet. Beides t un wir , glaube ich, i n 
dem Umfang, i n dem das möglich ist. 
Dr. Dr. h. c. Friedensburg (CDU): Herr Bundesminister, ist 
Ihnen irgendeine Verlautbarung bekannt, die auf den von 
mir betonten Widersinn hingewiesen hat? 
Bundesminister Dr. Schröder: Ich glaube, Herr Kollege Fr ie ­

densburg, daß es sehr schwer w ä r e , einen solchen Einzelfall 
wie diesen, bei dem w i r innerhalb der Vereinten Nationen 
keine Möglichkei t haben, t ä t ig zu werden, sozusagen als ein 
Schulbeispiel zu entwickeln. Das k ö n n e n w i r i n einer gene­

rellen Weise nach meiner Uberzeugung nicht tun. 
Dr. Kohut (FDP): Herr Minister, ist die Bundesregierung trotz 
des ideell­politischen Kompensa t ionsgeschäf t s — Anerken­

nung der na tü r l i chen Wiedervereinigungsbestrebungen bei 
uns und Anerkennung der u n n a t ü r l i c h e n Wiedervereinigungs­

bestrebungen des Kongo­Staates — nicht der Meinung, d a ß 
bei dem Vorgehen der Vereinten Nationen gegen den Staat 
Katanga das Selbstbestimmungsrecht der Völker m i t F ü ß e n 
getreten worden ist? 
Bundesminister Dr. Schröder: Herr Kollege Kohut, ich halte 
es nicht für zweckmäßig , i n einem Augenblick, i n dem eine 
die Welt weit interessierende Auseinandersetzung mögl icher ­

weise jetzt zu einem von allen Beteiligten bejahten Ende 
kommt, noch einmal die Sache i n kontroverser Weise aufzu­

greifen. 
(Zum Sachverhalt der Fragen w i r d auf die verschiedenen 
Abhandlungen ü b e r die Kongo­Akt ion der Vereinten Nationen 
i n den Heften 1/62 ff. der Zeitschrift sowie auf die auf vor­

liegenden Seiten 56 ff. enthaltene Auffassung des General­

sekretariats der U N verwiesen. Die Red.) 

Der Landesverband Berlin 

der Deutschen Gesellschaft für die Vereinten Nationen hatte 
i m vergangenen Jahr einen Zugang von 236 neuen Mitgliedern 
zu verzeichnen. 

Bundesminister Barzel zu Berlin und UN 

Der Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen, Rainer 
Barzel, hielt am 16. Februar 1963, dem Vorabend der Berliner 
Wahlen, eine Rundfunkansprache, i n der er sich u. a. m i t 
Ä u ß e r u n g e n Chruschtschows und Ulbrichts befaßte . I n seiner 
Zurückwe i sung s tütz t sich Barzel auf das i n der Satzung der 
Vereinten Nationen den Völkern garantierte Selbstbestim­

mungsrecht. Die Stelle lautet: 
„Wal te r Ulbricht hat es für richtig gehalten, sich durch Fern­

sehen und Rundfunk i n den Berliner Wahlkampf einzu­

mischen. Sein Part war kläglich und schlecht beraten. Ulbricht 
sprach von der Notwendigkeit der Normalisierung. Was 
eigentlich ist anomal? Anomal sind die Mauer, der Stachel­

draht und der Schießbefehl ; anomal ist die Reisebeschränkung 
von Ost nach West; anomal ist die Zers tö rung der mensch­

lichen Bande i n Ber l in durch die Mauer; anomal ist die Spal­

tung unseres Vaterlandes; anomal ist der sowjetische K o l o ­

nialismus i n Mitteleuropa ; anomal ist die Verweigerung des i n 
der UN­Satzung den Völkern garantierten Selbstbestim­

mungsrechts für alle Deutschen. Normalisierung: Ja. Der Weg 
dazu ist i n der UN­Satzung vorgezeichnet. Er heiß t allein: 
Selbstbestimmung. Wer UN­Flaggen ü b e r Ber l in fordert — 
wie es Chruschtschow und Ulbricht e in t rächt ig t un —, sollte 
zunächst das fundamentale Prinzip der U N gelten lassen. Und 
das he iß t : Selbstbestimmung." 

Deutsche Beteiligung am Hilfsprogramm der U N E S C O — 
Qualifizierte Bewerber gesucht 

36 deutsche Experten waren i m Jahre 1962 i n sechs afr ikani ­

schen L ä n d e r n , i n vier Staaten des Vorderen Orients, i n drei 
asiatischen und vier lateinamerikanischen L ä n d e r n i m Rah­

men des Technischen Hilfsprogramms der Organisation der 
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Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und K u l t u r 
(UNESCO) tät ig . Sie leisteten Hil fe beim Aufbau der Ver­
waltung, des Bibliotheks- und Erziehungswesen als Dozenten 
der Univers i tä ten , Gewerbeschulen, technischen und p ä d a ­
gogischen Hochschulen. I m Sudan w i r k t ein deutscher 
UNESCO-Experte als Leiter der Afr ican School-Planning-
Group, i n Mogadischio (Somalia) arbeitet ein deutscher Fach­
mann als Berater beim Aufbau des Bibliothekwesens, und i n 
Afghanistan bekleidet ein Sachvers tänd iger aus der Bundes­
republik den Posten des Direktors an der Kandahar Tech­
nical-School. Die meisten deutschen Experten ü b e r n a h m e n 
eine langfristige Tät igkei t i n den Entwick lungs ländern . Einige 
von ihnen wurden aber auch zu kurzfristigen Missionen von 
zwei- bis sechsmonatiger Dauer entsandt. 
Gemessen an der Zahl von 12 000 Stellen i m Rahmen des 
Technischen Hilfsprogramms der UNESCO nimmt sich die 
deutsche Beteiligung m i t 36 i m vergangenen Jahr bescheiden 
aus. Dennoch liegt die Bundesrepublik unter allen sich an 
diesem Programm beteiligenden L ä n d e r n nach Frankreich, 
Großbr i t ann i en und den USA noch vor der Sowjetunion an 
vierter Stelle. 
Die deutsche Kontaktstelle für das Technische Hilfsprogramm 
der UNESCO ist der Deutsche Akademische Austauschdienst 
(DAAD). I h m obliegt es, der UNESCO geeignete Kandidaten 
für die jeweils offenen Stellen vorzuschlagen. Geeignete Sach­
vers tänd ige werden sehr gesucht. Es mangelt an deutschen 
Bewerbern, was durch die angespannte Arbeitsmarktlage und 
die Über l a s tung deutscher Hochschullehrer verursacht w i r d . 
Eine weitere Schwierigkeit ergibt sich i m Gegensatz zur Be­
nennung französischer, britischer und amerikanischer Exper­
ten für deutsche Kandidaten durch das Sprachenproblem. 
A n die UNESCO-Experten werden hohe Anforderungen ge­
stellt. I n der Regel kommen nur Bewerber mi t abgeschlos­
senem Hochschulstudium, i n einzelnen Fä l l en auch mi t Fach­
schulabschluß (HTL-Ingenieure), i n Frage, die eine mehr­
jähr ige Lehrerfahrung nachweisen müssen und a u ß e r d e m 
administrative Fäh igke i t en haben sollten. Eine weitere Vor­
aussetzung ist die Beherrschung mindestens einer modernen 
Fremdsprache. Die Endauswahl der Bewerber erfolgt in 
internationaler Konkurrenz i n Paris. Der Deutsche Akade­
mische Austauschdienst, Bad Godesberg, Frankengraben 50, 
n immt jederzeit Bewerbungen geeigneter Persönl ichkei ten 
entgegen. 

Paul Hoffman in Bonn — Erhöhung des deutschen Beitrags 
zum Sonderfonds 

Der jetzige Generaldirektor des Sonderfonds der Vereinten 
Nationen für Technische Hilfe und f rühere Marshall-Plan-
Verwalter, Mr . Paul G. Hoffman, hiel t sich am 25. und 
26. Februar zu Besprechungen i n Bonn auf. Er befand sich auf 
einer Reise durch mehrere europäische Länder , u m auf die 
Möglichkeiten des Sonderfonds zur Ü b e r n a h m e zusätzl icher 
Projekte der Technischen Hil fe i n den En twick lungs lände rn 
hinzuweisen. Er hatte u. a. Besprechungen m i t S t aa t s s ek re t ä r 
Professor Viaion vom Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und nahm an einer interministeriellen A r ­
beitsbesprechung, die unter dem Vorsitz von Minis ter ia l ­
direktor Dr. Sonnenhol i m gleichen Minis ter ium stattfand, 
teil . Die Bundesrepublik hat i m Hinblick auf die A u s f ü h r u n ­
gen Hoffmans ihren Beitrag zum Sonderfonds und zum Er­
weiterten Programm für Technische Hil fe der Vereinten 
Nationen ab 1963 u m 2 M i l l . D M auf insgesamt 32 M i l l . D M 
erhöht . Sie steht damit nach den USA und Großbr i t ann ien als 
Geberland an dri t ter Stelle. Die Vertreter der Bundesregierung 
brachten Mr . Hoffman gegenüber ihrerseits den Wunsch nach 
einer s t ä rke ren personellen Beteiligung der Bundesrepublik 
i m höheren Dienst des Sonderfonds der Vereinten Nationen 
zum Ausdruck. Hoffman stand diesem Wunsch sehr aufge­
schlossen gegenüber . Zur Zeit sind aus der Bundesrepublik 
drei Fachleute i m Rahmen des Sonderfonds t ä t i g : einer als 
Leiter der Programmabteilung i n der Zentrale der Organi­
sation i n New York und zwei als Regionalvertreter mi t dem 
Sitz i n Jordanien bzw. i n Venezuela. 
Der Sonderfonds hat bisher 286 Projekte i n Entwicklungs­
l ä n d e r n verwirk l icht bzw. eingeleitet. Es handelt sich dabei 
durchweg u m Projekte m i t einem Kostenaufwand von übe r 
250 000 Dollar. Vorbedingung für eine Beteiligung des Fonds 

ist, d a ß das betreffende Entwicklungsland einen erheblichen 
Tei l der Projektkosten, i m Durchschnitt etwa 60 v H , selbst, 
und zwar vor dem Beginn der Arbeiten, aufbringt. 

IAEO-Erhebung i n der Bundesrepublik 

A n einer Erhebung der Internationalen Atomenergie-Organi­
sation (IAEO) übe r den Stand der industriellen Anwendung 
der Radioisotope und speziell von den durch sie ermögl ichten 
Einsparungen w i r d sich auch die Bundesrepublik als M i t ­
gliedstaat der Organisation beteiligen. Man erwartet, d a ß die 
Auswertung der Erhebung wesentlich zu einer s t ä rke ren Ver­
wendung von radioaktiven Stoffen i n der Industrie be i t räg t . 
A u ß e r d e m w i r d die Erhebung erstmals Vergleiche zwischen 
den einzelnen L ä n d e r n ermöglichen. Bisherige Untersuchun­
gen ähnl icher A r t i n Großbr i t ann ien , Frankreich und den USA 
ließen solche Vergleiche kaum zu, da die zur Verfügung 
stehenden Unterlagen zu unterschiedlich waren. I m Zuge 
der Erhebung werden i n den nächs ten Wochen den industr ie l­
len Verwendern von Radioisotopen von den jeweiligen L a n ­
desbehörden Fragebogen und M e r k b l ä t t e r m i t der Bit te ü b e r ­
sandt, sie mi t den Ergebnissen der Jahre 1961 und 1962 zu­
rückzusenden. Die Untersuchung ist vertraulich. Die A n t w o r ­
ten der an der Umfrage beteiligten Firmen werden nicht an 
die IAEO weitergegeben; diese e rhä l t nur die Endergebnisse. 
Fragebogen, M e r k b l ä t t e r und Auskünf t e sind gegebenenfalls 
von den zus tänd igen L a n d e s b e h ö r d e n oder vom Bundesver­
band der Deutschen Industrie anzufordern. 

Der Vize -Präs iden t der Weltbank i n Bonn 
Bundeswirtschaftsminister Professor Erhard empfing am 7. 
März in Bonn den Vize -P räs iden ten der Weltbank, Joseph 
Burke Knapp, der sich m i t einer kleinen Delegation auf einer 
e inwöchigen Deutschlandreise zur Herstellung von Kontakten 
zu f ü h r e n d e n Persönl ichke i ten i n Pol i t ik und Wirtschaft 
befand. Burke hatte weitere Besprechungen mi t Industriellen 
und dem Hamburger Überseehande l . Zum Schluß seines 
Deutschlandaufenthaltes besuchte er Ber l in . Der V ize -P rä s i ­
dent füh r t e vor Journalisten aus, daß die Weltbank vorerst 
keine neuen Anleihen aufzunehmen brauche, da sie l iquide 
sei. Zukünf t ig k ö n n e jedoch die Weltbank durchaus wieder 
an Anleihen in der Bundesrepublik interessiert sein. Vor ­
erst sei der deutsche Kapitalzins jedoch zu hoch. Die Welt ­
bank könne keinen höheren Zinssatz als 5 v H akzeptieren. 
I m übr igen werde es immer schwieriger, k r e d i t w ü r d i g e L ä n ­
der zu finden, an die größere Be t räge ausgeliehen werden 
könn ten . Entweder benöt ige ein Land keine M i t t e l der Wel t ­
bank oder es habe schon eine zu große Darlehenslast zu t r a ­
gen, wie etwa Indien oder Pakistan. I m Gegensatz zu den 
harten Bedingungen der Weltbank sind die der Internationa­
len Entwicklungs-Organisation (IDA), einer Tochtergesell­
schaft der Weltbank, ä u ß e r s t milde und dementsprechend 
sehr gefragt. Ihre Kredite kosten nur »U v H Provision und 
haben eine Laufzeit bis zu 50 Jahren. Ende des jetzigen Ge­
schäfts jahres w i r d das Kapi ta l der I D A i n Höhe von 1 M r d . 
Dollar ausgeschöpft sein. Verhandlungen m i t den Mitgl ieds­
l ä n d e r n übe r eine Kapitalaufstockung sind i m Gange. 

Stars singen für F lücht l inge 
Dreizehn international bekannte Stars haben unter der 
Regie des amerikanischen Filmschauspielers Y u l Brynner 
eine Langspielplatte besungen und bespielt, die seit Anfang 
März i n der ganzen Welt unter dem Namen „Al l -S ta r Festi­
va l " verkauft w i r d . A l l e beteiligten Stars und Vertriebsstellen 
stellten sich honorarfrei zur Verfügung. Der Gesamter lös 
w i r d dem Flücht l ingswerk der Vereinten Nationen zufließen. 
I n Deutschland eröffnete der R e p r ä s e n t a n t des Hohen K o m ­
missars der Vereinten Nationen für Flüchtl inge, Dr. Kadosa, 
den Vertr ieb der „Al l -S ta r Festival"-Platte durch Ü b e r r e i ­
chung der Platte an einige hohe Persönl ichke i ten am 4. März . 
I n den B u n d e s l ä n d e r n wurden die F lücht l ingsminis te r ien be­
teil igt . Der Verkauf der Platte i n Westdeutschland ist er­
freulich hoch. Bis zum 28. März wurden 119 516 Stück abge­
setzt. Die 30cm-Platte kostet nur 10 D M und liegt damit i m 
Preis wei t unter vergleichbaren Platten. „Al l -S ta r Festival" 
ist i n den Schal lp la t tengeschäf ten erhäl t l ich oder gegebenen­
falls durch Einzahlung von 10 D M auf das Postscheckkonto 
UNO 300 500, Hamburg. 
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Afghan i s tan + + + + + + + + + + + + + 
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- - - — — + — — — — 
A r g e n t i n i e n + + + + + + + + + + + + + 9 
Ä t h i o p i e n + + + + + + + + + + + + + + — — 
A u s t r a l i e n + + + + + + + + + + + + + + + 
Belg i en + + + + + + + + + + + + + + + + 
B i r m a + 4- + + + + + + + + + + + + + + 
B o l i v i e n + + + + + + + + + + + + + + — — 
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B u l g a r i e n + + + — + + + + + — 
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- + + + + + + + + + + + + + + ' + 
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+ — — + + + + — — — 

Mongolische V o l k s r e p u b l i k + 
- -

+ + 
Nepal + — + + + + + — — + + + — — — 

Neusee land + • + + + + + + 
-

+ + + + + + + 
N i c a r a g u a + + + + + + + + + + + + + + 

-
+ 

Nieder lande + + + + + + + H- + + + + + + + + 
Niger + — + + + - — — — + + + + — — 
Niger ia + - + + + + + + + + + + + + + + 
Norwegen + + + + + + + + + + + + + + + + 
Obervo l ta + — + + + + — — — — + — + + — — 

Ö s t e r r e i c h 4 + + + + + + + + + + + + + 
-

+ 
P a k i s t a n + 4 + + + + + + + + + + + + + + 
P a n a m a + - + + + + + + + + + + — + — 

P a r a g u a y + + + + + + + + + 4. + + + + 
- -

P e r u + + + + + + + + + + + + + + - + 
P h i l i p p i n e n + + 4- + + + + + + + + 4 + + 

- -
Polen + + + + + + — — — — + + + + + — 

P o r t u g a l + + + + 
-

+ + — - + + + + 
-

+ 
Rhodes i en u n d N j a s s a l a n d + + — + 
R u m ä n i e n + + + + + + — -
R w a n d a + — + - + + — — — — - — 4 — - — 

S a n M a r i n o 
-

— — - - - - - — — 
-

+ — 
-

— -
S a u d i ­ A r a b i e n + + — + _l_ + -j_ + + + 4 + + + — -
S c h w e d e n + + + + _1_ + + + + + + + + + + + 
S c h w e i z — + + + + + — — - — + + + + + 9 

Senegal + + + + + + + + + + + + + + + 
-

S i e r r a L e o n e + — + + + + + + + + + + + + — + 
S o m a l i a + — + + + + J - + + + 

-
+ + — — -

Sowje tun ion + + + 
-

+ + 
- - — - -

+ + 4 4 
-

S p a n i e n + + + + + + + + + + + + + + + 9 

S ü d a f r i k a + + + + — + + + + + + + + + — + 
S u d a n + + + + + л. + + + + + + + + 

-
— 

S ü d ­ K o r e a — + — + + + + + + — + + + + + — 

S ü d ­ V i e t n a m — J_ + + + + + + 4. — + + + + — -
S y r i e n + - + + + + + + + + + + + + + 

-
T a n g a n j i k a + — + + + + + + + + + — 4 + — + 
T h a i l a n d + + + + + + + + + + + + + + 

-
— 

Togo + — + + -f- + + + + + 
-

+ + + - -
T r i n i d a d u n d Tobago + — — - + + + 
T s c h a d + — + + _l_ + — — — — + + + + — — 

Tschechos lowake i + + + — + + — — — — + + + + — + 
T u n e s i e n + + + + + + + + + + + + + + — 9 

T ü r k e i + + + + + + + + + + + + + + + + 
Uganda + — - -

+ + + 
U k r a i n e + + + — + — — — — — + + + - — 

U n g a r n + + + - + + + + + 
- — 

U r u g u a y + + + + + + + + — — + + + + — + 
V a t i k a n — + + + — — — 

Venezue la + + + + 4­ + + -f- — + + + + + — — 

Vere in ig te Arabi sche R e p . + + + + + + + 4. + + + + + + + 9 

Vereinigte Staaten + 4 + + + + + + 4 + + + + + + 
W e i ß r u ß l a n d + + + — + + + + + — — 

Westsamoa - - - — — + — — — — — — — — - -
Z e n t r a l a f r i k a n i s c h e R e p . + — + + + + — - — — + + + + — — 

Z y p e r n + — + + + + 
+ 

+ + + + + — — — 

Gesamtzahl 110 81 105 100» 113» 117' 84 83 74 73 98 117* 117» 118' 53» 449 
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A n m e r k u n g e n : 
1 D i e vo l len Beze i chnungen der i m K o p f 

verwendeten A b k ü r z u n g e n f ü r die mit 
den V e r e i n t e n N a t i o n e n v e r b u n d e n e n 
in ternat iona len O r g a n i s a t i o n e n l a u t e n (die 
U N s ind in der ers ten Spa l te z u m V e r ­
gleich z u s ä t z l i c h a u f g e f ü h r t ) : I A E A — I n ­
ternat ionale Atomenerg ieorgan i sa t ion; I L O 

— Internat iona le Arbe i t sorgan i sa t ion ; F A O 
— E r n S h r u n g s - u n d L a n d w i r t s c h a f t s o r g a ­
nisat ion; U N E S C O — Organi sa t ion der 
V e r e i n t e n N a t i o n e n f ü r E r z i e h u n g , W i s ­
senschaft u n d K u l t u r ; W H O — Weltge­
sundhe i t sorgani sa t ion; F U N D — W e l t ­
w ä h r u n g s f o n d s ; B A N K — W e l t b a n k ; I D A 

— I n t e r n a t i o n a l e E n t w i c k l u n g s - O r g a n i s a ­
tion; I F C — I n t e r n a t i o n a l e F i n a n z k o r p o ­
rat ion; I C A O — In terna t ion a l e Z iv i l lu f t ­
fahr torgani sa t ion; U P U — Wel tpostvere in; 
I T U — I n t e r n a t i o n a l e r F e r n m e l d e v e r e i n ; 
W M O — Wel torgan i sa t ion f ü r Meteorologie; 
I M C O — Zwischens taa t l i che Beratende 
Seesch i f fahrtorgani sa t ion; G A T T — A l l ­
gemeines A b k o m m e n ü b e r Z ö l l e u n d H a n ­
del . O b w o h l G A T T ke ine Sonderorgani ­
sat ion der U N ist, w i r d sie in der Tabe l l e 
w e g e n i h r e r engen Z u s a m m e n a r b e i t mit 
v e r s c h i e d e n e n Sonderorganisat ionen mit 
a u f g e f ü h r t . 

2 F A O h a t z u s ä t z l i c h 4 assoziierte Mitgl ie­
d e r : B r i t i s c h - G u a y a n a ; J a m a i k a ; M a u r i ­
t ius; R h o d e s i e n u n d N j a s s a l a n d . 

3 U N E S C O hat z u s ä t z l i c h 3 assoziierte Mit ­
g l ieder: K a t a r ; M a u r i t i u s ; S ingapur . 

4 W H O h a t z u s ä t z l i c h 1 assozi iertes Mitgl ied: 
R h o d e s i e n u n d N j a s s a l a n d . 

5 D i e G e s a m t z a h l v o n U P U s c h l i e ß t folgende 
7 Geb ie t e als Mitg l ieder e in : die n i e d e r l ä n ­
d i schen A n t i l l e n u n d S u r i n a m ; die por tu ­
gies ischen P r o v i n z e n in W e s t a f r i k a ; die por­
tugies ischen P r o v i n z e n in Os ta fr ika , As ien 
u n d O z e a n i e n ; die spanischen T e r r i t o r i e n 
in A f r i k a ; die engl i schen Ü b e r s e e g e b i e t e 
e insch l . der K o l o n i e n , Protektorate und 
der d u r c h G r o ß b r i t a n n i e n verwal te ten 
U N - T r e u h a n d g e b i e t e ; die v o m F r a n z ö ­
s i schen Post - u n d F e r n m e l d e m i n i s t e r i u m 
tugies ischen U b e r s e e p r o v i n z e n ; die U S A -
T e r r i t o r i e n e inschl . des durch die U S A 
v e r w a l t e t e n U N - T r e u h a n d g e b i e t s i m P a ­
cif ic . 

6 D i e G e s a m t z a h l von I T U s c h l i e ß t folgende 
5 Gebie te als Mitg l ieder e in : die Ü b e r ­
seestaaten der F r a n z ö s i s c h e n U n i o n und 
die f r a n z ö s i s c h e n Ü b e r s e e g e b i e t e ; die 
spanischen P r o v i n z e n in A f r i k a ; die por­
tugies ischen U b e r s e e p r o v i n z e n ; die U S A -
T e r r i t o r i e n ; die Uberseegebiete f ü r inter ­
nat ionale B e z i e h u n g e n , f ü r die die R e ­
g ierung G r o ß b r i t a n n i e n s verantwort l i ch 
ist. I T U hat z u s ä t z l i c h 2 assoziierte Mi t ­
gl ieder: B r i t i s c h - O s t a f r i k a ; S ingapur und 
B r i t i s c h - N o r d b o r n e o . 

7 Die G e s a m t z a h l v o n W M O s c h l i e ß t folgen­
de 14 Gebie te als Mi tg l i eder ein, die ihre 
e igenen meteorologischen Stat ionen haben: 
B r i t i s c h - O s t a f r i k a e inschl . der Seyche l l en; 
F r a n z ö s i s c h - P o l y n e s i e n ; F r a n z ö s i s c h - S o m a -
l i l and; H o n g k o n g ; M a u r i t i u s ; die n ieder­
l ä n d i s c h e n A n t i l l e n ; Wes tneugu inea; N e u -
ka ledonien; P o r t u g i e s i s c h - O s t a f r i k a ; P o r -
tugies isch-Westaf r i k a ; S p a n i s c h - G u i n e a ; 
S u r i n a m ; W e s t i n d i e n u n d andere englische 
T e r r i t o r i e n i m K a r i b i s c h e n R a u m . 

8 I M C O hat z u s ä t z l i c h 1 assozi iertes Mit ­
gl ied: S a r a w a k u n d Nordborneo . 

9 A u ß e r den 44 V e r t r a g s p a r t e i e n hat G A T T 
7, in dieser T a b e l l e m i t 9 gekenn­
zeichnete Mitgl ieder, die besondere A r t e n 
von Mitgl iedschaften haben . 

DIE M I T G L I E D S C H A F T E N I N U N - O R G A N E N FUR 1963 (Forts.) 

Verwaltungsrat des 
Weltkinderhilfswerks (UNICEF) (30) 

Afghan i s tan 

B r a s i l i e n 

B u l g a r i e n 

B u n d e s r e p u b l i k Deutsch land 

C h i l e 

C h i n a 

D o m i n i k a n i s c h e R e p u b l i k 

E l S a l v a d o r 

F r a n k r e i c h 

G r o ß b r i t a n n i e n 

I n d i e n 

I s r a e l 

I t a l i e n 

J a p a n 

K a n a d a 

M e x i k o 

Niger ia 

P a k i s t a n 

P h i l i p p i n e n 

Po len 

Schweden 

Schweiz 

Senegal 

Sowje tun ion 

Spanien 

S u d a n 

T u n e s i e n 

T ü r k e i 

U r u g u a y 

Vereinigte Staaten 

Ausschuß für die 
friedliche Benutzung 
des Weltraums (28) 

A l b a n i e n 

Argent in ien 

Aus tra l i en 

Belgien 

B r a s i l i e n 

B u l g a r i e n 

F r a n k r e i c h 

G r o ß b r i t a n n i e n 

Ind ien 

I r a n 

I ta l i en 

J a p a n 

K a n a d a 

L i b a n o n 

M a r o k k o 

Mex iko 

Mongolische V o l k s r e p u b l i k 

Ö s t e r r e i c h 

Po len 

R u m ä n i e n 

Schweden 

S i e r r a L e o n e 

Sowje tun ion 

T s c h a d 

Tschechos lowakei 

U n g a r n 

Vere in igte Arab i sche R e p u b l i k 

Vere in ig te S taaten 

Verwaltungsrat des Sonderfonds (18) 

B r a s i l i e n 

F r a n k r e i c h 

G h a n a 

G r o ß b r i t a n n i e n 

G u a t e m a l a 

Indones i en 

I ta l i en 

J a p a n 

K a n a d a 

M e x i k o 

Nieder lande 

P h i l i p p i n e n 

Po len 

S c h w e d e n 

Senegal 

Sowje tun ion 

U r u g u a y 

Vere in ig te S taaten 

Wirtschaftskommission für Afrika (37) 
A l g e r i e n 

Ä t h i o p i e n 

B u r u n d i 

D a h o m e 

E l f e n b e i n k ü s t e 

F r a n k r e i c h 

G a b u n 

G h a n a 

G r o ß b r i t a n n i e n 

G u i n e a 

K a m e r u n 

K o n g o (Brazzav i l l e ) 

K o n g o ( L é o p o l d v i l l e ) 

L i b e r i a 

L i b y e n 

M a d a g a s k a r 

M a l i 

M a r o k k o 

M a u r e t a n i e n 

Niger 

Niger ia 

Obervo l ta 

Por tuga l 

R w a n d a 

Senegal 

S i e r r a L e o n e 

Somal ia 

Span ien 

S ü d a f r i k a 

S u d a n 

T a n g a n j i k a 

Togo 

T s c h a d 

T u n e s i e n 

U g a n d a 

Vere in igte Arabi sche R e p u b l i k 

Z e n t r a l a f r i k a n i s c h e R e p u b l i k 

Assozi ierte Mitgl ieder 

Basuto land , Be t schuana land u n d 

S w a z i l a n d 

G a m b i a 

K e n i a u n d S a n s i b a r 

Rhodes i en und N j a s s a l a n d 
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Wirtschaftskommission 
für Lateinamerika (25) 

A r g e n t i n i e n 

B o l i v i e n 

B r a s i l i e n 

C h i l e 

Costa R i c a 

D o m i n i k a n i s c h e R e p u b l i k 

E c u a d o r 

E l S a l v a d o r 

F r a n k r e i c h 

G r o ß b r i t a n n i e n 

G u a t e m a l a 

H a i t i 

H o n d u r a s 

K a n a d a 

K o l u m b i e n 

K u b a 

M e x i k o 

N i c a r a g u a 

Nieder lande 

P a n a m a 

P a r a g u a y 

P e r u 

U r u g u a y 

V e n e z u e l a 

Vere in ig te S taaten 

Assoz i ier te Mitg l ieder 

B r i t i s c h G u a y a n a 

B r i t i s c h H o n d u r a s oder Be l i ze 

Wirtschaftskommission 
für Asien und den Fernen Osten (25) 

A f g h a n i s t a n 

A u s t r a l i e n 

B i r m a 

C e y l o n 

C h i n a 

F r a n k r e i c h 

G r o ß b r i t a n n i e n 

I n d i e n 

Indones ien 

I r a n 

J a p a n 

K a m b o d s c h a 

L a o s 

Mala i i s cher B u n d 

Mongolische V o l k s r e p u b l i k 

N e p a l 

Neusee land 

Nieder lande 

P a k i s t a n 

P h i l i p p i n e n 

S o w j e t u n i o n 

S ü d - K o r e a 

S ü d - V i e t n a m 

T h a i l a n d 

Vere in ig te S taaten 

Assoz i i er te Mitg l ieder 

B r u n e i 

Hongkong 

N o r d - B o r n e o u n d S a r a w a k 

S i n g a p u r 

Kommission 
für Bevölkerungsfragen (18) 

B e l g i e n 

C e y l o n 

C h i n a 

E l S a l v a d o r 

F r a n k r e i c h 

G h a n a 

G r i e c h e n l a n d 

G r o ß b r i t a n n i e n 

I n d i e n 

I t a l i e n 

J a p a n 

M e x i k o 

S o w j e t u n i o n 

S y r i e n 

U k r a i n e 

U r u g u a y 

Vere in ig te A r a b i s c h e R e p u b l i k 

Vere in ig te S taaten 

Kommission 
für Betäubungsmittel (21) 

B r a s i l i e n 

B u n d e s r e p u b l i k Deutsch land 

C h i n a 

F r a n k r e i c h 

G r o ß b r i t a n n i e n 

I n d i e n 

I r a n 

J a p a n 

J u g o s l a w i e n 

K a n a d a 

M a r o k k o 

M e x i k o 

P e r u 

P o l e n 

Schweiz 

S o w j e t u n i o n 

S ü d - K o r e a 

T ü r k e i 

U n g a r n 

Vere in ig te A r a b i s c h e R e p u b l i k 

Vere in ig te S taaten 

T u n e s i e n 

U r u g u a y 

Vere in ig te A r a b i s c h e R e p u b l i k 

Vere in ig te S taaten 

Wissenschaftlicher Ausschuß 
zur Untersuchung 
der Atomstrahlenwirkung (15) 

A r g e n t i n i e n 

A u s t r a l i e n 

B e l g i e n 

B r a s i l i e n 

F r a n k r e i c h 

G r o ß b r i t a n n i e n 

I n d i e n 

J a p a n 

K a n a d a 

M e x i k o 

S c h w e d e n 

S o w j e t u n i o n 

Tschechos lowake i 

Vere in ig te A r a b i s c h e R e p u b l i k 

Vere in ig te Staaten 

Internationaler Gerichtshof (15) 
R i c a r d o J . A l f a r o , P a n a m a 

(bis 1964) ( V i z e - P r ä s i d e n t ) 

A b d e l H a m i d B a d a w i , Vere in ig te 

A r a b i s c h e R e p u b l i k (bis 1967) 

J u l e s B a s d e v a n t , F r a n k r e i c h 

(bis 1964) 

Jose L u i s B u s t a m a n t e y R i v e r o , 

P e r u (bis 1970) 

Rober to C o r d o v a , M e x i k o (bis 1964) 

S i r G e r a l d F i t z m a u r i e e , G r o ß b r i ­

t a n n i e n (bis 1964) 

P h i l i p C . Jes sup , Vere in ig te S t a a ­

ten (bis 1970) 

V . K . Wel l ington K o o , C h i n a 

(bis 1967) 

V l a d i m i r M . K o r e t s k y , S o w j e t ­

u n i o n (bis 1970) 

Gaetano More l l i , I t a l i e n (bis 1970) 

L u c i o M . Moreno Q u i n t a n a , A r g e n ­

t in ien (bis 1964) 

S i r P e r c y Spender , A u s t r a l i e n 

(bis 1967) 

J e a n Spiropoulos , G r i e c h e n l a n d 

(bis 1967) 

K o t a r o T a n a k a , J a p a n (bis 1970) 

B o h d a n W i n i a r s k i , P o l e n (bis 1967) 

( P r ä s i d e n t ) 

HANNOVEFHMESSE 1963 
2 8 . A p r i l - 7 . Mai 1 9 6 3 
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Jranffurt er allgemeine 
ZEITUNG FUR DEUTSCHLAND 

DAS J U N G E W E L T B L A T T M I T A L T E R T R A D I T I O N 

Mit Redaktionshiiros in Berlin, Bonn, Düsseldorf, Hamburg. Hannover, 

Köln, München, Saarbrücken, Stuttgart, 

London. Paris, New York / Washington und eigenen Korrespondenten 

in Athen, Brüssel, Buenos Aires, Moskau, Neu-Delhi, Pretoria, 

Rom, Tokio, Warschau, Wien und Zürich. 

Eine meinungsbildende Zeitung mit meinungsbildenden Lesern 

unter den Gebildeten aller Stände von der Nordsee bis zu den Alpen. 

deren Zahl täglich weil über eine Million reicht, 

weil jedes Exemplar durchschnittlich von fünf Lesern studiert wird. 

Auflage von Montag bis Freitag über 260 000, 

samstags über 330 000 Exemplare. 

J Frankfurt am Main, HellerhofstraBe 2—4. Postfach 3463, Telefon 33 05 31 Fernschreiber 04-122: 



Wie auf diesem ferngesteuerten Stahlentnahmewagen im neu errichteten 
Stahlwerk Oxelösund ist auch in vielen anderen Hüttenwerken der 
Schriftzug PINTSCH BAMAG das Zeichen für unbedingte Zuverlässig­

keit im rauhesten Betrieb. 
Die P I N T S C H B A M A G l iefert alles, was für den rationellen Transport 
von Roheisen, Stahl, Schlacke, heißen Brammen und Blöcken gebraucht 
wird. 

This remote control steel disposal car in Steel Mill of Oxelösund is 
another i l lustration of PINTSCH BAMAG's equipment built for reliability 
in heavy duty service. 
PINTSCH BAMAG supplies all media to move molten i ron, steel, slag, 
hot bars and ingots. 

PINTSCH B A M A G 
А К T I E N G E S E L L S C H A F T 

K Ö L N - B A Y E N T H A L • W E S T G E R M A N Y 
T E L E P H O N E : 38 11 41 

T E L E X : 8 8 8 2 6 2 2 
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